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Afrika wird hierzulande häufig als ein Ort der Armut, Naturkatastrophen und Kriege 
gesehen. Doch auch wenn der Kontinent seit Ende der Kolonialzeit mit unzähligen 
Konflikten zu kämpfen hatte, so wurden bewaffnete Auseinandersetzungen und 
Kriege immer wieder beendet und überwunden. Daher soll in dieser Arbeit Afrika 
nicht nur als ein Ort von Krieg, Gewalt und politischer Instabilität betrachtet werden, 
sondern vor allen Dingen als ein Ort der Hoffnung und der Heilung, die durch die 
ständigen Bemühungen, Frieden zu schaffen, erhalten bleiben. 
Auf dem Weg zum Frieden spielt die Entwicklungszusammenarbeit in Afrika neben 
Politik, Militär und Zivilbevölkerung eine Rolle. In international agierenden 
Organisationen versucht die EZA mit gezielten Maßnahmen Trennungslinien in der 
Gesellschaft zu überwinden, bewaffnete Auseinandersetzungen zu beenden und 
Konfliktauslösende Faktoren wie Staatsverfall oder Armut  zu bearbeiten. Die 
Entwicklungszusammenarbeit zielt beim Friedensaufbau darauf ab Konflikte 
beizulegen und Land und Gesellschaft wieder aufzubauen, um einen stabilen und 
anhaltenden Frieden zu schaffen. Die Vorgehensweisen und Strategien hierfür 
können je nach Projekt und Ort unterschiedlich sein und müssen auf die jeweilige 
Situation des Landes passen. Darüber hinaus gibt es aber auch grundlegende 
Maßnahmen und Ideen nach denen sich die Entwicklungszusammenarbeit ausrichtet.  
Welche Maßnahmen zum Friedensaufbau es gibt soll in dieser Arbeit genauer 
betrachtet werden. Im theoretischen Teil werden wissenschaftliche Sichtweisen zum 
Thema Frieden und Friedensaufbau in Entwicklungsländern beschrieben. Als 
Beispiel dienen im weiteren Teil der Arbeit die Vereinten Nationen, die Europäische 
Union und die österreichische EZA,  um die gedanklichen Ansätze und die konkreten 
Vorgehensweisen von international agierenden Organisationen zu erfassen. Wie 
solche Maßnahmen in der Praxis zur Anwendung kommen soll anhand eines  










Mit welchen theoretischen Ansätzen und praktischen Vorgehensweisen der 
Entwicklungszusammenarbeit versuchen international agierende Organisationen, wie 





International agierende Organisationen formulieren theoretische Ansätze und 
praktische Vorgehensweisen in ähnlicher Weise und bilden einen Konsens über die 
Friedensaufbaumaßnahmen durch die Entwicklungszusammenarbeit. 
 
Die theoretischen Ansätze und praktischen Vorgehensweisen der international 
agierenden Organisationen zum Friedensaufbau durch die 
Entwicklungszusammenarbeit lassen sich in realen Projekten, wie am Beispiel des 






















Zur Bearbeitung der Forschungsfrage und der Thesen sollen in dieser Arbeit 
einschlägige Ansätze zum Friedensaufbau in der Entwicklungszusammenarbeit 
betrachtet werden. Auf theoretischer Ebene werden daher die Rahmenbedingungen 
und Faktoren von Friedensaufbauprozessen beschrieben.  
 
Zu Beginn der Arbeit werden einführend Konflikte und Kriege in Afrika beleuchtet. 
Die Kenntnis und das Verständnis von Konfliktursachen, Akteuren, Verlauf und 
Beendigung sind notwendiges Vorwissen für die folgende Friedensarbeit. Eine 
detaillierte Betrachtung von Konflikten ist eine Vorrausetzung für das Vorgehen der 
Entwicklungszusammenarbeit, da sich diese den jeweiligen Rahmenbedingungen 
und Entwicklungen des Landes anzupassen versucht. Die Beendigung von 
Konflikten beispielsweise durch Militär oder Politik sollen allerdings nur am Rande 
zum besseren Verständnis der Vorbedingungen des Friedens betrachtet werden. 
Entwicklungszusammenarbeitsmethoden, die in Zeiten des negativen Friedens 
angewendet werden, wie beispielsweise der DDR-Ansatz (disarmament, 
demobilisation and reintegration), sind deshalb für diese Arbeit nicht relevant. 
Im Verlauf der Arbeit werden Friedenstheorien vorgestellt. Da sich die 
Forschungsfrage auf Johan Galtung und dessen Ansatz des positiven Friedens 
bezieht werden dessen Theorien ausführlich beschrieben. Galtung gilt als einer der 
führenden Denker im Bereich Friedens- und Konfliktforschung und wird in vielen 
anderen Theorien, die auch hier genannt werden, als Ausgangspunkt verwendet. 
Das Konzept des positiven Friedens ist für diese Arbeit bedeutend, da der Fokus auf 
Situationen gelegt werden soll, in der die Entwicklungszusammenarbeit in einem 
relativ stabilen Umfeld agieren kann. Die Methoden die in dieser Arbeit betrachtet 
werden sollen, wie beispielsweise die Versöhnungsarbeit, können immer erst in 
Angriff genommen werden, wenn ein Krieg oder bewaffneter Konflikt beendet ist, 
Waffenruhe und Friedensabkommen hergestellt wurden und ein erster negativer 
Frieden gegeben ist. Galtung ist somit auch ein Ausgangspunkt dieser Arbeit und 
deswegen Teil der Forschungsfrage. Daher werden im theoretischen Teil die 
Theorien Galtungs ausführlich betrachtet.  
Neben Galtung werden weitere Friedenstheoretische Ansätze ausgeführt. Diese 
Arbeit soll sich im Diskurs über Friedens- und Konfliktforschung bewegen. Dazu wird 
die Friedensarbeit  durch die Entwicklungszusammenarbeit im Laufe der 
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Vergangenheit, deren Bedeutung und die theoretischen Ansätze und Methoden 
genauer beschrieben. Als Beispiel für die theoretischen Ausführungen soll daher 
auch die Darstellung eines praktischen traditionellen Lösungsansatzes in Uganda, 
das Mato Oput, dienen. 
 
Zur Veranschaulichung der entwicklungspolitischen Maßnahmen zur Friedensarbeit 
sollen im empirischen Teil der Arbeit drei international agierende Organisationen 
betrachtet werden. Dazu werden drei Organisationen herangezogen, die sich auf 
unterschiedlichen Ebenen bewegen: Die United Nations Organisation, UNO, als 
internationale Organisation, die Europäische Union, EU, als supranationale 
Organisation, und die österreichische Entwicklungszusammenarbeit, OEZA, bzw. die 
Austrian Development Agency, ADA, als nationale Organisation. Jede dieser 
Organisationen bildet einen Akteur in der internationalen 
Entwicklungszusammenarbeit und soll deswegen in ihrer Funktion und ihrem 
Handeln kurz vorgestellt werden. Im Weiteren sollen die theoretischen Ansätzen und 
Vorgehensweisen der Organisationen erfasst werden. Hierfür sollen offizielle 
Dokumente, wie Resolutionen, Strategiepapiere und Handlungsvorgaben, analysiert 
werden, um die entwicklungspolitischen Maßnahmen und Ausrichtungen zur 
Friedensarbeit zu sammeln und vergleichen zu können. Dadurch soll der ersten 
These, nämlich inwieweit sich die international agierenden Organisationen inhaltlich 
in der Friedensarbeit ähneln, nachgegangen werden.  
 
Als Länderbeispiel für die Themenstellung dient Uganda. Das Land eignet sich für 
die Fragestellung dieser Arbeit, da es lange Zeit von bewaffneten Konflikten betroffen 
war. Seit einigen Jahren wird nun versucht, die Konfliktreiche Vergangenheit zu 
bewältigen und einen andauernden Frieden zu gestalten. Zur Veranschaulichung 
entwicklungspolitischer Maßnahmen wird die Arbeit der Austrian Development 
Agency, ADA, in Uganda betrachtet. Diese engagiert sich dort seit Jahren im Bereich 
des Friedensaufbaus. Als Beispiel wird das JLOS-Programm, dem Justice, Law and 
Order Sektor, herangezogen. Dieses Programm soll die Bearbeitung der zweiten 
These, inwiefern sich die theoretischen Ansätze und Vorgehensweisen international 
agierender Organisationen in einzelnen Projekten wieder finden lassen, ermöglichen. 
Auch ist es hier von Interesse wie die verschiedenen Strategiepapiere der OEZA und 
der ADA mit dem Projekt zum einen und der UN und der EU zum anderen verwoben 
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sind. Deshalb sollen in diesem Teil der Arbeit die offiziellen Dokumente der ADA und 
ein Interview mit der ADA-Mitarbeiterin Monika Tortschanoff, die für das JLOS-
Programm mitverantwortlich ist, im Vergleich mit den theoretischen Ansätzen und 




1.4 Relevanz und Eingrenzung 
 
Bewaffnete Konflikte und Kriege führen in einem Land zu unkontrollierten 
Migrationsbewegungen, zu höheren Umweltbelastungen, zur Destabilisierung der 
Gesellschaft und der Regierungsstrukturen, breiten sich auf benachbarte Länder aus, 
bilden eine Brutstätte für Terrorismus und organisierte Kriminalität und verursachen 
eine geringere wirtschaftliche Entwicklung, in der die BIP-Zuwachsrate um 
durchschnittlich 2% fällt. Konflikte wirken sich demnach auf alle Phasen des 
Entwicklungszyklus aus. (EU 2005) Umgekehrt führen Armut und die ungleiche 
Verteilung von Ressourcen überhaupt erst zu Auseinandersetzungen in armen 
Ländern, weswegen die Armutsbekämpfung und die Beseitigung von Ungleichheiten, 
also Problemfelder der Entwicklungszusammenarbeit,  ein zentraler Bestandteil der 
globalen Friedenspolitik darstellt. (Michal-Misak 2008: 235) 
 
„Wie in der ESS und im Konsens zur Entwicklung (2005) anerkannt wird, ist eine 
nachhaltige Entwicklung ohne Frieden und Sicherheit nicht möglich und wird es 
ohne Entwicklung und Beseitigung der Armut keinen dauerhaften Frieden 
geben.“ (EU 2008: 8) 
 
 
Ein sicherer und stabiler Frieden ist daher eine Grundvoraussetzung um nachhaltige 
Entwicklungszusammenarbeit leisten zu können. Nur in einem friedlichen Umfeld 
kann die EZA frei agieren und langfristige Maßnahmen für die Entwicklung eines 
Landes umsetzen. Umgekehrt kann ein positiver Frieden nur dann nachhaltig und 
dauerhaft anhalten, wenn die Entwicklungshilfe nach einer Konflikt- oder 
Kriegssituation den Wiederaufbau des Landes organisiert und dabei ein positives 
Verständnis von Frieden und Miteinander mitgestaltet. Demnach braucht die EZA 
den Frieden und umgekehrt braucht der Frieden die EZA. Etwas drastischer 
ausgedrückt: Ohne Frieden ist also keine EZA und ohne EZA kein Frieden möglich. 
Zwischen Frieden und Entwicklungszusammenarbeit besteht also ein reziprokes 
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Verhältnis. Deshalb müssen Frieden und Friedensaufbaumaßnahmen ein zentraler 
Bestandteil von Entwicklungsansätzen sein.  
 
Ein Schwerpunkt dieser Arbeit, ist die Betrachtung von Friedensansätzen, die auf 
einen langfristigen Zeitraum ausgelegt sind.  
Denn die Friedensarbeit konzentriert sich immer noch zu sehr auf kurzzeitige 
Maßnahmen zur politischen Stabilisierung, wie Waffenstillstand, Demobilisierung, 
Demilitarisierung, Reintegration von ehemaligen Kämpfern, Rückführung von 
Flüchtlingen, eine Verfassung aufsetzen und Wahlen abhalten. Langfristige Ziele wie 
sozioökonomischer Wandel und sozialpsychologische Versöhnung werden immer 
noch vernachlässigt. Es entsteht eine institutionelle Lücke und die 
Konzeptualisierung von Frieden beeinflusst das Denken und Handeln von 
PolitikerInnen, EntscheidungsträgerInnen und AkademikerInnen. Stabilität und 
Ordnung wird gegenüber der Festigung des Friedens Vorzug gegeben. (Ali/Matthews 
2004: 407)  
 
„(.) there is a tendency on the part of practitioners to downplay or even 
overlook the central contribution that development can make to peace. In 
the early stages of peacebuilding, development is overshadowed by 
issues of military security and short-term emergency relief (.).” 
(Ali/Matthews 2004: 415) 
 
Auch die meisten Studien über das Thema Friedensaufbau untersuchen nur die 
kurzzeitigen Maßnahmen während der Übergangsperiode nach einem 
Friedensabkommen. Längerfristige Ziele wie Versöhnung oder sozialökonomische 
Veränderungen werden in der Literatur weniger analysiert, obwohl dies für 
anhaltenden Frieden notwendig wäre. Denn Frieden entsteht nicht in den paar 
Jahren nach einem Friedensabkommen, sondern erfordert einen lange andauernden 
Prozess. (Ali/Matthews 2004: 3) 
Der Zeitraum direkt nach Beendigung eines Konfliktes, in dem erste kurzfristige 
Maßnahmen, wie der DDR-Ansatz, ergriffen werden, wird in dieser Arbeit als Phase 
des negativen Friedens verstanden. Hier geht es erstmal darum ein sicheres und 
stabiles Umfeld zu schaffen, um der EZA in der Folge die Möglichkeit zu geben, mit 
langfristigen Friedensaufbaumaßnahmen zu beginnen. Diese folgende Phase, in der 
die EZA auf lange Sicht versucht den ersten Frieden abzusichern und nachhaltig zu 
gestalten, soll daher als Phase des positiven Friedens verstanden werden. Dieser 
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Prozess des positiven Friedens und die Friedensaufbaumaßnahmen der EZA in 






Der Begriff Peacebuilding ist in der Literatur eng mit dem militärischen Vorgehen der 
UN, dem Peacekeeping, verbunden. Wenn in dieser Arbeit von Friedensarbeit und 
Friedensaufbau die Rede ist, dann sind damit allerdings allgemeine Friedensarbeit in 
der Entwicklungsarbeit gemeint und nicht militärische Friedensinterventionen. Nur in 
Bezug auf die UN wird von den militärischen Aspekten des Peacekeepings, den 
Blauhelmen oder von Friedenstruppen gesprochen. 
 
Transitional Justice soll hier als ein soziales Instrument des Friedensaufbaus 
verstanden werden. Eine rechtswissenschaftliche Betrachtung oder die inhaltliche 
Formulierung der Gesetzeslage des Transitional Justice in Uganda sind in dem hier 
verfolgten Zusammenhang nicht Ziel führend. Eine rein rechtliche oder 
rechtswissenschaftliche Betrachtung würde außerdem von westlichen Grundlagen 
und Ansichten von Recht ausgehen. Transitional Justice soll genau dies nicht tun. 
Diese Arbeit konzentriert sich daher auf die gesellschaftlichen und sozialen 
Auswirkungen und Prozesse des Transitional Justice und wie diese für den Frieden 










2. Konflikte in Afrika 
 
2.1 Kriege und Konflikte  
 
Afrika wird oft als Ort voller Kriege, hoffnungsloser Friedensbemühungen, ungelöster 
Rivalitäten und Spannungen gesehen. Dazu kommt von innen und auch von außen 
der Druck, Demokratie und Toleranz zu fördern. Und trotzdem entstehen oft nach der 
Beendigung von Konflikten neue autoritäre Regierungsformen. Deshalb ist es wichtig, 
die Begleitumstände und den Kontext der jeweiligen Situation zu betrachten. 
(Furley/Roy 2006: 1)  
 
Laut dem UCDP, dem Uppsala Conflict Data Programme, wird die Bezeichnung 
Krieg ab einer Opferzahl von 1000 im Jahr definiert. Die Intensität von Konflikten 
anhand quantitativer Daten zu erfassen und zu kategorisieren ist allerdings 
problematisch. Zum einen ist diese Zahl im Verhältnis zu Ländern mit geringer 
Einwohnerzahl unproportional. In Afrika können zum anderen viele Opfer gar nicht in 
der Statistik erfasst werden, aufgrund der unterschiedlichen Ursprünge der Gewalt, 
beispielsweise bei Todesopfern außerhalb des Gesetzes wie Banditentum. 
(Furley/Roy 2006: 2f) Zwischenstaatliche Konflikte haben seit der Kolonialzeit kaum 
mehr stattgefunden, außer dem Krieg zwischen Uganda und Tansania zwischen 
1978 und 1979. Die Grenzen zwischen zwei souveränen Staaten wurden allerdings 
öfter umkämpft, meist ohne zu einem zwischenstaatlichen Krieg zu eskalieren. 
Ausnahmen sind hier zum Beispiel der Konflikt zwischen Äthiopien und Eritrea 1977 
bis 1978 oder zwischen Somalia und Äthiopien 1998 bis 2002. (Furley/Roy 2006: 3)  
Noch schwerer zu definieren sind Bürgerkriege, da es unterschiedliche Formen von 
Konflikten gibt wie politische Gewalt, Sezession, Terrorismus, Genozid oder 
organisiertes Verbrechen. Der Begriff Bürgerkrieg ist daher unpräzise und wird als 
willkürlicher Begriff für verschiedene Umstände verwendet. Beispielsweise werden 
Sezessionskriege oft gar nicht von dem UCDP als Krieg erfasst, da sie sich oft über 
einen langen Zeitraum erstrecken und nicht innerhalb eines Jahres zu der 
vorgegebenen Zahl von 1000 Opfern führen, aber trotzdem massive Auswirkungen 
haben. (Furley/Roy 2006: 3) 
Beispielsweise der Kampf um die Region Katanga im Kongo oder der Biafra Konflikt 
in Nigeria haben international kaum Aufmerksamkeit bekommen und wurden als 
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Wahrung der kolonialen Grenzen und territorialen Integrität verstanden. (Furley/Roy 
2006: 3f)  Viele Konflikte in Afrika können bis in die Unabhängigkeitsbewegungen 
Mitte des 20. Jahrhunderts zurückverfolgt werden, weshalb es post-koloniale Kriege 
sind und nicht unbedingt Bürgerkriege. Die Zeit der Unabhängigkeit war auch die Zeit 
des Kalten Krieges. Außenstehende Staaten waren daher oft in Konflikten involviert. 
Die kämpfenden Parteien in einem Bürgerkrieg können also auch aus einem anderen 
Land kommen. (Furley/Roy 2006: 4) Ein einschlägiges Beispiel ist die Demokratische 
Republik Kongo, wo neun afrikanische Länder gemeinsam mit kongolesischen 
Alliierten auf kongolesischen Boden kämpften. (Furley/Roy 2006: 4) 
 
Durch totale Kriege und moderne Waffen sind seit 1945 mindestens 80% der 
Kriegsopfer Zivilisten. Oft ist auch die vertriebene Zivilbevölkerung in 
Flüchtlingslagern ein weiteres Sicherheitsrisiko, da die Infrastruktur herausgefordert 
wird und Feindseligkeiten in der Region entstehen. (Jackson 2006: 16f) 
 
„In effect, even if all of Africa’s wars ended immediately, the long-term 
impact on economic development would continue for many 
decades.“ (Jackson 2006: 17) 
 
Die meisten der zerstörerischsten Kriege haben nach 1988 stattgefunden, also nach 
dem Ende des Kalten Krieges. Die 1990er waren eine Periode der schlimmsten und 
katastrophalsten Konflikte in Afrika. Und abgesehen von wenigen Ausnahmen waren 
all diese Kriege innerstaatlich. (Jackson 2006: 17) Die Kriege der 1990er waren 
sogar oft Teil zusammenhängender regionaler Komplexe. Zum Beispiel breiteten sich 
die Instabilität und die Konfliktpunkte von Liberia nach Sierra Leone, Guinea und der 
Elfenbeinküste aus. Oder der Konflikt in der Region um die afrikanischen Großen 
Seen betraf Uganda, Ruanda, Burundi, Demokratische Republik Kongo und Kongo-
Brazaville. (Jackson 2006: 18) 
Zusätzlich zu der großen Anzahl an Kriegen gab es auch etliche Rebellionen und 
Militärputsche innerhalb vieler Staaten im subsaharischen Raum Afrikas. Im Jahr 
2006 gab es genau 12 Staatsoberhäupter, die sich durch Militärgewalt ins Amt 
geputscht haben, beispielsweise Präsident Ben Ali in Tunesien oder Präsident al-
Bashir im Sudan. (Jackson 2006: 19) 
Die so genannte dritte Welle der Demokratie in Afrika Anfang der 1990er war nur ein 
kurzes Zwischenspiel zwischen militärischen Interventionen. Aufstände, 
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Putschversuche und Rebellengruppen bürgerten sich schnell wieder ein. 
Militärisches Eingreifen in politische Angelegenheiten endete dabei meist in noch 
mehr Gewalt. (Jackson 2006: 19) 
 
Die Kriege in Afrika sind außerdem durch hybride Strategien gekennzeichnet, 
bestehend aus konventionellen und unkonventionellen Vorgehen des Militärs hin zur 
asymmetrischen Kriegführung. Deswegen kommt neben dem konventionellen Militär 
auch Rebellion, Guerilla, Terrorismus, Sabotage, Gangs oder Banditentum vor. 
Dabei haben sich leider Menschenrechtsverletzungen, also Terror und Folter, als 
nützliches Mittel bewiesen, um soziale Kontrolle zu aufzubauen und ein System von 
Macht und Profit zu etablieren. Mittel hierfür sind beispielsweise ethnische 
Säuberung, Verstümmelung, Mord, Massenvergewaltigungen, rituelle Gewalt, 
Zwangswehrpflicht von Minderheiten oder absichtlich herbeigeführte Hungersnöte. 
Menschenrechtsverletzungen gehören daher mittlerweile zu den primären 
Militärstrategien und haben das konventionelle militärische Vorgehen längst ersetzt. 
Zum Beispiel hat in Sierra Leone die RUF Amputationen durchgeführt, um die 
Wahlen zu unterbrechen. In Ruanda, als weiteres Beispiel, war Vergewaltigung ein 
verbreitetes Mittel, um die Tutsi zu terrorisieren und zu degradieren. (Jackson 2006: 
21) Diese Taktik hat sich von Somalia über den Irak bis hin zu Afghanistan als 
nützliche Vorgehensweise gegenüber der technologischen Übermacht der westlichen 






Die Akteure in afrikanischen Kriegen entsprechen kaum dem klassischen Konzept 
von organisierten, hierarchischen, disziplinierten, uniformierten und professionellen 
Armeen. In Afrika sind eher eine Vielzahl an unterschiedlichen, militärischen und 
zivilen Akteuren beteiligt, dazu gehören staatliches Militär, RebellenInnen, private 
Milizen (staatlich engagiert oder lokal organisierte, religiöse oder tribale Milizen), 
Warlords, kriminelle Banden, SöldnerInnen, private Sicherheitsfirmen, multinationale 
und lokale Unternehmen, NGOs, Peacekeepers, KindersoldatenInnen und viele mehr. 
Die meisten dieser Akteure haben keine hierarchischen Strukturen und die 
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Bündnispartner können variieren und sich verschieben. Daher kann es vor allem für 
Außenstehende problematisch sein, die eigentlichen Kriegsparteien zu bestimmen. 
Die Akteure sind meist in ein komplexes (Kriegs-) Netzwerk eingebunden. Es wird 
um territoriale Grenzen, wirtschaftliche Interessen und um Gruppenidentitäten 
gekämpft. (Jackson 2006: 20) 
Die Verschiedenheiten zwischen den einzelnen Kriegsparteien sind daher Ursache 
und Konsequenz für die heutigen Kriegsausmaße. Aktive Kämpfer sind von der 
Zivilbevölkerung kaum mehr zu unterscheiden. Daher tut sich beispielsweise das 
traditionell organisierte Militär der USA in Kriegen wie im Irak so schwer, da sie noch 
nicht einmal in der Lage sind den Feind klar zu identifizieren. (Jackson 2006: 20) 
 
Die unterschiedlichen Ziele der einzelnen KriegsteilnehmerInnen sind ebenfalls kaum 
in Kategorisierungen zu fassen. Die Vielfältigkeit der Kriegsparteien ergibt immer 
noch mehr Interessen und Ziele, die verfolgt werden. Egal ob diese politisch, 
ökonomisch,  kulturell, lokal, national oder international bedingt sind, sie werden nicht 
mehr von dem theoretischen Ansatz nach Clausewitz erfasst. Die einen sind bemüht 
Missstände zu bekämpfen und Selbstbestimmung zu bekommen, während die 
anderen chauvinistische, ethnische, nationalistische oder religiöse Ziele verfolgen, 
was oft zu ethnisch oder religiös reinen Gruppen, Genozid oder der Erhaltung der 
Macht der Elite hinführen soll. (Jackson 2006: 20) 
Viele lokale Akteure wollen sich den Zugang zu natürlichen Ressourcen sichern, ein 
Ziel auf dem immer mehr Konflikte in Afrika beruhen, wie beispielsweise die 
Sicherung des Zugangs zu Wasser oder die Verteilung von Acker- und Weideflächen. 
Auch wertvolle Rohstoffe wie der Diamantenabbau sind hier von Interesse. 
Wirtschaftliche Vorteile wie die Ausbeutung gewinnbringender Ressourcen, 
Kapitalakkumulation und das Monopol auf Handelsbereiche spielen in diesem 
Zusammenhang also ebenfalls eine große Rolle. In einigen Fällen, zum Beispiel bei 
illegalem Ressourcenabbau, kann der andauernde Kriegszustand profitabler sein als 
zu Friedenszeiten. Gewalt wird dadurch zum gewinnbringenden Mittel für die, die sie 
ausüben und sie wird zur antreibenden Kraft. Ein Ende der Gewalt liegt dadurch nicht 
im Interesse der Akteure. (Jackson 2006: 20f) 
 
Die internationale Gemeinschaft involviert sich in Friedensprozesse unterschiedlich 
stark. Die Unterstützung kann hilfreich sein, kann sich aber auch verschlimmernd auf 
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eine Krisenregion auswirken. Ein positives Beispiel ist Uganda. 1987 startete das 
Economic and Recovery Program mit Hilfe des IWF und bilateralen Gebern. Der 
entstandene ökonomische Aufschwung führte 1996 das Projekt in eine zweite Phase, 
in der der wirtschaftliche Gewinn zur Verbesserung der Lebensgrundlage für die 
Menschen in Uganda umgesetzt wurde. Dies führte zu einer ökonomischen Wende in 
Uganda (Ali/Matthews 2004: 406):  
 
„The annual growth of its GDP averaged 6 per cent between 1990 and 
2000, the number of Ugandans living under the poverty line fell from 56 
per cent in 1992 to 35 per cent in 2000, and school enrolment doubled.” 
(Ali/Matthews 2004: 406) 
 
Die Anforderungen zum Friedensaufbau und die Ziele der Geber können allerdings 
im Widerspruch zueinander stehen. So werden Hilfsmaßnahmen an Bedingungen 
gekoppelt, beispielsweise im Bereich der wirtschaftlichen Entwicklung. Aus einer 
makroökonomischen Perspektive der Geber sollen Regierungen nach einem Konflikt 
laufende Ausgaben kürzen, obwohl dies aus dem Blickwinkel des Friedensaufbaus 
der Zeitpunkt ist, die staatlichen Ausgaben zu erweitern. (Ali/Matthews 2004: 407) 
 
Außenstehende intervenieren immer mit der Einstellung, eine Lösung in den Konflikt 
einzubringen. Deswegen sind sie da. Die Lösungsansätze und die Anerkennung von 
diesen variieren allerdings sehr, je nach Charakter des Konflikts. Hier gibt es eine 
große Bandbreite in der Rolle der FriedensarbeiterInnen. Entscheidend ist hier, ob 
FriedensinitiatorInnen helfen eine Einigung, die die Konfliktparteien bereits selbst 
vereinbart haben, im Detail durchzuführen, oder ob Friedenstruppen Konfliktlösungen 
auferlegen, ohne dass sich die Konfliktparteien von selbst darauf geeinigt hätten. 
(Clapham 1998: 306)  
Die Außenstehende internationale Gemeinschaft die sich in Friedensprozessen 
engagiert besteht vorwiegend aus westlichen, liberalen, demokratischen Staaten, die 
meist eine tiefe Abneigung gegenüber Gewaltanwendung als Konfliktlösung haben. 
Diese westlichen Friedentruppen und deren Werte unterscheiden sich oft stark von 
denen der lokalen KämpferInnen. Denn einer westlich initiierten Friedensmission liegt 
ein allgemeiner Konsens an Werten zugrunde: die Bekenntnis zum Frieden als Ziel 
an sich, der Glaube an Verhandlungs- und Kompromissbereitschaft, die Gültigkeit 
von demokratischen Rechten und die Einhaltung der Menschenrechte. (Clapham 
1998: 305) Für KombattantInnen auf der anderen Seite ist die Art und Weise, wie der 
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Sieg erreicht wird nicht so wichtig – hauptsche sie gewinnen. Die grundlegende 
Bereitschaft, einen Konflikt mit friedlichen Mitteln beizulegen ist daher nicht immer 
gegeben, da der Konflikt ja schon eskaliert ist und schon gekämpft wird. Und den 
Kampf will keine Seite verlieren, sondern mit allen Mitteln gewinnen. (Clapham 1998: 
305f)  
Dies betrifft vor allem die AnführerInnen der unterschiedlichen Konfliktparteien, für 
die Selbstsucht und Skrupellosigkeit oft bezeichnend ist und die dann aber auch die 
Ansprechpersonen für die externen FriedensarbeiterInnen sind. Die 
Friedensverhandlungen werden damit erschwert, Friedensangebote werden 
untergraben oder Verpflichtungen werden nicht eingehalten. (Clapham 1998: 306) 
Hier ist es wichtig zu untersuchen, wie sich die betroffenen Konfliktparteien selbst 
sehen und wie diese aus Sicht der FriedensarbeiterInnen gesehen werden. Die 
Konfliktparteien kämpfen aus ihrem Verständnis heraus immer aus guten Gründen, 
auch wenn sie von Außenstehenden als irrational, unbedeutend oder destruktiv 
betrachtet werden. Für die Betroffenen sind diese Gründe allerdings immer rational 
und sie sind daher bereit ihr Leben zu riskieren. So sind viele Außenstehende 
beispielsweise noch nicht einmal in der Lage Hutu und Tutsi in ihrer Charakteristik zu 
unterscheiden und verstehen kaum warum diese Unterscheidung zu solch extremen 
Konflikten führen können. (Clapham 1998: 304) 
Für die Betroffenen zählt dies dagegen umso mehr. Eine Intervention von außen wird 
meist erst gerufen, wenn der Konflikt schon eine Zeit lang andauert und es schon 
weit reichende Schäden gibt, wie Todesopfer, zerstörtes Eigentum und zerstörte 
politische Institutionen, verstärktes Misstrauen und eine tiefere sozial strukturelle 
Teilung. (Clapham 1998: 304) 
Außenstehende können am ehesten einen Konflikt und die verfeindeten Parteien 
verstehen, wenn diese den eigenen sozialen Kategorien ähneln und ihnen vertraut 
sind. Ein Konflikt zwischen Menschen europäischer und afrikanischer Abstammung 
kann beispielsweise durch das Konstrukt der Dekolonisierung von den 
FriedensarbeiterInnen besser verstanden werden als beispielsweise ein Konflikt 
zwischen unterschiedlichen indigenen Gruppen. Ethnische Trennungslinien sind für 
Außenstehende oft verwirrend, da sie nicht mit den üblichen Kategorien 




Führungspersönlichkeiten können in Fragen von Krieg und Frieden ebenfalls eine 
entscheidende Rolle spielen. Beispielsweise Nelson Mandela in Südafrika oder 
Yoweri Museveni in Uganda haben sich für den Frieden eingesetzt und die 
Menschen dazu ermutigt ihre Gesellschaft neu zu gestalten, wieder aufzubauen und 
die Vergangenheit des Krieges hinter sich zu lassen. (Ali/Matthews 2004: 401) 
Führungspersönlichkeiten können eine Zukunftsvision schaffen und vertreten. 
Widmen sich diese der Überwindung von Krieg und Konflikten und sind sie bereit den 
politischen Raum zu öffnen, Armut und Ungleichheit zu beseitigen und Gerechtigkeit 
gegenüber vergangenem Unrecht durchzusetzen, so können sie eine nachhaltige 
Grundlage für den Frieden schaffen. Führungspersonen, die sich dagegen nicht den 
Konfliktursachen stellen und weiterhin die Bevölkerung ausbeuten, können dann 
einen Kollaps und erneute Gewalt nicht verhindern. (Ali/Matthews 2004: 402) 
 
Die Zivilgesellschaft ist der Bereich des zivilen Lebens zwischen dem Staat und dem 
privaten Familienleben. Zivilgesellschaftliche Organisationen und Gruppen, CSOGs 
(civil society organisations and groups), können die Interessen und 
Interessensgruppen innerhalb einer Gesellschaft repräsentieren und bilden damit 
eine strukturelle Verbindung zwischen Staat und Individuum. Über die repräsentative 
Funktion hinaus können CSOGs Weiterbildung, Zugang und Teilnahme an 
Demokratie und ein aktives Bürgertum bieten. Eine lebendige und aktive 
Zivilbevölkerung, die zu einer pluralistischen funktionierenden Demokratie beitragen 
will, kann dabei auch einen nachhaltigen Frieden mitgestalten. (Rigby 2006: 50) 
Allerdings sollte die Rolle der CSOGs für die Versöhnungsarbeit nicht überschätzt 
werden. Denn CSOGs tragen nicht immer zu einem harmonischen und 
geschlossenen Ganzen bei, sondern vertreten auch einzelne Interessen von 
einzelnen Gruppen. Bei der Betrachtung und beim Aufbau einer Zivilbevölkerung 
müssen also auch tief verwurzelte sozialökonomische, religiöse oder ethnische  
Konflikte erkannt werden, da sonst die Gruppen zu einer weiteren Teilung der 
Gemeinschaft beitragen können. (Rigby 2006: 50f) 
CSOGs können gerade durch ihre Beteiligung an Friedensarbeit während eines 
Konflikts und der Aufbauzeit danach Glaubwürdigkeit und Legitimität erlangen. Und 
gerade Konflikttransformation und Versöhnungsarbeit gehen im Prozess über die 
erste Waffenruhe hinaus. Sind CSOGs bereits zu dieser Zeit an Friedensabkommen 
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beteiligt können sie in der folgenden Zeit sehr mit dem errungenen Respekt zur 
Friedensarbeit beitragen. (Rigby 2006: 51) 
 
Internationale Peacekeeping Missionen in Afrika haben sich in der Vergangenheit als 
teuer erwiesen und haben zu gemischten Ergebnissen geführt. Immer wider bringen 
humanitäre Interventionen Probleme mit sich: 
 
„(...) to the inadequate size or tardy despatch of the peacekeeping force; 
to problems of defining the ‚mission’ of the force, and the resulting 
‚mission creep’ that occurs as the force has to adapt to changing and often 
unexpected situations on the ground; or to largely technical problems of 
training, equipment, deployment or leadership.“ (Clapham 1998: 303) 
 
Der Erfolg eines Eingriffes hängt sowohl von der Situation und der Reaktion der 
Betroffenen, als auch den eingreifenden Militärs ab. Friedenstruppen können 
genauso gut dazu beitragen, dass sich ein Konflikt verschlimmert. (Clapham 1998: 
304) Truppen können so als Ressource in einem Konflikt dienen oder können von 
einer Konfliktpartei ausgenutzt werden um die eigene Position im Konflikt zu 
verbessern. (Clapham 1998: 306)  
Weiters kennzeichnet die externen Friedenstruppen, dass sie in kurzen begrenzten 
Zeiträumen denken. Friedenstruppen sind nicht als permanente anwesende Kraft 
gedacht und stehen dem Staat in dem sie intervenieren nicht ewig zur Verfügung. 
(Clapham 1998: 307) Wichtig ist für sie, Waffenruhe und Vereinbarungen zu schaffen 
und die Operation als Erfolg aufführen zu können. Die lokalen Konfliktparteien 
dagegen interessieren sich eher dafür, die eigene Position zu verbessern, um ihre 
Rivalitäten besser fortführen zu können, sobald die externen Friedenstruppen wieder 
weg sind. Sie haben eine Langzeitperspektive im Konflikt und kennen außerdem die 
politische Landschaft des Landes. Entscheidend ist dann, ob durch die 
Friedensmission eine starke funktionierende Regierung etabliert werden konnte, die 
dann fähig ist, die internen Rivalitäten ohne fremde Hilfe beizulegen. (Clapham 1998: 
308) 
Das Ergebnis einer Friedensintervention hängt also wesentlich von den lokalen 
Konfliktparteien ab. Die Peacekeeper sind sich dessen weniger bewusst, da sie sich 




„Characteristically drawn from the sophisticated armies of industrial states, 
with their high levels of discipline, training, equipment and technological 
expertise, they view themselves as coming in from the outside, in order to 
help sort out the problems of underdeveloped states whose people have 




KindersoldatInnen sind als Konfliktakteure eine besondere Angelegenheit. Diese 
wurden terrorisiert und indoktriniert, damit sie als professionelle Killer auf Befehl 
sogar ihre eigenen Familien angreifen. Für viele ist es unmöglich in ihr früheres 
Leben zurückzukehren und in vielen Fällen werden sie von der eigenen Familie nicht 
mehr zurück genommen. (Furley/Roy 2006: 8f) 
KindersoldatInnen sind für afrikanische Kriege charakteristisch. Viele sind dabei nicht 
älter als sieben oder acht Jahre. Ein Großteil von KindersoldatInnen in Afrika sind in 
Norduganda bei der Lord’s Resistance Army, LRA,  rekrutiert und werden 
losgeschickt um Gräueltaten in den eigenen Dörfern zu begehen. Dadurch sollen die 
Kinder von ihrem bisherigen sozialen Netzwerk getrennt und an die 
GeiselnehmerInnen gebunden werden. Die meisten wurden misshandelt, sind 
traumatisiert und mit Drogen zugepumpt. Kinder werden als SoldatInnen sogar 
bevorzugt, da sie wenig Kosten verursachen, besonders gefügig und leicht 
manipulierbar sind. Sie besitzen weniger Bewusstsein für die Risiken im Kampf und 
sind damit bereit größere Gefahren einzugehen. Darüber hinaus sind moderne 
Waffen leicht zu handhaben und wiegen so wenig, dass es auf die körperliche Stärke 




2.3 Konfliktursachen  
 
Der afrikanische Kontinent sieht sich einer großen Menge an Herausforderungen 
gegenüber: Das Wirtschaftswachstum ist gering und ungleich, die Armut wächst, 
demokratische Regierungsformen scheitern darin ihr Land zu stärken und politische 
Instabilität hält sich hartnäckig, Krankheiten verursacht durch Armut, soziale 
Instabilität und dem Mangel an medizinischer Versorgung ist weit verbreitet und 
international gesehen bleibt der Kontinent marginalisiert. Krieg und unaufhörliche 
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politische Konflikte werden mittlerweile als wesentlicher Faktor für diese Umstände 
gezählt. (Jackson 2006: 16) 
Um Lösungen für einen Konflikt zu finden ist es daher notwendig zu verstehen, wie 
diese begonnen haben und was sie weiterhin antreibt. Eine effektive Analyse ist sehr 
mühsam und ist dabei noch vorbelastet durch die vorherrschenden Thesen und 
Ansätze der gegenwärtigen Konfliktforschung. (Jackson 2006: 15f) Jackson 
argumentiert, dass das Forschungsfeld von der Disziplin International Relations und 
Security Studies dominiert wird. Diese vertreten zum einen überwiegend nur den 
neorealistischen Blickwinkel. Zum anderen wird Krieg oft nach Clausewitz verstanden, 
also als professionelle militärische Struktur mit klaren militärischen traditionellen 
Zielen und Taktiken. Da das Kriegswesen in Afrika aber oft nicht den traditionellen 
westlichen Vorstellungen von zwischenstaatlichen Kriegen entspricht, wird Gewalt 
auf dem afrikanischen Kontinent oft als Ausdruck von vorkolonialem, gar 
altertümlichem tribalem Hass dargestellt. Dies sind nach Richard Jackson allerdings 
zutiefst eurozentrische Schlussfolgerungen, die daher nicht geeignet sind dazu 
beizutragen, die Natur und Wurzeln von Konflikten in Afrika zu begreifen. Sie können 
daher kaum zu sinnvollen Lösungsansätzen führen. (Jackson 2006: 16) 
 
Die Wurzeln für die Konflikte in Afrika liegen in den strukturellen Bedingungen 
schwacher Staaten, in den damit einhergehenden politischen, ökonomischen und 
ideologischen Fehlbildungen und darüber hinaus in einer Politik zur Sicherung der 
Eliten. (Jackson 2006: 25) Denn die Vorteile und der wirtschaftliche Profit den die 
afrikanischen Eliten in einem schwachen aber souveränen Staat erzielen 
veranlassen diese den Staat gegen Separatisten zu verteidigen. (Furley/Roy 2006: 3f) 
 
 
„Both are necessary conditions for the onset of war: an environment of 
dysfunctional politics, economic deprivation and external vulnerability 
permits the rise to power of military and ethnic entrepreneurs who then 
manipulate greed and grievance in the discursive construction of self-
perpetuating forms of violent political-economy.” (Jackson 2006: 25) 
 
Außerdem ist ein fragiler Staat, der meist von Eliten geführt wird, nicht zu 
gesellschaftlichen Reformen bereit. Daher bekommt die Zivilgesellschaft oft mehr 
Legitimität als der Staat. (Purkarthofer 2007: 250) Der Entwicklungsstaat befindet 
sich in der Krise und wirft daher die Frage auf, ob das europäische Modell von 
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Staatlichkeit in Afrika überhaupt sinnvoll ist. (Purkarthofer 2007: 250f) Allerdings wäre 
es voreilig Entwicklungszusammenarbeit nur noch auf die Zivilbevölkerung zu 
verlagern. Denn nach dem Zerfall eines Staates sind oft internationale 
Organisationen und NGOs, also die Nichtstaatlichen, diejenigen, die einen 
Wiederaufbau fordern und im Peacebuilding organisieren. (Purkarthofer 2007: 250) 
 
Ein weiteres vorrangiges Motiv für Bürgerkrieg ist meist die Gier nach natürlichen 
Ressourcen und den damit einhergehenden ökonomischen Möglichkeiten. Soziale 
Missstände, der Ruf nach Gleichheit, politischen Rechten oder ethnischer oder 




2.4 Das Ende von Konflikten 
 
Werden Friedensabkommen ausgehandelt entsteht oft eine instabile Situation, da 
einzelne Konfliktparteien ihre Interessen unerfüllt sehen und sie sich immer noch um 
ihre Zukunft sorgen. Durch erneuten bewaffneten Widerstand hoffen sie oft, sich 
bessere Bedingungen erkämpfen zu können. Es entsteht Unsicherheit und Instabilität. 
Dies kann durch die Einführung von Demokratie sogar verstärkt werden, da diese 
durch offene Politik und mit mehreren Parteien Konkurrenz und Wettbewerb fördert. 
Konflikte, die in etablierten und funktionierenden Demokratien friedlich auf 
institutionellem Wege gelöst werden, können hier wieder in gewaltvolle 
Auseinandersetzungen umschlagen. (Ali/Matthews 2004: 403)  
Kommt eine Regierung durch einen militärischen Sieg ins Amt, besteht die Gefahr, 
dass sich die Macht in deren Hände konzentriert und sie bereit sind diese mit 
Repressionen und Gewalt gegen GegnerInnen zu verteidigen. (Ali/Matthews 2004: 
403) Langfristig kann eine neue Regierung ihre Autorität und den Frieden nur dann 
erhalten, wenn sie eine gerechte und versöhnliche Politik führen. (Ali/Matthews 2004: 
404)  
Nach Krisenzeiten kann demnach schnell ein erster Frieden und Ordnung wieder 
hergestellt werden. Es bleibt aber auf lange Sicht diese zugrunde liegenden Gefahr, 
dass der Frieden nicht anhält. (Ali/Matthews 2004: 403) Wie beispielsweise Uganda 
zeigt, muss eine Regierung die Politik als offenes System gestalten, um den Frieden 
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auf Dauer erhalten zu können. Egal ob eine Regierung durch militärischen Sieg oder 
durch Verhandlungen gebildet wurde, wichtig ist vor allem, dass die jeweiligen 
AnführerInnen der Konfliktparteien den Frieden und die neuen politischen 
Regelungen akzeptieren und unterstützen. (Ali/Matthews 2004: 404) 
Wie das Ende eines bewaffneten Konflikts oder Krieges zustande gekommen ist wirkt 
sich demnach wesentlich auf den Friedensprozess aus. (Ali/Matthews 2004: 398) 
Ausgehandelte Friedensabkommen bedeuten auch immer Kompromisse für die 
Beteiligten. Dabei kann es immer Gruppen geben, die mit den 
Verhandlungsergebnissen unzufrieden sind. Wenn sich eine Konfliktpartei auf der 
Verliererseite sieht und die eigenen Interessen als torpediert betrachtet sind sie oft 
bereit weiter zu kämpfen – selbst wenn ein Krieg tatsächlich durch militärischen Sieg 
beendet wurde. Dies kann die Friedensarbeit einer Regierung wesentlich stören, je 
nachdem wie weit die Betroffenen bereit sind zu gehen. (Ali/Matthews 2004: 400)  
 
Konflikttransformation und Bewältigung umfassen daher verschieden 
Herangehensweisen: 
• Identifikation der MachthaberInnen in einem Konfliktumfeld mit unklaren und 
weitschweifigen  Akteuren 
• Erkennen von hochkomplexen Konfliktnetzwerken aus politischer Loyalität, 
ethnischer oder religiöser Identität und Wirtschaftsinteressen  
• Entwicklung von Kompromissen, gerade wenn in politischen Konflikten eine 
Konfliktpartei keinerlei Ankerkennung bekommt, beispielsweise nach/bei 
Genozid oder ethnischer Säuberung 
• Neugestaltung der antreibenden Strukturen der Eliten und Suche nach 
Alternativen zur Gewalt, vor allem wenn Kriegsökonomien und Kriminalität 
mögliche wirtschaftliche Mängel decken könnten 
• Entwaffnung und Demobilisierung militarisierter Bevölkerungsgruppen 
• Wiederaufbau von sozialem Vertrauen, gerade nach schweren 
Menschenrechtsverletzungen und Gräueltaten 
• Mediation zwischen Gerechtigkeitsforderungen und der für den Frieden 
notwendige Kompromiss  
• Aufbau von Strukturen und Prozessen zur Vorbeugung erneuter Gewalt 
(Jackson 2006: 25) 
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3. Frieden in Afrika 
 
3.1 Frieden nach Galtung 
 
3.1.1 Positiver Frieden 
 
Johan Galtung geht in seinem Ansatz über Frieden davon aus, dass Frieden mehr 
bedeutet, als einfach nur kein Krieg. Er unterscheidet zwei Konzepte von Frieden, 
den positiven und den negativen Frieden. Positiver Frieden meint soziale 
Gerechtigkeit. (Galtung 1975: 76) Negativer Frieden bedeutet die Abwesenheit von 
organisierter Gewalt zwischen großen Gruppen, wie beispielsweise Staaten oder 
ethnischen Gruppen. Hier ist mit der Abwesenheit von Gewalt allerdings nicht die 
Abwesenheit von Konflikten gemeint. Konflikte können auftreten, werden aber ohne 
Gewalt beigelegt. (Galtung 1975: 29) Negativer Frieden ist also nur die Abwesenheit 
direkter persönlicher Gewalt. (Galtung 1975: 76) 
Durch die Unterscheidung zwischen negativem und positivem Frieden kann die 
Beziehung zwischen Staaten in vier Klassen eingeteilt werden.  
• Krieg: organisierte Gruppengewalt 
• Negativer Frieden: keine Gewalt, aber auch sonst keine Interaktion, nur 
Koexistenz 
• Positiver Frieden: Kooperation mit gelegentlichen Zwischenfällen von Gewalt 
• Unqualified Peace: bedingungsloser Frieden, also Abwesenheit von Gewalt 
und Kooperation. 
(Galtung 1975: 29) 
Die Verwendung der Begriffe positiv und negativ erklärt Galtung damit, dass die 
Abwesenheit von persönlicher Gewalt nicht zu einem positiv definierten Zustand führt. 
Die Abwesenheit von struktureller Gewalt bezieht sich dagegen auf soziale 
Gerechtigkeit, einem positiv definierten Zustand. (Galtung 1975: 130) 
Sein Ziel für die Friedensansätze sieht Galtung in zwei Teilen: dem positiven Frieden 
und der sozialen Gerechtigkeit. (Galtung 1975: 134) Frieden ist daher nicht nur eine 
Frage der Kontrolle und der Verringerung von Gewaltanwendung, sondern steht in 






       (Grafik Galtung 1975: 163) 
 
 
„And peace research, defined as research into the conditions – past, 
present and future – of realizing peace, will be equally intimately 
connected with conflict research and development research; the former 
often more relevant for negative peace and the latter more relevant for 
positive peace, but with highly important overlaps.” (Galtung 1975: 131) 
 
Hier argumentiert Galtung, dass Entwicklungsforschung für den positiven Frieden 
relevant ist und beide miteinander verknüpft sind. Dies ist für diese Arbeit bedeutend, 
da hier versucht wird, nicht nur Entwicklungsforschung, also theoretische Ansätze, 
mit positiven Frieden zu verbinden, sondern es sollen auch Entwicklungsmaßnahmen, 
also praktische Vorgehensweisen, mit positivem Frieden verbunden werden.  
 
Konflikte definiert Galtung als “(.) property of a system of action (.)”. (Galtung 
1975: 78) Im System können Parteien inkompatible Ziele (incompatible goal states) 
verfolgen und damit die Erreichbarkeit der Ziele Anderer einschränken oder 
verhindern. Hierbei ist es wichtig zu unterscheiden welche Art von Akteuren an einem 
Konflikt beteiligt ist, beispielsweise Individuen, Gruppen, Organisationen, Staaten 






Eine weitere wesentliche Unterscheidung in der Typologie von Konflikten nimmt 
Galtung durch die Einteilung in symmetrische und asymmetrische Konflikte vor. Dies 
ermöglicht die Verbindung zu seinem Konzept der Differenzierung zwischen 
persönlicher direkter Gewalt und strukturellen indirekten Gewalt. (Galtung 1975: 79)  
Strukturelle Gewalt ist beispielsweise die Dominanz und Ausbeutung einer Gruppe 
gegenüber einer anderen. (Galtung 1975: 79) 
Einen symmetrischen Konflikt definiert Galtung als Konflikt zwischen ähnlichen 
gleichwertigen Akteuren. Damit ist gemeint, dass die Konfliktparteien ungefähr 
denselben Rang haben (beispielsweise zwei Staaten) und dass diesen vergleichbare 
Ressourcen zur Verfügung stehen. (Galtung 1975: 79) Einen  asymmetrischen 
Konflikt versteht Galtung dagegen als Konflikt zwischen Akteuren mit 
unterschiedlichem Rang und mit ungleichem Zugang zu Ressourcen, beispielsweise 
bei einem Kampf zwischen Sklaven gegen Sklavenhalter. (Galtung 1975: 79) 
Der Rang der Akteure und deren Zugang zu Ressourcen teilt Galtung in Topdogs, 
Akteure mit hohem Rang, und Underdogs, Akteure mit niederem Rang ein. Der 
Akteursrang wird durch Faktoren wie militärische Stärke, Macht, Besitz von 
Produktionsmitteln, Einkommen, Bildung oder Autonomie einteilbar. Diese Faktoren 
bilden darüber hinaus Konfliktressourcen, die das Ergebnis eines Konflikts 
beeinflussen. (Galtung 1975: 79) Hiervon lassen sich drei Konfliktarten unterscheiden: 
Symmetrische Konflikte sind entweder zwischen Topdogs (TT Konflikt) oder 
zwischen Underdogs (UU Konflikte), asymmetrische Konflikte entstehen zwischen 
Topdogs und Underdogs (TU Konflikte). (Galtung 1975: 80) Die vorherrschenden 
Theorien fokussieren allerdings vorwiegend symmetrische Konflikte, wodurch ein 
verzerrter Ansatz über Konflikt und Frieden entsteht. (Galtung 1975: 80f)  
 
Zur Analyse von Konflikten schlägt Galtung das Konfliktdreieck, das Conflict Triangle 
oder ABC Triangle, vor. Dieses ermöglicht es während der Analyse Eskalations- und 
Deeskalationsprozesse zu erkennen ohne dabei die einzelnen Faktoren getrennt 
voneinander zu betrachten: Zum einen der Konflikt als Handlungssystem (conflict), 
zum anderen die Haltung der Akteure, sich selbst gegenüber und gegenüber 
anderen (attitude), und zuletzt die Verhaltensmuster in denen sich ein Akteur bewegt 
(behaviour). Diese drei Faktoren bilden Einheiten die in der Analyse getrennt 





(Grafik Galtung 1975: 81) 
 
Das Dreieck zeigt, dass ein Konflikt zu Frustration führen kann. Dies führt dann zu 
einer aggressiven Einstellung, welche in aggressivem Verhalten enden kann. Daraus 
entstehen weitere Konflikte die am Ende ebenso eskalieren können. Der schlimmste 
Fall der Eskalation wäre die gegenseitige Auslöschung. Dieser Entwicklung wirken 
allerdings auch ausgleichende Handlungen entgegen, die Prozesse der Deeskalation 
bewirken. (Galtung 1975: 82) 
Weiters ist die Betrachtung von Konflikten für Galtung zur Analyse von Frieden 
notwendig, da die Erforschung von Konflikteskalation und Deeskalation ermöglicht, 
Friedenstheorien zu entwickeln. (Galtung 1975: 82) 
Seine Konflikttheorie teilt Galtung in drei Teile: 
• Definition und Entstehung (definition and genesis) 
• Dynamik des Konflikts (dynamics of conflict) 
• Lösungstheorien (resolution theory) 
(Galtung 1975: 82)  
Zur Vermeidung direkter Gewalt bietet Galtung ebenfalls drei Ansätze: 
• Das Bemühen, Konflikte bereits in der Anfangsphase abzubauen (“engineer 
away“ conflicts) 
• Bemühungen zur Deeskalation 
• Bemühungen zur Lösung von Konflikten. 






3.1.2 Friedenstheorie nach Galtung 
 
Friedenstheorien sind meist dann eingeschränkt, wenn sie sich nur mit 
symmetrischen Konflikten und persönlicher Gewalt auseinandersetzen und davon 
ausgehen, dass Konflikte etwas Schlechtes sind. Dies gilt es zu überwinden. 
(Galtung 1975: 90) 
Galtung geht in seiner Friedenstheorie daher zuerst von zwei Akteuren in einem 
Konflikt aus. Der Konflikt kann in zwei  Richtungen gehen, der totalen Isolation (total 
isolation), bei der die Akteure vollkommen voneinander getrennt sind, und der totalen 
Integration (total integration), in welcher die beiden Akteure miteinander verflochten 
sind. Diese sind extreme Darstellungen, die in der Realität so nicht vorkommen. 
Beispielsweise würde eine totale Integration in einem asymmetrischen Konflikt 
bedeuten, dass ein Akteur den anderen dominiert. Deshalb setzt Galtung realistische 
Intervalle an, nämlich die dissoziative Politik (dissociative policies), die der totalen 
Isolation nahe kommt und die assoziative Politik (associative policies), welche sich 
der totalen Integration annähert. Beide können sich überschneiden und sind an den 

















3.1.3 Dissoziativer Ansatz (dissociative approach) 
 
Der Dissoziative Ansatz versucht Konfliktparteien voneinander zu trennen, entweder 
räumlich oder sozial. (Galtung 1975: 91) 
Die räumliche Trennung ist zuerst simpel. Es wird versucht eine geographische 
Distanz zwischen beispielsweise zwei Stämmen aufzubauen, um Gewalt zu 
vermeiden. Beide können sich bewegen ohne die Einmischung der anderen. Hierbei 
werden oft natürliche Grenzen wie Flüsse, Berge oder Wüsten genutzt. 
Problematisch ist diese Politik allerdings dann, wenn nicht genügend Land zur 
Verfügung steht. Auch moderne Kommunikations- und Transportmittel erschweren 
dieses Vorgehen, da die räumliche Trennung leicht überwunden werden kann. 
(Galtung 1975: 91) 
Daher rücken soziale Trennungstechniken in den Vordergrund, um Verstöße oder 
bloßen Kontakt zu verhindern. Diese sozialen Methoden können in zwei Gruppen 
eingeteilt werden, die verinnerlichte persönliche Kontrolle (internalized or personal 
control) und die institutionalisierte soziale Kontrolle (institutionalized or societal 
control). Ziel ist es, dass die Konsequenzen für Verstöße oder Kontakt in den 
Konfliktparteien erwartet und damit vermieden werden. Diese Erwartungshaltung 
entsteht zum Beispiel weil die Betroffenen über die Folgen ausführlich aufgeklärt 
werden oder sie diese bereits erfahren haben. (Galtung 1975: 91) 
Die internalisierte Form der sozialen Trennung beruht auf dem schlechten Gewissen. 
(Galtung 1975: 91) Gleiches gesellt sich mit Gleichem und damit  wird eine soziale 
Distanz aufgebaut. Menschen übernehmen diesen Gedanken, es entstehen Gruppen, 
oder Nationen welche beispielsweise auf ähnlichen Lebensweisen, 
Klassenverhältnissen oder Sprache basieren. Die Gruppen sind einheitlich und die 
Distanz zur anderen Gruppe wird selbstverständlich. (Galtung 1975: 92) 
 
„Thus, abstention from contact and dissociation appears to the individuals 
as outcomes of voluntary decisions because this pattern of behaviour is 
internalized. One sincerely feels it is wrong to have any contact with the 
other side (.).”(Galtung 1975: 92) 
 
Die institutionalisierte soziale Kontrolle bedeutet dagegen die Bestrafung bei 
Überschreitungen. (Galtung 1975: 91) Die Strafe entsteht nicht mehr im Innern einer 
Person, sondern kommt von außen, entweder durch die eigene Gruppe, durch die 
verfeindete Konfliktgruppe oder von einer dritten Außenstehenden Partei. In der 
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eigenen Gruppe können Strafen von Verspottung bis hin zu Hinrichtung wegen 
Verrats variieren. Die gegnerische Gruppe kann auf Überschreitungen noch härter 
reagieren, zum Beispiel durch Krieg als Antwort. Denn selbst militärische 
Verteidigung kann im Sinne der sozialen Kontrolle als soziale Methode der 
Dissoziation verstanden werden. (Galtung 1975: 92) 
Diese Formen der Trennung sind heute noch zwischen Klassen (zwischen Staaten 
oder dem Nord-Süd-Gefälle) oder zwischen Nationalstaaten zu sehen. 
Beispielsweise vereint das Staatensystem in Europa, wie es vor Jahrhunderten 
entstand, alle drei Dissoziationen: Die Nationalstaaten sind getrennt durch räumliche 
(oft natürliche) Grenzen und durch soziale Teilung, die durch soziale Distanz und 
nationaler Vorurteile verinnerlicht wurde. Die Grundidee ist, dass Menschen die sich 
ethnisch und in ihrer Lebensweise ähnlich sind auch in einem Staat gemeinsam 
leben sollen und die Grenzen dieser Nationalstaaten werden durch Institutionen, 
wenn nötig auch militärisch, geschützt. (Galtung 1975: 92) 
Der Ansatz einer dissoziativen Friedenstheorie ist also schon lange und bis heute 
gültig. Allerdings gibt es mittlerweile Mechanismen wie Medien, Transportwege oder 
Waffentechnik, die der dissoziativen Politik entgegenwirken. Medien vermitteln 
beispielsweise neue Ideen und Ideale, Gleiches muss sich nicht länger zu Gleichem 
gesellen. Deswegen fokussieren dissoziative Ansätze immer mehr internalisierte 
Kontrolle als sozialen Distanzmechanismus, beispielsweise durch Ideologien die die 
soziale Trennung fördern. (Galtung 1975: 93f) 
 
 
3.1.4 Assoziativer Ansatz (associative approach) 
 
Im assoziativen Ansatz wird davon ausgegangen, das verfeindete Parteien während 
einem Konflikt so eng wie möglich zusammen gebracht werden sollten, denn umso 
enger zwei Parteien zusammenhängen, desto geringer ist die Wahrscheinlichkeit 
dass sie tatsächlich gegeneinander kämpfen. Im Gegensatz zur dissoziativen 
Methode wird hier Interaktion zwischen den Akteuren angestrebt. Gemeinsamkeit 
und Integration bis hin zur Assimilation sind möglich. (Galtung 1975: 94) 
 
Hierbei können die Politik der Gemeinsamkeit (similarity policies) und die Politik der 
Interdependenz (interdependece policy) unterschieden werden. (Galtung 1975: 94) 
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Der Ansatz zur Politik der Gemeinsamkeit geht davon aus, dass beide Gruppen 
etwas gemein haben, entgegen der dissoziativen Vorstellung, dass die 
Konfliktparteien vollkommen unterschiedlich seien. Gemeinsamkeit ist an den 
Mitgliedern oder an der Struktur der Gruppen zu erkennen. Gibt es Ähnlichkeiten in 
der Struktur der Konfliktparteien so sind diese homolog, was bedeutet, dass zu den 
jeweiligen Mitgliedern, Institutionen, Organisationen, etc. der einen Gruppe ein 
Pendant in der anderen Gruppe existiert. Es entsteht eine strukturelle 
Gemeinsamkeit (structural similarity) in der alle Mitglieder der Gruppe gleich sind. 
Galtung nennt diesen Zustand Low-Position Entropy. (Galtung 1975: 95)  
Allerdings können Gruppen auch sehr unterschiedlich aufgebaut sein. Die 
Gemeinsamkeiten müssen dann nicht bei den Einzelnen und deren Ethnie liegen, 
denn beide „(.) have about the same proportion of the various races and ethnic 
groups in question.“ (Galtung 1975: 95) Dies bezeichnet Galtung als High Entropy 
Type of Similarity (Galtung 1975: 95), wodurch die Konfliktgruppe als positionell 
beschrieben wird. (Galtung 1975: 96) In einer Welt in der Gruppen sehr 
verschiedenartig zusammengesetzt sind ist daher dieser Ansatz sehr realistisch. 
(Galtung 1975: 95) 
 
Die Politik der Interdependenz basiert dagegen auf den Beziehungen zwischen den 
Betroffenen. (Galtung 1975: 95) 
Ist der Grad der Interdependenz hoch, so kann diese als symbiotisch bezeichnet 
werden. Dies bedeutet, dass die Gruppen so sehr voneinander abhängig sind, dass 
der Schaden welcher einer verfeindeten Partei zugefügt wird auch der eigenen 
Gruppe schadet. (Galtung 1975: 95) 
Ist der Grad der Interdependenz symmetrisch, dass Kosten und Profit oder 
Entscheidungsprozesse zwischen den Gruppen gleich verteilt sind, so ist die 
Interdependenz egalitär und wirkt Strukturen sozialer Ungerechtigkeit entgegen. 
(Galtung 1975: 95) 
Sind die Beziehungen untereinander nicht mehr funktionell, so werden sie diffus und 
können daher stark variieren. Hierbei können sich mehrere 
Kompromissmöglichkeiten eröffnen. (Galtung 1975: 95) 
Weiters ist die Art der Interaktion (interaction entropy) zu betrachten und die Frage 
inwieweit das Interaktionsnetzwerk genutzt wird. Findet eine Interaktion 
beispielsweise nur auf Regierungs- oder der öffentlichen Ebene statt so werden drei 
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weitere Interaktionsebenen, nämlich privat-öffentlich, öffentlich-privat und privat-
privat, überhaupt nicht angesprochen. Die Interaktion ist in diesem Fall eher niedrig 
(low-interaction entropy) und durch die assoziative Friedenspolitik sollen die 
Interaktionsstrukturen erweitert und damit die Interaktionsbreite vergrößert werden. 
Dies kann in der Folge bewirken, dass mehr Möglichkeiten bestehen auf die 
zurückgegriffen werden können, falls ein Interaktionskanal blockiert sein sollte. 
(Galtung 1975: 95) 
Als weiteren Faktor gibt es noch Institutionen die außerhalb der Gruppen stehen 
(supra-actor institutions), wie zwischenstaatliche Organisationen (IGOs, 
intergovernmental organizations) oder internationale Nichtregierungsorganisationen 
(INGOs, international nongovernmental organizations). Diese Einrichtungen können 
Einfluss auf beide Konfliktgruppen haben und können deshalb in einem Konflikt 
hinzugezogen werden. (Galtung 1975: 95f) 
 
Der weltweite Trend ist nun eher eine Abkehr vom dissoziativen Ansatz. Dies 
bedeutet allerdings nicht automatisch, dass die assoziative Politik angewandt wird. 
Die beiden Ansätze sind nämlich nicht als gegensätzlich oder unvereinbar zu 
verstehen. (Galtung 1975: 97) Die Umsetzung muss nur immer der gegebenen 
Situation angepasst sein. (Galtung 1975: 99) So kann beispielsweise eine räumliche 
Trennung im dissoziativen Ansatz durch heutige Transportmöglichkeiten nicht 
komplett aufrechterhalten werden. (Galtung 1975: 97)  
 
„But just as the dissociative models functioned better when they were 
based on spatial and not only on social factors, associative models 
probably function better when they are based on social rather than on 
spatial factors. To be kept apart is essentially a spatial phenomenon 
(since proximity breeds contact); to be kept together is essentially a social 










3.1.5 Conflict Resolution Approach 
 
Zuerst klingt es sehr einfach einen Konflikt zu bewältigen, indem die Ursache der 
Spannungen, also die zugrunde liegenden Konflikte gelöst werden. Theoretisch sollte 
dann auch ein Krieg aufhören. Auf diese kausale Abfolge kann man sich leider nicht 
verlassen, denn selbst wenn ein Konflikt bereits gelöst ist, so kann ein Krieg 
fortgeführt werden, zum Beispiel aus purem Hass oder weil die Kriegsmaschinerie 
immer noch steht. (Galtung 1976: 290) 
Konfliktbewältigung sollte trotzdem immer versucht werden. Viele Konflikte sind 
bereits verschleppt worden, beispielsweise durch den dissoziativen Ansatz, oder 
haben in offenem Krieg geendet, egal ob Außenstehende dritte Parteien involviert 
waren oder nicht. Der Conflict Resolution Approach soll allerdings nicht nur als Mittel 
zur Verhinderung von Krieg betrachtet werden, sondern verfolgt auch die Idee, dass 
eine Gesellschaft vorankommt und Unvereinbarkeiten und Gegensätze überwindet, 
um sich dann auf wichtigere Betätigungen und Ziele konzentrieren zu können. 
(Galtung 1976: 290) 
Ein Konflikt kann entstehen, wenn Akteure unterschiedliche Ziele verfolgen, die nicht 
vereinbar sind, oder zumindest diesen Akteuren nicht vereinbar scheinen. Ein 
Konflikt kann allerdings auch entstehen, wenn die Interessen der Akteure tatsächlich 
unvereinbar sind. Dies ist dann ein tiefer liegender Umstand. Kann davon 
ausgegangen werden, dass sich die Interessen der Akteure bewusst in Ziele, also in 
Parteien mit Mobilisierung und Organisation, umgewandelt haben, so kann ein 
Konflikt als horizontal bezeichnet werden, auch wenn die Parteien über ungleiche 
Kapazitäten verfügen. Es entsteht ein ganzes Konfliktsystem. (Galtung 1976: 291) 
Ein Konflikt sollte allerdings nicht mit den oft negativen und destruktiven 
Erscheinungsformen in Einstellung (attitude) und Verhalten (behaviour) verwechselt 
werden. (Galtung 1976: 291)  
 
„Hatred and violence are only expressions of conflict, but they may also 
linger on long after the conflict has been solved – just as the conflict may 
remain at the latent level, as an incompatibility, with no attitudinal or 
behavioral manifestations at all.“ (Galtung 1976: 291) 
 
Galtung schlägt im Conflict Resolution Approach zwei Möglichkeiten vor: Entweder 
werden Inkompatibilitäten eliminiert (eliminating the incompatibility) oder sie werden 
aufrechterhalten (preserve the incopatibility). Konfliktbewältigung ist demnach der 
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Zustand, in dem Akteure ihren Zielen nicht nachgehen und den Konflikt ablehnen. 
Dies geschieht beispielsweise, wenn die Akteure stattdessen andere Dinge verfolgen 
und die Differenzen ausreichend in den Hintergrund treten. (Galtung 1976: 291) 
Der Ansatz basiert auf dem Actor-System und dem Conflict-System und ermöglicht 
drei Vorgehensweisen: 
• preserve the actor-system, preserve the conflict-system;  
• preserve the actor-system, change the conflict system; 
• change the actor-system (and by implication, the conflict-system).  
(Galtung 1976: 291) 
Der Conflict Resolution Approach hängt in der Folge davon ab, inwieweit der Status 
quo respektiert und zu erhalten versucht wird. (Galtung 1976: 291) 
Als direkte Vorgehensweisen im Eliminating the Incompatibility zählt Galtung Klärung 
von Inkompatibilitäten, den Kompromiss, Handel, Multilateralisierung, Desintegration 
und Integration. Zu den Handlungsweisen im Preserving the Incompatibility 
beschreibt Galtung das Hinzufügen von positiven Intra-Aktionen (add positive intra-
action), von positiven Inter-Aktionen (add positive inter-action) und negative Inter-
Aktionen (add negative inter-action), die Interaktion mit anderen Akteuren und 
Dominanz und Eliminierung. (Galtung 1976: 292) 
 
 
3.1.6 Third Party Approach 
 
Eine dritte Partei, seien es VermittlerInnen, SchiedsrichterInnen oder 
MediatorenInnen, werden meist von einer Konfliktgruppe herbeigerufen, die direkte 
Gewalt befürchtet. Dies geschieht, da die dritte Außenstehende Partei meist einen 
hohen Status besitzt und daher einen besseren Zugang zu den stärkeren Akteuren 
und zum Zentrum hat. (Galtung 1976: 294) 
Die dritte Partei bezieht sich auf die Akteure (actor-oriented) und versucht eine 
Verbindung zwischen den beiden Konfliktparteien herzustellen. Beispielsweise kann 
sich die dritte Partei mit der jeweiligen Gruppe nacheinander treffen oder ein Treffen 
beider Parteien in einem sicheren Umfeld ermöglichen. Das Ziel hierbei kann die 
Suche nach einer Lösung sein, sei es durch die zwei Konfliktparteien, in Kooperation 
mit der Vermittlerpartei oder durch ein erhöhtes Bewusstsein über die Situation im 
Allgemeinen. (Galtung 1976: 294f) 
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Über die Akteursebene hinaus kann sich eine dritte Partei auch mit der Struktur eines 
Konflikts beschäftigen und vielleicht sogar Vorschläge für strukturelle Veränderungen 
machen. Dies kann allerdings nicht weit fruchten, da der Third Party Approach auf 
der Idee basiert, dass die Beziehungen zwischen den Konfliktparteien symmetrisch 
sind und dass die dritte Partei demnach eine gleiche Beziehung zu den beiden 
Konfliktparteien aufbaut. Es ist nicht die Aufgabe der dritten Partei die soziale Rolle 
der einen Akteursgruppe durch Desintegration zu eliminieren. Deswegen gilt dieser 
Ansatz für horizontale Konflikte. (Galtung 1976: 295) 
Eine dritte Partei ist in vielen Konflikten trotzdem unverzichtbar, beispielsweise wenn 
die Konfliktparteien nicht in der Lage sind selbst Lösungen auszuhandeln oder wenn 
ein Konflikt sich ausbreitet und eskaliert. Problematisch ist der Ansatz für horizontale 
Konflikte nur, wenn er in vertikalen Konflikten angewandt wird, oft noch mit dem Ziel 
den Konflikt in einen Horizontalen umzuwandeln. Dies kann zum Beispiel dadurch 
geschehen, wenn für eine Konfliktpartei aus der Peripherie ein Repräsentant gesucht 
wird, welcher von der eigenen Gruppe vielleicht gar nicht anerkannt wird. (Galtung 
1976: 295) Schwierig wird die Situation auch, wenn die dritte Partei zur Alternative zu 
direkten Verhandlungen wird und der Konflikt den eigentlichen Konfliktgruppen aus 
den Händen genommen wird. Eine dritte Instanz kann nämlich auch eine neue 
Struktur der Dominanz bilden, wie zum Beispiel im Falle des Nahen Osten wo sich 
UN und Supermächte darum streiten, wer in der Region die dritte Partei sein soll und 
wer den Frieden bringen kann. (Galtung 1976: 296) 
Der Third Party Approach ist demnach problematisch und notwendig zugleich. Denn 
auch wenn eine dritte Instanz Konfliktlösungen erschweren können, so muss doch 
eine Vermittlungspartei vorhanden sein, die sich einschalten kann, wenn zwei 
Konfliktgruppen nicht mehr in der Lage sind einen Streit zu lösen, und „(.) because 
active conflict participation is one of the most important ways in which a dominated 
periphery may become autonomous.“ (Galtung 1976: 296) 
Dieser Ansatz ist für diese Arbeit wichtig, da auch international agierende 
Organisationen, beziehungsweise die Entwicklungszusammenarbeit, eine dritte 
Partei darstellen können. Die Überlegungen über Konfliktlösung, die hier 
gegenübergestellt werden, sind daher auch für die Vorgehensweisen und Ansätze 






3.2.1 Geschichte der Friedensarbeit 
 
Seit der Veröffentlichung von An Agenda for Peace durch die UN wurde 
Friedensaufbau als internationale Angelegenheit betrachtet. Friedensarbeit galt als 
die vierte Stufe eines Konfliktzyklus und umfasste Maßnahmen wie präventive 
Diplomatie und die Herstellung von Frieden von Seiten der Weltgemeinschaft, unter 
anderem der UN. Friedensentwicklung war eine Herausforderung an die 
internationale Gemeinschaft. Wissenschaftliche Arbeiten setzten sich mit der Frage 
auseinander, wie die internationale Gemeinschaft mit Konflikten und deren Folgen 
umgehen und diesen entgegenwirken kann. Allerdings wurde die Forschung stark an 
den westlichen, neoliberalen und demokratischen Gesellschaften ausgerichtet. 
(Ali/Matthews 2004: 408)  
Mittlerweile gibt es einen alternativen Ansatz, der die lokale Eigenverantwortung in 
den Vordergrund stellt. Friedensmaßnahmen müssen mehr im lokalen Umfeld 
verankert werden, während die externen Akteure eher eine Nebenrolle spielen. 
(Ali/Matthews 2004: 408) 
 
„Civil wars begin and are fought in countries that then strive for peace and 
it is there that conflict must be ended and peace rebuilt.“ (Ali/Matthews 
2004: 408) 
 
Die Aufgabe der internationalen Gemeinschaft ist daher Friedensmaßnahmen und 
Entwicklungsschritte zu initiieren und die Menschen vor Ort anzuregen, ihre Ziele 
umzusetzen. Wollen externe Geber intervenieren und der betroffenen Bevölkerung 
die eigene Vorstellung von friedlichem Zusammenleben aufzudrängen, kann die 
Friedensintervention die Situation sogar verschlimmern. (Ali/Matthews 2004: 408) 
In der Vergangenheit ist es immer wieder vorgekommen, dass 
Nachkriegsregierungen die Friedensbemühungen untergruben. In diesem Fall sollte 
die internationale Gemeinschaft die Unterstützung der lokalen Entscheidungsträger 
beenden und versuchen Druck auf diese auszuüben, ihre Politik den Frieden 
unterstützend auszurichten. Leider ist es schon oft vorgekommen, dass die 
internationale Gemeinschaft an solchen Regierungen festhält und sie einfach weiter 




Frieden zu definieren ist kaum möglich. (Albert 2008: 33)  
 
„The troubling paradox, however, is that there is no consensus in the 
world today, even among the adherents of the leading religions, on what 
constitutes peace.” (Albert 2008: 33) 
 
Westliche Gesellschaften würden positiven Frieden wohl als Ergebnis von 
Demokratie, sozialer Gerechtigkeit und Recht beschreiben. (Albert 2008: 34) Die 
Vorstellungen von Frieden gehen hier auf philosophisches und politisches 
Gedankengut zurück. Es geht einher mit den Idealen von Wohlstand und Ordnung. 
(Albert 2008: 35f) 
Das afrikanische Friedensmodell basiert dagegen auf Kultur und Tradition. Hier geht 
es weniger um materiellen Wohlstand, sondern um Moral in der menschlichen 
Interaktion. Die Ideale hier sind Moral und Ordnung. (Albert 2008: 35f) 
 
1992 kam der Begriff Peacebuilding zum ersten Mal im UN-Report An Agenda for 
Peace von Generalsekretär Boutros Boutros-Ghali auf. Dieser sieht Peacebuilding 
eine Bandbreite von Aktivitäten die Strukturen zur Verfestigung von Frieden 
erkennen und unterstützen. Ziel ist hierbei die Vermeidung wiederaufflammender 
Konflikte. (Boutros-Ghali 1995, zit. nach Karbo 2008: 114) Jahre später erweiterte 
der neue UN-Generalsekretär Kofi Annan die Definition in Agenda for Development 
und zielt mehr auf die zugrunde liegenden ökonomischen, sozialen, humanitären und 
kulturellen Ursachen eines Konflikts und fordert daher nachhaltige Zusammenarbeit. 
(Annan 2004, zit. nach Karbo 2008: 114)  
Hier zeichnet sich allerdings schon der Trend ab, nur kurzzeitige Maßnahmen in der 
Übergangsphase wie beispielsweise Friedensabkommen, zu ergreifen. Laut Karbo, 
der sich in seinen Ausführungen auch auf Galtungs Ansatz vom positiven Frieden 
stützt, sollte Peacebuilding allerdings mehr daraus ausgerichtet sein, die 
grundlegenden Ursachen und Bedingungen eines Konflikts zu bearbeiten. (Karbo 
2008: 114f) Dies erfordert Programme für nachhaltige Prozesse, die nicht nur 
politische und ökonomische Interventionen umfassen. Zum einen müssen die 
Sicherheitslage und die politische Lage eines Landes angegangen werden, zum 
anderen müssen die sozialen, persönlichen, ökonomischen und kulturellen 
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Beziehungen verändert werden, um die gemeinschaftliche Solidarität und 
Verantwortung zu stärken. Maßnahmen zum Wideraufbau von Beziehungen sind 
nach Karbo also zentral im Friedensaufbau. (Karbo 2008: 115)  
 
„In this regard, peace-building aims to promote long-term stability and 
justice, as well as the promotion of good governance, rebuilding of state 
infrastructures and rehabilitation and reintegration of excombatants. 
Overall, peace-building is a long term process that occurs before, during 
and after conflict has slowed down or abated.” (Karbo 2008: 115) 
 
Um den Frieden aufrecht zu erhalten und ein Wideraufflammen von Gewalt zu 
verhindern müssen die Ursachen und die Auswirkungen eines Konflikts aufgearbeitet 
werden. Dies kann durch Rekonstruktion und Rehabilitation erreicht werden, durch  
Versöhnungsprozesse, den Aufbau von Institutionen und durch politische, soziale 
und ökonomische Transformation, welche in den staatlichen Strukturen verankert 
sind. Den Ansatz der Versöhnung verfolgen meist NGOs. Vorbilder sind 
beispielsweise die Truth and Reconciliation Commisions in Südafrika oder das 
Gacaca-System in Ruanda. Die Einstellungsmuster zwischen den interagierenden 
Gruppen müssen sich ändern. (Karbo 2008: 116) Die strukturellen Bedingungen die 
der Gewalt zugrunde liegen, wie die Diskriminierung verletzlicher Gruppen, zum 
Beispiel ethnischer Minderheiten, müssen betrachtet werden. (Karbo 2008: 116) 
Nachhaltiger Frieden erfordert demnach eine Gesellschaft, die ihre Konflikte angeht 
und sich dabei nach vorne bewegt. Peacebuilding beinhaltet nach Karbo deshalb 
Konfliktprävention, Konfliktmanagement, Verhandlungen, Mediation, Anwaltschaft, 
humanitäre Hilfe, Katastrophenmanagement, Entwicklungsarbeit und Rekonstruktion. 
(Karbo 2008: 116)  
 
„In other words, peace-building is concerned with the longer-term 
reconstruction and development of society so as to prevent deadly conflict 
or the re-emergence of armed conflict.“ (Karbo 2008: 116) 
 
Frieden erfordert Sicherheit und damit Demokratie, Menschenrechte, Rechtsregeln, 
nachhaltige Entwicklung und gleich verteilter Zugang zu Ressourcen. (Karbo 2008: 
116) 
Auch Karbo sieht die grundlegende Herausforderung im Peacebuilding in der 
Herstellung von positivem Frieden. (Karbo 2008: 116)  
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3.2.3 Friedensaufbau in der Entwicklungszusammenarbeit 
 
Die Sicherheitslage der meisten afrikanischen Staaten liegt irgendwo zwischen Krieg 
und Frieden. In Afrika bedeutet Frieden nicht immer die Abwesenheit von Gewalt. 
Selbst wenn der Status Krieg einem Gebiet nicht mehr zugeschrieben werden kann, 
so kann Kriminalität und Gewalt durch Staat oder Milizen weitergehen und 
Kriegsähnliche Zustände schaffen. (Furley/Roy 2006: 5) 
Die Frage ist daher, wie der Übergang von Krieg zu Frieden vonstatten geht. Das 
Ende von Konflikten erfordert Mediation, Verhandlungen und Kompromisse, selbst 
wenn eine Konfliktpartei über die andere siegt. Der folgende Frieden sollte immer 
Gegenstand von Beobachtung sein. (Furley/Roy 2006: 5) Negativer Frieden ist 
einfach nicht nachhaltig und untermauert die Statistik, dass die Hälfte aller 
afrikanischen Kriege innerhalb der nächsten zehn Jahre erneut ausbrechen. Positiver 
Frieden dagegen zielt auf die vielfältigen Motivationen der Interessensgruppen und 
deren verbleibenden gegenseitigen Argwohn. Dies stellt eine Herausforderung fern 
ab der ökonomischen und politischen Möglichkeiten dar.  (Furley/Roy 2006: 5) 
Erste Schritte, die unternommen werden ist der DDR-Ansatz: disarmament, 
demobilization and reintegration, also Abrüstung, Demobilisierung und Reintegration. 
(Furley/Roy 2006: 7) Aussöhnung zwischen Konfliktparteien ist dagegen eine 
langwierige Angelegenheit. Nachdem in den letzten Jahren so viele Bürgerkriege 
geendet haben, kann kaum abgesehen werden, wie lang dies dauern wird. 
(Furley/Roy 2006: 7)  
Die Nachhaltigkeit des Friedens ist eine wesentliche Variable des Prozesses. Dabei 
ist es wichtig zu beachten, inwieweit externe Akteure im Friedensprozess eine Rolle 
gespielt haben, ob die Konfliktparteien an den Friedensverhandlungen und -
abschlüssen teilgenommen, mit ausgearbeitet und zugestimmt haben und ob die 
ursprünglichen Bedingungen, die zu dem Konflikt geführt haben angesprochen 
wurden. Beispielsweise sollte beobachtet werden, ob Oppositionsführer 
ausgeschlossen oder ausgezeichnet wurden und ob sie die Friedensbedingungen 
annehmen und akzeptieren. (Furley/Roy 2006: 8) 
Rehabilitierung ist Teil der Versöhnungs- und damit der Friedensprozesse. Dazu 
gehört, dass die bisherigen Konfliktparteien die Friedensvereinbarungen annehmen 
und dass der Staat und die Gesellschaft sie wieder in das friedliche zivile 
Alltagsleben integrieren. Durch die Regierung verhängte Amnestien konnte oft ein 
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guter Start für den Frieden gelegt werden, da auf beiden Seiten genügend Vertrauen 
zugesprochen wird und daraus soziale und ökonomische Unterstützung innerhalb 
der Gemeinschaft wachsen kann. (Furley/Roy 2006: 8) 
Politische Führungspersonen in Afrika haben sich in ihrem Urteil oft als fehlbar und 
im schlimmsten Fall habgierig herausgestellt. Doch dank der immer häufigeren 
Präsidentschafts- und Parlamentswahlen können die Länder profitieren und werden 
handlungsfähiger. Dazu werden die neuen Regierungen immer strenger beobachtet 
durch die wachsende freie, unabhängige und kritische Medienlandschaft, durch 
Beziehungen zum Ausland, der Mitgliedschaft in staatlichen Organisationen und bei 
den jeweiligen Neuwahlen. (Furley/Roy 2006: 9) 
 
Kriege und bewaffnete Konflikte in Afrika sind sehr verschieden. Dennoch zeigt die 
Analyse von Peacebuilding-Prozessen, dass diese Kriege und Konflikte ähnliche 
Muster und Entwicklungen aufweisen. Die Geschichte Afrikas lässt erkennen, dass 
seit Jahrhunderten verschiedenste indigene Institutionen und Ressourcen zur 
Konfliktlösung und zum Friedensaufbau existieren. Heute allerdings werden diese 
Mechanismen von Peacebuilding und Entwicklungsinterventionen durch liberale 
Friedensprojekte auferlegt. Diese verfolgen die Vorstellung, dass eine Gesellschaft, 
die durch Konflikte und Kriege zersplittert wurde neu aufgebaut werden kann. Durch 
die Anwendung bestimmter zusammenhängender harmonischen Strategien lassen 
sich hier Änderungen herbeiführen. Der Fokus liegt auf der Konfliktprävention, 
Lösungen, Aufbau von Institutionen und Stärkung zivilgesellschaftlicher 
Organisationen. (Karbo 2008: 113) 
Die Tradition des Liberal Peace Project baut auf eine Bandbreite an Interventionen, 
um dauerhaften Frieden ohne erneute Gewalt einzurichten. Dazu gehört 
Peacekeeping, Entwaffnung, Demobilisierung, Rehabilitation und Reintegration. 
(Karbo 2008: 115) Hierbei liegt der Fokus auf der Logik von Inklusion und Exklusion. 
Die Methoden werden eher von oben auferlegt. Der Friedensansatz in Afrika betont 
dagegen den Wiederaufbau von sozialen Beziehungen und Harmonie zwischen den 
Gruppen. Die Herangehensweise in traditionellen afrikanischen Ansätzen legt den 
Prozess und weniger das Ergebnis der Friedensarbeit in den Vordergrund. Das Ziel 




3.2.4 Vorgehensweisen und Ansätze des Friedensaufbau 
 
Konflikttransformation nach Andrew Rigby meint alle Aktivitäten die versuchen einen 
destruktiven und bewaffneten Konflikt zu einem konstruktiven gewaltfreien Weg 
umzugestalten, egal ob der Konflikt zwischen Individuen, Gruppen, Gemeinden oder 
Staaten besteht. Initiativen der Konflikttransformation zielen entweder auf die 
strukturellen und institutionellen Hintergründe eines Konflikts oder befassen sich mit 
der kulturellen Dimension, je nachdem wie sich die Menschen im Konflikt selbst und 
die Gegner wahrnehmen. (Rigby 2003: 47) 
Versöhnung gehört zu den verschiedenen Aktivitäten der Konflikttransformation. 
Versöhnungsarbeit bezieht alle Initiativen und Prozesse ein, die vorrangig versuchen 
die zerbrochenen Beziehungen zwischen den Konfliktparteien wieder herzustellen. 
Dies kann zum einen geschehen, indem sozioökonomische und politische 
Institutionen verändert werden oder zum anderen durch eine Veränderung in der Art, 
wie sich die Menschen selbst und ihre bisherigen Feinde wahrnehmen. (Rigby 2003: 
47) 
In diesem Zusammenhang muss Versöhnung immer als Prozess verstanden werden. 
Um den Wiederaufbau von Beziehungen kann sich zu jedem Zeitpunkt während 
eines destruktiven Konflikts bemüht werden, solange die Menschen dazu bereit sind. 
Allerdings ist Versöhnungsarbeit in der Phase nach der Schlichtung eines Konflikts 
am üblichsten, da mehr Raum dafür zur Verfügung steht. (Rigby 2003: 47f) 
Damit Menschen auf eine gemeinsame Zukunft hoffen können ist es notwendig das 
Vertrauen in die Anderen entwickelt wird. Dafür müssen die schmerzhaften 
Erfahrungen in konstruktiver Weise aufgearbeitet werden. Erst dann kann ein 
Zukunftsorientierter Prozess entstehen hin zu gegenseitiger Unterstützung und 
Koexistenz. (Rigby 2003: 48) 
 
Zu den Arten der Versöhnungsarbeit gehört die Erinnerungs-, Friedens- und 
Gerechtigkeitsarbeit. (Rigby 2003: 48f) 
 
Erinnerungsarbeit stellt die Herausforderung dar, mit der Vergangenheit 
umzugehen und diese zu bewältigen. Denn erst nachdem Menschen die 
schmerzhaften Folgen eines Konflikt thematisieren und aufarbeiten, können sie 
überhaupt erst in Betracht ziehen Beziehungen mit dem früheren Gegner 
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aufzunehmen und wieder aufzubauen. Erinnerungsarbeit soll dazu beitragen, dass 
Menschen geholfen wird mit dem Verlust zu leben. (Rigby 2003: 48) 
Menschen haben damit eher die Möglichkeit ihren Wunsch nach Rache zu 
überwinden, wenn ihr Leiden und ihr Verlust anerkannt werden und die TäterInnen 
ihre Schuld eingestehen. (Rigby 2006: 48) 
 
• Dealing with Personal Trauma 
Daher ist ein erster Ansatz, sich mit den persönlichen Traumata der Menschen 
auseinanderzusetzen. Menschen können während eines Krieges solch schlimme 
Taten beobachtet, selbst ausgeführt und am eigenen Leib erfahren haben, dass die 
Erinnerung daran die Menschen in der Vergangenheit gefangen hält. In Afrika kann 
Menschen im Umgang mit  den traumatischen Erinnerungen geholfen werden, indem 
auf indigene Methoden wie beispielsweise Rituale der Reinigung durch 
GlaubensführerInnen oder HeilerInnen zurückgegriffen wird. (Rigby 2003: 52) 
 
• Truth Commissions 
Ein weiterer Teil der Erinnerungsarbeit sind Wahrheitskommissionen: Truth and 
Reconciliation Commissions, TRC. Diese schickt KommissarInnen und PolizistInnen 
los, um Zeugenaussagen aufzunehmen und ihren Auftrag bekannt zu machen. 
Dadurch entsteht eine Zusammenarbeit mit der Zivilbevölkerung und zivilen 
Organisationen und Gruppen. Nach dem Vorbild Südafrikas wird eine Wahrheits- und 
Versöhnungskommission mittlerweile für nationale Versöhnungsprojekte als 
erforderlich betrachtet. (Rigby 2003: 52f) 
 
Friedensarbeit beginnt mit menschlicher Sicherheit. Ein erkennbares Ende der 
Gewalttaten ist ein grundlegender Faktor damit Menschen den erfahrenen Schmerz 
und die Angst hinter sich lassen und weitermachen können. Hoffnung kann wachsen, 
wenn Menschen persönliche und kollektive Sicherheit bekommen und das Handeln 
der früheren TäterInnen ausreichend abgesichert ist. (Rigby 2006: 49) 
Der Bereich der Friedensarbeit lässt sich in viele verschiedene Aktivitätsansätze 
einteilen: Frühwarnsysteme und Monitoring, Verteidigung der Menschenrechte, 
Bildung und Hilfe zur Selbsthilfe, Bridge-building, Mobilisierung einer Anhängerschaft 
für Frieden und Lobbying für den Frieden und Reintegration der Kombattanten. 
(Rigby 2006: 53-57) 
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• Early Warning and Peace Monitoring 
Vorteilhaft an zivilgesellschaftlichen Organisationen und Gruppen, CSOGs, ist, dass 
sie in globale Netzwerke aus internationalen zivilgesellschaftlichen Organisationen 
eingebunden sind, beispielsweise mit Menschenrechtsgruppen wie Human Rights 
Watch oder Amnesty International. Dadurch können sich die CSOGs zwischen der 
internationalen, der nationalen und der lokalen Grassroot-Ebene bewegen und 
vermitteln, und somit frühzeitig über Zwischenfälle, die den Frieden bedrohen können, 
informieren. So wird die Information gleich in internationale Agenturen und 
Netzwerke weiter gegeben. (Rigby 2006: 53) 
Das Monitoring einer Krisensituation ist auch nach einem Friedensabkommen oder 
einer Waffenruhe erforderlich, da ein Konflikt durch jegliche Missverständnisse oder 
Interessensunterschiede erneut ausbrechen kann. Daher haben lokale Gruppen und 
NGOs Frühwarnsysteme eingerichtet, um die Lage zu beobachten und 
gegebenenfalls einzugreifen bevor eine Situation eskaliert. (Rigby 2006: 53) Dies 
wird oft von freiwilligen Gruppen durchgeführt wie zum Beispiel Frauen, 
Gemeindeälteste oder GlaubensführerInnen. (Rigby 2006: 54) 
 
• Human Rights Advocacy 
Die Förderung und der Schutz der international anerkannten Menschenrechte ist ein 
wesentlicher Teil der Konflikttransformation und der Versöhnungsarbeit. Viele 
afrikanische Staaten werden von autoritären und repressiven Regime geführt, 
weswegen die Verteidigung der Menschenrechte erschwert wird. Für CSOGs sind 
die Menschenrechte daher meist ein wesentliches Anliegen und eine ihrer 
Hauptfunktion besteht darin, diese in der eigenen Gesellschaft zu sichern. Etablierte 
CSOGs können auch während bewaffneter Konflikte versuchen die Menschenrechte 
zu verteidigen, zum Beispiel können sie Konfliktparteien dazu anhalten die 
grundlegenden Normen der Kriegsregeln zu respektieren und dementsprechend die 
Zivilbevölkerung, besonders Frauen und Kinder, behandeln. (Rigby 2006: 54)   
 
• Education, Training and Capacity-building 
CSOGs beziehen in ihre Arbeit zur Konflikttransformation Bildung und Training der 
BürgerInnen mit ein. Ziel hierbei ist es meist die Kultur der Gewalt mit einer Kultur 




Bridge-building ist Förderung eines Dialoges zwischen Konfliktparteien, um 
konstruktive Beziehungen über die Trennungslinien hinweg aufzubauen. Als Teil der 
Versöhnungsarbeit kann der Versuch zum Bridge-building in jeder Phase eines 
Konflikts gefördert werden, was während einer bewaffneten Auseinandersetzung 
natürlich erschwert wird. Ziel hierbei ist eine konstruktive Kommunikation zwischen 
den Beteiligten zu ermöglichen, um weiterführende Prozesse in Gang zu bringen. So 
kann beispielsweise den Konfliktparteien ein vor Gewalt sicheren Ort angeboten 
werden, an dem ein Dialog entstehen kann. Durch Gespräche wird der Feind 
menschlicher und damit können der Ruf nach Frieden und ein Ende der Gewalt 
möglicher werden. (Rigby 2006: 55) 
 
• Mobilising Peace Constituencies and Lobbying for Peace 
In einer Periode bewaffneter Konflikte ist die Möglichkeit zur Mobilisierung einer 
Anhängerschaft, die bereit ist für den Frieden einzutreten, sehr begrenzt. Wege zu 
einer solchen Entwicklung sind beispielsweise Friedensmärsche oder öffentliche 
Demonstrationen. Menschen die während eines bewaffneten Konflikts daran 
teilnehmen beweisen daher oft Mut. Deswegen ist es eine der wichtigen Aufgaben 
der CSOGs, sich um eine solche Entwicklung zu bemühen. Gerade Menschen, die in 
der Gesellschaft noch ein gewisses Maß an Schutz haben, wie Frauen oder 
GlaubensführerInnen, können aktiv den Frieden fordern. (Rigby 2006: 56) 
 
• Reintegration of Combatants 
Making Things Right ist Teil der Gerechtigkeitsarbeit. (Rigby 2003: 49) Auch hier 
sind die Menschen eher in der Lage ihre Bitterkeit und den Wunsch nach Rache 
gegenüber den früheren TäterInnen zu überwinden, wenn sie das Gefühl haben 
können, dass aufrichtige Bemühungen stattfinden, die Dinge wieder gerade zu 
rücken. Hier geht es um das allgemeine Verständnis von Gerechtigkeit, nämlich dass 
TäterInnen keine Straffreiheit bekommen dürfen. Es müssen Verhandlungen über 
Entschädigung geführt werden, damit die Opfer Wiedergutmachungen bekommen. 
(Rigby 2003: 49) 
Der Kontext der Versöhnungsarbeit beeinflusst dabei entscheidend das Ergebnis der 
Versöhnung und die Qualität der Koexistenz ehemalig verfeindeter Gruppen. Noch 
entscheidender hierbei ist der Faktor Zeit, denn Verluste zu verkraften, Vertrauen in 
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andere zu entwickeln und friedlich mit ehemaligen Feinden zusammenzuleben 
erfordert in erster Linie Zeit. Wie viel Zeit dafür benötigt wird ist von Gruppe zu 
Gruppe und je nach Konfliktumständen unterschiedlich. Feindseligkeit und Bitterkeit 
können allerdings auch weiterleben und wieder auftauchen und den Wunsch 
anfachen, vergangenes Leid zu rächen. Es gibt immer Menschen, die die 
Erinnerungen nicht loslassen können und die den Aufbau von Beziehungen mit dem 
Feind als Betrug erachten. Andererseits gibt es auch Individuen und Gruppen, die 
auf eine gemeinsame Zukunft hinarbeiten und die bereit sind für Versöhnung 
einzutreten. Diese können dazu beitragen, die Versöhnungsarbeit zu legitimieren und 
als Beispiel für andere dienen, die Zukunft mitzugestalten. (Rigby 2003: 49) 
 
Zu den Bereichen der Gerechtigkeitsarbeit gehören ausgleichende und restaurative 
Gerechtigkeit und Unterstützung und Wiederaufbau. 
 
• Retributive and Restorative Justice 
Gerechtigkeitsarbeit bildet in diesem Zusammenhang nicht nur ein wie bei uns 
übliches Strafgericht, sondern findet auf persönlicher Ebene, Gemeindeebene  und 
auf nationaler Ebene statt. Dies kann bedeuten, dass sich der Internationale 
Strafgerichtshof einschaltet. Restaurative Gerechtigkeit kann auch innerhalb der 
Gemeinde stattfinden. Beispielsweise wird hierbei das Ziel verfolgt, soziale Harmonie, 
Ganzheit und ein gesundes Gemeinschaftswesen aufzubauen, was wichtiger 
gewertet wird als einzelne Individuen zu bestrafen. (Rigby 2006: 57f)  
 
• Relief and Reconstruction 
Kriege auf dem afrikanischen Kontinent haben häufig zum Zerfall der Staatlichkeit 
geführt. Damit bricht auch die existenzielle Grundversorgung innerhalb eines Landes 
zusammen. NGOs und CSOGs sind deswegen um humanitäre Unterstützung und 
Wiederaufbaumaßnahmen bemüht. Diese Hilfsmaßnahmen tragen im weiteren Sinne 
auch zur Versöhnungsarbeit bei, denn sie stellen den Opfern des Krieges eine 
Grundversorgung bereit und versuchen damit deren Verlust auszugleichen. 
Außerdem wird den Menschen die Angst vor einer Hungersnot oder anderen fatalen 
Folgen des Krieges genommen. So wird den Menschen die Möglichkeit zu einem 
ersten Aufatmen gegeben und die Basis für zukünftige Aussöhnung kann geschaffen 
werden. (Rigby 2006: 58) 
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Bürgerkrieg ist laut Weltbank immer noch eine Ursache für Armut in Afrika. Eine 
Regierung muss daher nach einem Bürgerkrieg nicht nur die Ursachen des Konflikts 
bewältigen, sondern muss auch mit einer gespaltenen Gesellschaft, 
KombattantInnen und Flüchtlingen, einer zerrütteten Wirtschaftslage und schwachen 
Institutionen arbeiten. (Ali/Matthews 2004: 6) 
Viele Länder haben nach einem Krieg die Möglichkeit zum Aufbau des Staates, die 
Wirtschaft wiederzubeleben und Probleme des politischen, sozialen und 
ökonomischen Wiederaufbaus anzugehen. In der Folgezeit nach einem Krieg kann 
dies lange Zeit dauern. Beispielsweise erwarten Warlords, Rebellengruppen oder 
gegnerische Milizen, dass sie belohnt werden dafür, dem Frieden zugestimmt haben. 
(Furley/Roy 2006: 1) Die Phase nach einem Friedensabkommen ist für Taisier Ali 
und Robert Mattews daher entscheidend. Die Art und Weise, wie der Frieden 
zustande gekommen und welcher Natur dieser Frieden demnach ist, ist grundlegend 
dafür wie nachhaltig der Frieden sein wird. Darum ist es sinnvoll die verschiedenen 
Elemente die zum Frieden beigetragen haben zu betrachten, beispielsweise ob der 
Frieden von innen heraus verhandelt wurde oder ob er von äußeren Einflüssen 
initiiert wurde, ob der Frieden durch Einigung entstand oder aufgrund beiderseitiger 
Erschöpfung, oder ob zivilgesellschaftliche Organisationen im Prozess beteiligt 
waren. (Furley/Roy 2006: 1f) 
Friedensaufbau kann daher als die letzte Phase einer Konfliktperiode definiert 
werden. Friedensarbeit beginnt daher nach einem Waffenstillstand und versucht die 
Wirtschaft, die Gesellschaft und die Politik wieder aufzubauen. (Ali/Matthews 2004: 6) 
Für Ali und Matthews kann der Friedensaufbau allerdings schon viel früher angesetzt 
werden. Schon während eines Krieges werden Strukturen geschaffen, die den Weg 
des Friedens nach dem Ende der Gewalt formen. (Ali/Matthews 2004: 6) Weiters 
kann nach Ali und Matthews Frieden auch als eine Herausforderung gesehen 
werden, da eine vom Krieg zerrüttete Gesellschaft immer vor Problemen steht, die es 
anzugehen gilt, wenn der Krieg nicht erneut entfachen soll. Die Probleme und 
Lösungsansätze variieren meist von Land zu Land, allerdings gibt es ein paar 
Grundziele und Friedensmaßnahmen, die in jedem Land gleichermaßen verfolgt 
werden: (Ali/Matthews 2004: 6)  
 
„These include bringing an end to generalized fighting, demobilizing and 
disarming the warring factions, and creating a general environment of trust 
and confidence; building a set of institutions and political arrangements 
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that assure the establishment of a political process that is open, inclusive, 
and able to cope with conflicts in a peaceful manner rather than through 
resort to arms; fostering reconciliation among previously warring 
communities and thus helping to build a sense of community and common 
identity; and, finally, eliminating abject poverty and gradually easing the 
economic inequalities that may have been at the heart of the conflict.” 
(Ali/Matthews 2004: 6f) 
 
Über eine Grafik schlagen Ali und Matthews vor, Friedensaufbau anhand zweier 
Achsen zu verstehen, die die Stärke des Friedens in einem Land darstellen sollen. 
Die eine Achse besteht aus sich verdichtenden Ebenen von Frieden (Ali/Matthews 
2004: 7) : „(.) as a dynamic process during which the previously warring parties lay 
down their arms, learn to resolve their differences through non-violent means, 
develop a common set of goals and a common identity, and move towards the 
creation of a just and equitable society.“ (Ali/Matthews 2004: 7) Die zweite Achse 
wird anhand der Zeit bemessen, die in zwei Perioden eingeteilt werden kann, ein 
paar Jahre Übergangsphase gefolgt von Jahren der Konsolidierung. (Ali/Matthews 







(Diagramm nach Ali/Matthews 2004: 8) 
 
Ali und Matthews beziehen sich in ihren Ausführungen ebenfalls auf das Konzept von 
positivem Frieden. (Ali/Matthews 2004: 395) Sie sehen den Friedensaufbau mit 
chronologischem Ablauf, zuerst ein Ende der Gewalt, gefolgt vom negativen Frieden, 
und dann der Schritt hin zum positiven Frieden. Zum positiven Frieden zählen sie 
den Aufbau von politischen Prozessen und Institutionen, die in der Lage sind 
Konflikte ohne Gewaltanwendung zu lösen. Außerdem muss die Wirtschaft wieder 
aufgebaut und entwickelt werden, damit sie regionale Ungleichheiten, die Konflikten 
zugrunde liegen, entgegenwirken. Weiters muss die Gesellschaft durch Gerechtigkeit 
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und Versöhnung wieder hergestellt werden. (Ali/Matthews 2004: 397) Wird dieser 
Ablauf von negativem Frieden hin zum positiven Frieden gestört beeinflusst dies 
auch die Stabilität des hergestellten Friedens. Werden zum Beispiel Wahlen 
abgehalten bevor ein Land dazu bereit ist können die Friedensbemühungen 
unterbrochen werden. (Ali/Matthews 2004: 397) Denn Wahlen mit verschiedenen 
Parteien bedeuten auch Konkurrenz und Auseinandersetzungen. In Gesellschaften 
die von einem Bürgerkrieg tief gespalten sind sollten Wahlen daher erst stattfinden, 
wenn man sich auf ein Friedensabkommen, auch über die politischen Regeln, 
geeinigt hat. (Ali/Matthews 2004: 398) 
Ali und Matthews beschreiben daher Friedensaufbau als einen langfristigen, 
komplexen und multidimensionalen Prozess hin zu einer gerechten Gesellschaft. Die 
KämpferInnen legen ihre Waffen nieder, versuchen ihre Differenzen ohne Gewalt zu 
lösen, bauen zerbrochene Beziehungen wieder auf und entwickeln gemeinsame 
Ziele und eine gemeinsame Identität. (Ali/Matthews 2004: 395)  
 
Wie Ali und Matthews vorschlagen kann dieser Prozess in vier Blöcke geteilt werden: 
eine sichere Umgebung, neue politische Institutionen mit Stellvertretendem 
Charakter, eine wiederhergestellte und gesunde Wirtschaft und Mechanismen mit der 
Vergangenheit und dem geschehenen Unrecht umzugehen. Diese Teile können je 
nach Land und Situation variieren und müssen auf die lokalen Umstände angepasst 
werden. (Ali/Matthews 2004: 394) Die Teile sind als zusammenhängende 
Maßnahmen zu betrachten. Die ersten beiden sind dabei in der anfänglichen 
Übergangsphase (dem negativen Frieden) anzusetzen, währende die beiden letzten 
einen längeren Zeitraum (als positiver Frieden), sogar über Generationen hinweg, 
erfordern. (Ali/Matthews 2004: 410) 
 
• Creating a Secure Environment 
Ein sicheres Umfeld zu schaffen zählt zu den ersten Schritten des Friedensaufbaus. 
Exkombattanten müssen demobilisiert, entwaffnet und in die Zivilgesellschaft zurück 
integriert werden. Dieser DDR-Ansatz (demobilization, disarmament and 
reintegration) war beispielsweise in Uganda erfolgreich, um Ordnung 
wiederherzustellen. Nur im Norden des Landes konnte dies nicht erfolgreich 
durchgeführt werden. Die Folge daraus ist, dass nicht einmal negativer Frieden 
aufgebaut werden konnte. (Ali/Matthews 2004: 410) Um das DDR-Programm 
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umsetzen zu können sind allerdings ausreichend Ressourcen und Zeit nötig. 
(Ali/Matthews 2004: 410)  
Zu den Maßnahmen gehören: 
• Finanzierung von Demobilisierung und Reintegration 
• Ausführliche Planung, an der alle Betroffenen beteiligt werden 
• Wille und Möglichkeiten der lokalen Gemeinden, Ex-Kombattanten 
aufzunehmen 
• Politische Vereinbarungen zwischen den Konfliktparteien 
• Funktionierende Wirtschaft, die auch Ex-KombattantInnen die Möglichkeit 
bietet, Arbeit zu finden 
• Vertrauen, um die Unsicherheiten der einzelnen Gruppen zu überwinden. 
(Ali/Matthews 2004: 410f) 
 
• Constructing New Political Arrangements 
Schwache oder gar gescheiterte Staatlichkeit kann Ursache und Folge eines 
Bürgerkrieges sein. So oder so ist es für den Friedensprozess notwendig, staatliche 
Institutionen und Prozesse zu entwickeln. Diese können dann über Autorität verfügen 
und Loyalität von der Bevölkerung herstellen und es können damit 
Durchsetzungskapazitäten und administrative und organisatorische Funktionen erfüllt 
werden. (Ali/Matthews 2004: 412)  
 
• Demokratisierung 
Alle politischen Vereinbarungen beziehen sich auf nationale Eliten und PolitikerInnen. 
Dies gilt auch für Schritte zur Demokratie, da auch hier eine repräsentative nationale 
Regierung geformt werden muss. Entgegen einer Zentralisierung der Macht können 
sich auch Föderalismus, regionale Autonomie, lokale Institutionen (wie 
beispielsweise in Uganda) und Dezentralisierung entwickeln. Dies ermöglicht 
Menschen, die trotz kultureller, sprachlicher, historischer oder religiösen 
Unterschieden, gemeinsam in einem Staat leben, ein gewisses Maß an Kontrolle 
über ihr Leben und die Möglichkeit ihre unterschiedlichen Identitäten zu schützen. 





• Restoring the Economy 
Tödliche Konflikte kommen am ehesten in Gesellschaften vor, die sich nicht um das 
Wohlergehen der Menschen kümmern. (Ali/Matthews 2004: 415) Eine Wirtschaftlage 
ist nach einem Krieg stark beschädigt und erfordert darauf ausgerichtete 
Entwicklungsmaßnahmen. Um daher durch wirtschaftliche Reformen den Frieden zu 
sichern, müssen die speziellen Umstände des jeweiligen Landes nach einem langen 
und teuren Bürgerkrieg mit einbezogen werden. (Ali/Matthews 2004: 416) 
Frieden erfordert eine ökonomische Grundlage, die gegen Armut und die ungleiche 
Entwicklung einzelner Regionen ankämpft. Wirtschaftspolitische Maßnahmen können 
beispielsweise dann zum Friedensaufbau beitragen, wenn sie 
Beschäftigungsmöglichkeiten für Ex-KombattantInnen, ehemalige Flüchtlinge und 
Menschen, die schon vor einem Konflikt arbeitslos waren, schaffen. (Ali/Matthews 
2004: 415) 
 
• Promoting Justice and Reconciliation 
Ohne Gerechtigkeit kann Frieden nicht auf Dauer halten. Eine Politik des Vergessens 
wird vor allem den Opfern nicht gerecht. Tiefer Kummer und die Last der 
Vergangenheit müssen in der Gesellschaft thematisiert werden, sonst verfestigen 
sich die Gegensätze, Misstrauen bleibt erhalten und schlägt vielleicht sogar erneut in 
Gewalt um. Dem wird häufig entgegen gehalten, dass gerade der Versuch der 
Aufarbeitung Feindseligkeit neu entfachen und Streit über die Wahrheit ausbrechen 
kann. (Ali/Matthews 2004: 418)  
Entschließt sich eine Gesellschaft dazu, das Geschehene zu bearbeiten, muss ein 
Weg gefunden werden, wie mit dem Unrecht umgegangen werden soll. Wege hierbei 
sind Entschädigung für die Opfer, Strafverfolgung oder Amnestie, 
Wahrheitskommissionen oder Entlassung Einzelner aus dem Staatsdienst. 
(Ali/Matthews 2004: 419) 
Zum Beispiel wurde in Uganda die Strafverfolgung strikt durchgezogen. Museveni 
entließ alle RegierungsmitarbeiterInnen in seinem Kabinett, die mit Milton Obotes 
Partei Uganda People’s Congress oder mit Idi Amins naher Partei Uganda National 
Army in Verbindung standen. (Ali/Matthews 2004: 419) 
Der Versuch zur Versöhnung wird allerdings nur sehr unwahrscheinlich 
unternommen, wenn ein Krieg durch militärischen Sieg beendet wurde. Der Wunsch 
nach Rache kann dadurch erhalten bleiben. Bei einem Kriegsende durch 
 53 
Verhandlungen wird Rache zwar von vornherein ausgeschlossen, aber die Suche 
nach Wahrheit wird dadurch nicht garantiert. (Ali/Matthews 2004: 419) 
   
• Transitional Justice 
Die zwei bekanntesten Beispiele für Transitional Justice sind Ruanda und Südafrika. 
Nach dem Genozid an den Tutsi durch die Hutu 1994 in Ruanda musste ein Weg 
gefunden werden mit dem Vergangenen umzugehen. Noch im gleichen Jahr wurde 
vom Weltsicherheitsrat der UN das International Criminal Tribunal for Rwanda, ICTR, 
gegründet. (Malan 2008: 134f) Nachdem die Justiz allerdings mit der Anzahl von 
möglichen TäterInnen vollkommen überlastet war, wurde das Gacaca System für die 
Zeit der Aufarbeitung aufgenommen. Gacaca ist eine lokale Tradition zur 
Konfliktlösung und zur Aussöhnung zwischen Familien und Gemeinden. Dabei 
können alle Mitglieder der Gesellschaft eine Zeugenaussage machen und an den 
Anhörungen teilnehmen. Die Ältesten der Gemeinde sind die Richter. Neu ist ab 
diesem Zeitpunkt, dass die Richter Gefängnisstrafen, auch lebenslänglich, 
verhängen dürfen. (Malan 2008: 135) So wurde das traditionelle Richtsystem mit 
dem angenommenen Justizwesen vereint: Die OrganisatorInnen und AnführerInnen 
des Völkermordes, Sexualstraftäter und Folterer wurden vor den ICTR oder das 
staatliche Gericht gestellt. Vor dem Gacaca Gericht wurde Mord, Beschädigung von 
Eigentum und schwere Körperverletzung ausgehandelt. (Malan 2008: 135f) 
 2001 wurde das Gacaca-Gesetz offiziell verabschiedet. Als traditioneller Brauch ist 
Gacaca als Grassroot- Methode, nicht wie das Justizsystem der UN, welches eher 
von oben herab agiert. Darum bietet Gacaca durch die Nähe zu den Menschen eine 
gute Grundlage, um soziale Harmonie, Versöhnung und Gerechtigkeit wieder 
herzustellen. (Malan 2008:135) 
In Südafrika endete 1994 das Apartheidregime. Nach der langen Zeit der sozialen 
Ungerechtigkeit und Menschenrechtsverstößen brauchte das Land Wahrheit, 
Versöhnung, nationale Einigkeit und Gerechtigkeit. Durch die Teilung der 
Bevölkerung gab es natürlich unterschiedliche Auffassungen über die Geschehnisse 
der Vergangenheit. Daher wurden die Truth and Reconciliation Commissions, TRC, 
eingerichtet. (Malan 2008: 138) Ziel der TRC war mehr Toleranz, Aufgeschlossenheit, 
gegenseitiges Verständnis, die Verringerung von Vorurteilen und vor allen Dingen 
Gerechtigkeit. Diese sollte einen Diskurs zwischen beiden Seiten herstellen und nach 
Möglichkeit einen Konsens erreichen. (Malan 2008: 138) 
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Im Jahr 2000 wurde das Institute for Justice and Reconciliation gegründet. Dieses 
soll auch in Zukunft Gerechtigkeit und Aussöhnung initiieren und ist mittlerweile auch 
im Ausland als Unterstützung nach Konflikten tätig. (Malan 2008:139) 
Transitional Justice erfordert immer auch einen Wandel in der Gesellschaft. Erst 
wenn sich ein politisches System von einer Diktatur oder einer Oligarchie einer 
dominanten Elite hin zu einer Demokratie verändert, kann sich auch das 
Rechtsystem neu entwickeln. Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte können 
etabliert und ohne Kompromisse oder Vorurteile befolgt werden. (Malan 2008: 139) 
Auch sozioökonomischer Wechsel ist erforderlich. Diskriminierung, Unterdrückung 
und Benachteiligung müssen überwunden werden, um Gleichheit, Toleranz und eine 
gerechte Verteilung zu ermöglichen. (Malan 2008: 140) Neben strukturellen 
Neuerungen muss sich aber auch die Einstellung der Menschen ändern.  
 
„Exclusive structures have to be transfomed into inclusive structures. But 
what is also needed is that exclusively minded individuals should become 
inclusively minded fellow humans.” (Malan 2008: 140) 
 
Es kann nicht erwartet werden, dass alle Menschen solche Ansprüche mittragen 
werden, aber ein Großteil der Bevölkerung reagiert meist doch auf strukturelle und 
systemische Veränderungen hin zu einem Klima mit mehr Verständnis. Denn viele 
wollen die ungerechte Vergangenheit überwinden und die Zukunft anders gestalten. 
(Malan 2008: 140) Veränderung muss tatsächlich als ein dualer Prozess verstanden 
werden, in dem die Menschen verbleibende Punkte aus der Konfliktreichen 
Vergangenheit thematisieren und sich auf eine Zukunft in friedlicher Koexistenz 
vorbereiten. (Malan 2008: 140) Die Bestrafung der TäterInnen ist ein Teil davon. 
Denn gerade Opfer von Gewalt müssen zuerst die Möglichkeit bekommen die 
Vergangenheit zu bearbeiten, um Gerechtigkeit erfahren zu können. (Malan 2008: 
140) 
In Zeiten des Übergangs ist es daher notwendig sich mit der Vergangenheit und mit 
der Zukunft auseinanderzusetzen. Durch eine Konfliktsituation entstehen nämlich 
immer zwei Antriebsmotive: Der Wunsch nach Veränderung und das Ziel einer 
bestimmten Veränderung. Nach einer Veränderung sehnen sich nämlich vor allem 
Menschen und Gruppen, die unter einer momentanen Situation zu leiden haben. Die 
Menschen oder die Gruppe, die für diese Situation verantwortlich ist und von ihr 
profitiert, ist dagegen weniger an einem Wechsel interessiert. (Malan 2008: 141) 
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Zwischen diesen beiden Polen von Veränderung und Status quo muss vorsichtig 
beurteilt werden. Denn den Interessen beider Seiten liegen Motive zugrunde, die von 
tatsächlichen Missständen bis hin zu Habgier variieren können. (Malan 2008: 141) 
 
„(.) when a trainsitional justice process is needed, it will almost always 
be a comprehensive one. It is, after all, usually a matter of moving from an 
old, exclusive politico-socio-economic monopoly of power-greedy 
politicians to a new inclusive dispensation in which accountable leaders 
share the political, social and economic running of the country with the 
people.” (Malan 2008: 144) 
 
Transitional Justice bildet daher eine große Herausforderung und erfordert 
ausführliche Planung. Deshalb müssen zu Beginn die Rahmenbedingungen und 
Grundlagen kritisch hinterfragt werden. Beispielsweise kann Gerechtigkeit in 
Übereinstimmung mit dem Gesetz durchgeführt werden. Hier muss dann zur Debatte 
stehen, wer diese Gesetze erlassen hat und wann wo und für wen sie formuliert 
wurden. Eine besondere Anforderung besteht dann, wenn Parteien durch  
unterschiedliche kulturelle Hintergründe andere Rechtssysteme haben. (Malan 2008: 
144) 
Strafverfolgung kann im Rahmen eines internationalen Kriegsverbrechertribunals, in 
Strafprozesse im Ausland oder in nationalen Gerichtsverfahren mit unterschiedlichen 
Justizsystemen (wie im Beispiel Ruanda beschrieben) stattfinden. In Afrika kommt es 
öfter vor, dass formale Gerichtsverfahren mit traditionellen Verfahren ergänzt werden. 
Dies geht dann über rein ausgleichende Gerechtigkeit (retributive justice) hinaus hin 
zu einer restaurativen Gerechtigkeit (restorative justice). (Malan 2008: 145) 
Transitional Justice kann in Retributive Justice und Restorative Justice unterteilt 
werden, wobei beide Ansätze zusammenhängen. (Malan 2008: 147) Transitional 
Justice ist der zusammenhängende Prozess zwischen Restorative Justice und 
Retributive Justice in der Periode politischer, sozialer und ökonomischen Wandels, 
von der Konfliktbewältigung hin zu einem neuen effektiven, demokratischen und  







Die Vorgehensweisen im Bereich Retributive Justice sind: 
• Die Bestrafung von TäterInnen für grobe Menschenrechtsverletzungen durch 
Ermittlungen und Beweise in einem fairen Prozess. 
• TäterInnen können bei einer Amnestie von öffentlichen Ämtern 
ausgeschlossen werden. 
• Das Leid der Opfer kann anerkannt werden. 
• Die Opfer erfahren durch die Bestrafung der TäterInnen ein gewisses Maß an 
Ausgleich und Reparation. 
• Rechtsstaatlichkeit wird etabliert. 
• Der Respekt vor dem Gesetz kann steigen und Straftaten können dadurch in 
Zukunft verringert werden. 
• Es wird mindestens negativer Frieden erreicht und die Möglichkeit eines 
Schlussstriches wird geboten. 
(Malan 2008: 145f) 
Richtet sich der Prozess des Transitional Justice nach Restauration, dem Restorative 
Justice, so können die Ergebnisse des Retributive Justice ebenfalls erreicht werden. 
Zusätzlich kommt im Restorative Justice aber noch der Aspekt der Versöhnung hinzu. 
Wahrheits- und Versöhnungskommissionen werden hier immer wieder eingesetzt. Im 
Gegensatz zum Retributive Justice, welches sich ausschließlich auf TäterInnen 
konzentriert, bezieht sich Restorative Justice auf TäterInnen und deren Opfer. Die 
Opfer und ihre Bedürfnisse bekommen hier besondere Aufmerksamkeit. Sie sollen 
Würde wiedererlangen und einen Weg zurück in die Gesellschaft finden. (Malan 
2008: 146) 
 
Die Vorgehensweisen im Bereich Restorative Justice sind: 
• Die Wahrheit darüber was passiert ist und warum wird aufgedeckt. 
• Opfer sollen nicht nur entschädigt werden, denn Restauration soll den 
Menschen zeigen, dass sie gehört werden. Sie sollen befriedigt und 
bevollmächtigt werden. Ihre Würde und ihre kulturelle Identität soll anerkannt 
werden. 
• Soziale Prozesse können initiiert und gefördert werden. 
• Über negativen Frieden hinaus soll positiver Frieden verankert werden. 
(Malan 2008: 146) 
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3.2.5 Traditionelle Friedensansätze am Beispiel Mato Oput in Norduganda 
 
Internationale Bemühungen der Konfliktbewältigung treffen in Afrika oft auf 
Schwierigkeiten mit den Konfliktparteien. So können extern initiierte 
Friedensbemühungen oft nicht angenommen oder umgesetzt werden. Dies kann zum 
Beispiel dann geschehen, wenn auf diplomatischer Ebene mit RepräsentantInnen 
verhandelt wird, wobei Kriegsparteien oft gar keine offiziellen SprecherInnen haben 
und eine von oben ernannte Person demnach nicht anerkannt werden kann. (Murithi 
2008: 16) 
Friedensprozesse müssen darüber hinaus auch die lokale Bevölkerung und deren 
Realitäten mit einbeziehen. Nur so können ihre Kränkungen aufgearbeitet werden. 
Indigene und endogene Ansätze zum Friedensaufbau geben daher Einblicke in 
Afrikanische Gesellschaften und deren Funktionsweisen. Sie basieren stärker auf der 
Gemeinschaft und zielen mehr auf den Wiederaufbau von sozialem Vertrauen und 
gemeinsamer Koexistenz ab. (Murithi 2008: 16)  
 
„Overall what can be gleaned from these approaches is their emphasis 
and the value that they place on achieving peace through forgiveness, 
healing, reconciliation and restorative justice.“ (Murithi 2008: 16) 
 
Endogene Ansätze haben aber auch ihre Nachteile. Beispielsweise sind sie sehr 
langwierige und langsame Prozesse, da sie auf Konsens beruhen und 
Vereinbarungen zeitaufwendig ausgehandelt werden. Ein weiterer Punkt ist, dass 
traditionelle Methoden oft aus patriarchalen Gesellschaftsstrukturen entstanden sind 
und daher die Gleichstellung der Frauen immer noch eine Herausforderung ist.  
(Murithi 2008: 16f) 
Zur Aussöhnung und zum Wiederaufbau sozialer Beziehungen können daher 
endogene Herangehensweisen eine wesentliche Grundlage sein, denn hierbei 
können Familien, Gemeinschaften und sogar Nationen teilnehmen. Die Koppelung 
von indigenen Prozessen mit offiziellen Vorgehensweisen kann daher die Effektivität 
des Peacebuildings verbessern. Es entsteht ein hybrider Friedensprozess. (Murithi 
2008: 17) 
 
„The term indigenous refers to that which is inherent to a given society but 
also that which is innate and instinctive. The term endogenous refers to 
that which emerges from a society.” (Murithi 2008: 17) 
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Die einheimischen Verfahren und Werte sind als Tradition von den Menschen bereits 
verinnerlicht. (Murithi 2008: 17) Die Vorgehensweisen sind den Betroffenen vertraut 
und berufen sich auf lokale kulturelle Normen und Führungsstrukturen. Sie bieten 
eine breite Basis für öffentliche Partizipation und einen Konsens der den Wurzeln 
des Konflikts entgegenwirkt. Daher ist auch die Wahrscheinlichkeit höher, dass 
Ergebnisse der Friedensverhandlungen eher angenommen werden und andauernder 
Frieden entstehen kann. (Murithi 2008: 27f) Der Friedensprozess ist daher ein 
Produkt der lokalen Gemeinde und liegt in deren Verantwortung (ownership). 
Darüber hinaus halten sich die Kosten für die Friedensmaßnahmen gering, da die 
Ressourcen bei den Menschen selbst liegen. (Murithi 2008: 28) 
Die Grenzen endogener Friedensansätze liegen dagegen darin, dass alle 
Betroffenen davon überzeugt werden müssen, am Prozess teilzunehmen. 
Konfliktparteien müssen Willens sein, einen Konsens zu erarbeiten. (Murithi 2008: 28) 
Ein weiteres Problem ist, dass indigene Ansätze von staatlicher Seite oft nicht 
wertgeschätzt werden. Offizielle nationale und internationale Friedensansätze lassen 
daher oft die Grassroot-Ebene vermissen, obwohl diese doch einen Zugang zur 
breiten Bevölkerung bieten würden. (Murithi 2008: 29) 
 
Durch die Konflikte und die Gewalt im Norden Ugandas waren der soziale 
Zusammenhalt und das soziale Vertrauen brüchig geworden. Mechanismen und 
Institutionen zur nachhaltigen Konfliktbewältigung waren daher dringend erforderlich. 
Aussöhnung spielt hierbei eine zentrale Rolle. Die meisten Institutionen und 
internationalen und nationalen Politikansätze sind dabei allerdings auf 
Konfliktmanagement und Konfliktlösung ausgerichtet und nicht darauf, Versöhnung 
und soziales Vertrauen wieder herzustellen. Es musste also ein Weg gefunden 
werden, Gesetze, Politik mit den moralischen Ansprüchen von sozialem Vertrauen 
und Versöhnung im Friedensprozess zu verbinden. (Murithi 2008: 22) 
Ein Beispiel hierfür ist die Institutionalisierung des Mato Oput. Dieses ist ein 
Konfliktlösungsansatz und ein Versöhnungsmechanismus der Acholi, die in 
Norduganda leben und von den Kämpfen der LRA stark betroffen waren. Mato Oput 
existierte schon vor dem Kolonialismus und ist bis heute ein funktionierender Teil der 
örtlichen gesellschaftlichen Strukturen. (Murithi 2008: 22) Während der Kolonialzeit 
und der Regime nach der Unabhängigkeit wurden die traditionellen Werte 
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unterdrückt. Heute dagegen wird versucht diese Traditionen wieder zu beleben und 
als Teil des Friedensprozesses zu integrieren. (Murithi 2008: 23) 
Ein wesentlicher Bestandteil des Mato Oput ist die Aufrechterhaltung sozialer 
Beziehungen innerhalb der Gemeinschaft. Für diese Aufgabe müssen sich alle 
Mitglieder der Gesellschaft beteiligen, da bei einem Konflikt alle in irgendeiner Weise 
mit einer der streitenden Personen in Beziehung steht. Das heißt, wenn in der 
Gemeinschaft ein Streit entsteht, dann ist dieser Konflikt Teil der Gemeinschaft selbst 
und nicht nur zwischen den verfeindeten Personen. (Murithi 2008: 22) Ein Problem 
zwischen zwei Personen wird also als Problem der ganzen Gemeinschaft betrachtet. 
(Murithi 2008: 23) 
 
„Each member of the Acholi community is viewed as being to varying 
degrees related to each of the disputants. To the extent that somebody is 
willing to acknowledge this fundamental unity, then people can feel either 
some sense of having been wronged or some sense of responsibility for 
the wrong that has been done.” (Murithi 2008: 22f) 
 
Ein Individuum, das die Gesetze bricht, macht seine ganz Gemeinschaft zu einer 
Gruppe, die das Gesetz bricht. Ein Individuum, dem Unrecht getan wurde, ergibt 
daher eine Gruppe, der Unrecht getan wurde. (Murithi 2008: 23) 
Auf dieser Grundlage sollen im Mato Oput die Führungsstrukturen der Acholi, 
entweder ein Ältestenrat oder ein Rat der GemeindeführerInnen, einen Konsens 
finden. Diese Räte bestehen aus Männern und Frauen. Alle Mitglieder der 
Gemeinschaft werden mit eingebunden. (Murithi 2008: 23)  
Um Harmonie herzustellen müssen daher der Prozess und das Ergebnis der 
Konfliktlösung für die Gemeinschaft und für die streitenden Personen befriedigend 
sein. Vor dem Kacoke Madit, dem Ältestenrat kann jeder seine Meinung äußern. Alle 
Mitglieder der Gemeinschaft dürfen sprechen, Vorschläge machen und dürfen Opfern, 
TäterInnen und ZeugInnen Fragen stellen. Dies kann ein zeitaufwendiger Prozess 
sein. (Murithi 2008: 23) 
Im Ablauf des Mato Oput werden zuerst Beweise und Zeugenaussagen vor dem 
Ältestenrat präsentiert. Der Täter oder die Täterin wird dann ermutigt, Verantwortung 
für die Taten zu übernehmen und bekommt die Möglichkeit Reue zu zeigen. Weiters 
werden TäterInnen bestärkt, die Opfer um Vergebung zu bitten. Die Opfer dagegen 
werden angehalten Gnade und Versöhnlichkeit zu zeigen. Ist diese Stufe zufrieden 
stellend verlaufen so wird der Ältestenrat den Täter oder die Täterin anweisen, 
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Kompensation zu zahlen. Dies kann auch eine symbolische Geste sein, welche die 
Reue des Täters oder der Täterin ausdrücken. Am Ende findet ein Akt der 
Versöhnung zwischen den VertreterInnen des Opfers und den VertreterInnen der 
TäterIn statt. In einer Zeremonie wird der bittere Saft des Oputbaumes getrunken. 
Das bittere Getränk stellt die psychische Bitterkeit der Menschen während des 
Konflikts dar. Das Trinken ist ein Zeichen für die Bemühungen die Bitterkeit in 
Harmonie und soziales Vertrauen umzuwandeln. (Murithi 2008: 23f) 
Das Mato Oput beschäftigt sich mit kleineren Vergehen wie Diebstahl aber auch mit 
Totschlag und Mord. Retributive Justice und damit auch die Todesstrafe werden bei 
den Acholi abgelehnt, da in ihrem Bild von Gesellschaft jedes Mitglied zählt. 
Außerdem würde der Wunsch nach der Todesstrafe Rache sehr nahe kommen. 
Durch den weiteren Tod eines Gemeindemitglieds würde noch mehr Leid entstehen 
und die Hoffnung auf Harmonie würde wieder verringert. (Murithi 2008: 24) 
Zivilgesellschaftliche Gruppen, religiöse FührerInnen und ParlamentarierInnen aus 
der Acholi-Gemeinde haben für die Wiederbelebung des Mato Oput und dessen 
Integration in den allgemeinen Friedensinitiativen gekämpft. In vielen Regionen 
wurde damit schon Erfolge in der Beendigung von Gewalt und gesellschaftlicher 















4. Friedensaufbaumaßnahmen in international agierenden 
EZA-Organisationen                   
 
4.1 Die Friedensaufbaumaßnahmen der UN  
 
4.1.1 Die Arbeit der UN 
 
Die UN wurde nach dem zweiten Weltkrieg gegründet, um Frieden und Sicherheit 
weltweit aufrecht zu erhalten. Weitere Hauptaufgaben der UN sind der Aufbau 
freundschaftlicher Beziehungen zwischen den Nationen und die Förderung von 
Menschenrechten, sozialem Fortschritt und besserem Lebensstandard. Die UN 
unterstützt Staaten, um Armut zu senken, Hunger und Krankheiten zu überwinden 
und jedem Rechte und Freiheit anzuerkennen. Sie soll als Zentrum dienen, um mit 
den verschiedenen Ländern diese Ziele harmonisch zu erreichen. (UN: UN at a 
Glance) 
Ins Leben gerufen wurde die UN als internationale Organisation 1945 von damals 51 
Ländern. Heute umfasst die Staatengemeinschaft 193 Mitgliedsstaaten. Die 
Generalversammlung, der Sicherheitsrat und der Wirtschafts- und Sozialrat bieten 
Foren, in dem die Mitgliedsstaaten ihre Standpunkte austauschen und diskutieren 
können. (UN: UN at a Glance) 
Die UN kümmert sich um verschiedenste Themenbereiche. Es gibt verschiedene 
spezialisierte Organe, Agenturen und Programme, die weltweit agieren. Darunter 
fallen zum einen Friedensaufbau, Peacekeeping-Missionen, Konfliktprävention und 
humanitäre Hilfe, zum anderen aber auch Entwicklungszusammenarbeit, 
Umweltschutz, Flüchtlingshilfe, Katastrophenhilfe, Terrorismusbekämpfung, 
Entwaffnung, Demokratieförderung, Verbreitung der Menschenrechte und 
Geschlechtergleichheit, soziale und wirtschaftliche Entwicklung, Gesundheitswesen 
und ausreichende Nahrungsmittelproduktion. (UN: UN at a Glance) 
Mittlerweile versorgt die UN 90 Millionen Menschen mit Nahrungsmittel in 73 
verschiedenen Ländern, impft 58 Prozent aller Kinder weltweit, unterstützt 36 
Millionen Flüchtlinge, versucht in 16 verschiedenen Einsätzen mit insgesamt 120 000 
Blauhelmen Frieden zu schaffen und zu erhalten, fördert und schützt die 
Menschenrechte in über 80 verschiedenen Abkommen und Deklarationen, kämpft 
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gegen Armut und Klimawandel, bringt 12,4 Milliarden US-Dollar für humanitäre Hilfe 
auf und verbreitet  Demokratie durch Wahlhilfe in 30 Ländern. (UN: Everyday the 
United Nations works to tackle global challenges) 
Im Jahr 2006 wurden die Peacebuilding-Kapazitäten der UN ausgebaut. Der 
Peacebuilding Fund, PBF, die Peacebuilding Commission, PBC, und das 
Peacebuilding Support Office, PBSO, wurden gegründet. (UN 2000c: 1) Die 
Peacebuilding Commission ist der Dreh- und Angelpunkt des UN-Peacebuildings und 
unterstützt den Friedensaufbau in Ländern, in denen Konflikte gerade anwachsen. 
Darüber hinaus berät die Peacebuilding Commission die Generalversammlung und 
den Sicherheitsrat. (UN 2000c: 2) Der Peacebuilding Fund konzentriert sich dagegen 
auf Projekte. Zu den Aufgaben des Peacebuilding Funds gehört die Unterstützung 
von Friedensabkommen, politischer Dialog und das Reagieren auf 
Friedensbedrohungen. Darüber hinaus sollen nationale Kapazitäten gefördert 
werden, um Koexistenz und friedliche Konfliktlösungen zu gewährleisten. Weitere 
Aufgaben sind der Wiederaufbau der Wirtschaft und der grundlegenden 
Verwaltungsdienste. (UN 2000c: 3) Das Peacebuilding Support Office unterstützt die 
Peacebuilding Commission durch strategische und politische Beratung. Außerdem 
verwaltet das Peacebuilding Support Office den Peacebuilding Fund und versucht 
Gelder für diesen aufzubringen. Ein kohärenter, koordinierter und auf Erfahrung 
beruhender Ansatz für das Peacebuilding in der UN soll vom Peacebuilding Support 




4.1.2 Ansätze und Vorgehensweisen zum Friedensaufbau in der UN 
 
United Nations Millennium Declaration 
 
Die Millenniumserklärung wurde verfasst, um die Funktion der UN, eine friedliche, 
gerechte und wohlhabende Welt zu schaffen, erneut zu bekräftigen. Die 
internationale Gemeinschaft beruft sich dabei auf die Charta der Vereinten Nationen 
und sieht die Verantwortung weltweit für menschliche Würde, Gleichheit und 
Gerechtigkeit bei sich und ihren Mitgliedsländern. (UN 2000b: 1) Daher wird das Ziel 
eines gerechten und anhaltenden Friedens überall auf der Welt, wie schon in der UN-
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Charta, formuliert. Hierfür soll weiterhin die souveräne Gleichheit von Staaten, der 
Respekt vor territorialer Integrität, die politische Unabhängigkeit, die friedliche und 
gerechte Lösung von Konflikten, das Recht zur Selbstbestimmung, die 
Nichteinmischung in interne Staatsangelegenheiten, die Achtung der 
Menschenrechte und der elementaren Freiheit, der Respekt für gleiche Rechte für 
alle unabhängig von Herkunft, Geschlecht, Sprache oder Religion und die 
internationale Zusammenarbeit bei ökonomischen, sozialen, kulturellen oder 
humanitären Problemen unterstützt werden. (UN 2000b: 1) 
Für die internationalen Beziehungen werden Freiheit, Gleichheit, Solidarität, Toleranz, 
Respekt vor der Natur und geteilte Verantwortung  als grundlegende Werte genannt. 
(UN 2000b: 2) Diese Grundwerte werden immer wieder auf den Frieden bezogen. So 
sollen Männer und Frauen nicht nur die Freiheit haben ihr Leben so zu leben wie sie 
wollen, sondern sie sollen darüber hinaus frei von Angst vor Gewalt, Unterdrückung 
und Ungerechtigkeit sein können. (UN 2000b: 2) Toleranz soll nicht nur zu mehr 
Respekt für die Unterschiede im Glauben, der Kultur und der Sprache ohne 
Unterdrückung führen, sondern auch zu einer Kultur des Friedens und des Dialogs 
zwischen den Menschen. (UN 2000b: 2) Die Verantwortung wird in der UN zwischen 
den Mitgliedsländern geteilt um weltweit ökonomische und soziale Entwicklung zu 
ermöglichen und darüber hinaus, um internationalen Frieden und Sicherheit 
herzustellen. Die UN gilt hierbei als universale und repräsentativste Organisation und 
muss deshalb eine zentrale Rolle einnehmen. (UN 2000b: 2) Es wird also schon zu 
Beginn der Millenniumserklärung verdeutlicht, dass Frieden, wie schon in der UN-
Charta festgeschrieben wurde, immer noch ein zentrales Ziel und grundlegende 
Aufgabe der Vereinten Nationen darstellt. Die formulierten Grundwerte nennen den 
Frieden zwar nicht direkt, doch die einzeln genannten Punkte beziehen sich 
wiederholt auf den Faktor Frieden.  
Um diese gemeinsamen Werte in die Tat umsetzen zu können werden Schlüsselziele 
genannt, denen besondere Bedeutung zugesprochen wird. Das erste Ziel ist Frieden, 
Sicherheit und Entwaffnung. (UN 2000b: 2) Krieg zwischen oder innerhalb eines 
Staates hat in den 1990er Jahren das Leben von über 5 Millionen Menschen 
gezeichnet. Die UN scheut daher keine Mühen Kriege und die Anwendung von 
Massenvernichtungswaffen zu verhindern oder zu stoppen. (UN 2000b: 2f) Dafür 
werden einige Vorgehensweisen und Ziele formuliert (UN 2000b: 3): 
• Stärkung des Respekts vor dem internationalen Recht  
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• Stärkung der UN zur Erhaltung von Frieden und Sicherheit durch Erweiterung 
der Ressourcen und Tools für Konfliktprävention, friedliche Konfliktlösung, 
Peacekeeping und Friedens- und Wiederaufbau nach einem Konflikt 
• Stärkung der Kooperation mit regionalen Organisationen 
• Absicherung von zwischenstaatlichen Abkommen beispielsweise über 
Waffenkontrolle, Abrüstung, Völkerrecht und Menschenrechte 
• Gemeinsames Handeln gegen den internationalen Terrorismus 
• Verdoppelter Aufwand gegen weltweite Drogenprobleme 
• Intensivierung der Bemühungen gegen transnationale Kriminalität wie 
Schwarzhandel, Menschenschmuggel oder Geldwäsche 
• Minimalisierung der Auswirkung von Wirtschaftssanktionen der UN auf die 
unschuldige Bevölkerung und dritte Parteien 
• Beseitigung von Massenvernichtungswaffen, besonders von Atomwaffen 
• Gemeinsames Handeln gegen Waffenhandel  
• Ersuchen der Staaten der Convention on the Prohibition of the Use, 
Stockpiling, Production and Transfer of Anti-personnel Mines and on Their 
Destruction beizutreten 
• Unterstützung des International Olympic Committee durch die Mitgliedsländer 
zur Förderung von Frieden und Völkerverständigung durch Sport und das 
olympische Ideal. 
(UN 2000b: 3f) 
Frieden ist hier also als ein Schlüsselziel für die Umsetzung der gemeinsamen Werte 
der UN und wird in diesem Kapitel gemeinsam mit Sicherheit und Entwaffnung 
genannt. Die Vorgehensweisen für Frieden, Sicherheit und Entwaffnung sind rein auf 
zwischenstaatliche Zusammenarbeit ausgerichtet. Mit regionalen Organisationen soll 
zwar ausdrücklich kooperiert werden, doch diese sind kein Teil der 
Entscheidungsfindung oder des zwischenstaatlichen Handelns. Faktoren wie 
schwache oder fragile Staatlichkeit wird hier nicht diskutiert und nichtstaatliche 
Konfliktparteien oder die Zivilbevölkerung werden hier nicht als aktive Akteure 
beschrieben. Das Handeln der (Mitglieds-) Staaten steht hier im Vordergrund.  
Im Weiteren werden viele verschiedene Arten von Konfliktursachen und Ebenen 
genannt und zu bearbeiten versucht. So zählen zu den Faktoren für den Frieden 
nicht nur Terrorismus und Waffen, sondern auch rechtliche Bedingungen und 
Verträge. Konflikte und bewaffnete Auseinandersetzungen werden hier also nicht auf 
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eine staatliche Ebene reduziert, sondern werden als vielschichtige Phänomene mit 
verschiedenen Ursachen und Auswirkungen verstanden.  
Auch die Wirkung von außen auf einen Konflikt wird indirekt angesprochen. 
Beispielsweise impliziert der Punkt über Waffenhandel grenzüberschreitende 
Vorgänge, wodurch innerstaatliche Konflikte von außen angefacht oder ausgedehnt 
werden.  
Afrika wird in der Millenniumserklärung als eigenständiger Punkt aufgeführt, da hier 
spezielle Anforderungen gegeben sind. Der Kontinent soll im Aufbau von Demokratie, 
in den Bemühungen um anhaltenden Frieden, in der Bekämpfung von Armut und bei 
einer nachhaltigen Entwicklung unterstützt werden. (UN 2000b: 7) Politische und 
institutionelle Strukturen sollen für die demokratische Entwicklung ausgebaut werden. 
Armutsbekämpfung und Entwicklung sollen durch Schuldenerlass, durch 
erleichterten Marktzugang und durch vermehrte Investitionen aus dem Ausland 
verbessert werden. Die Verbreitung von HIV/AIDS soll durch Kapazitätsausbau 
verringert werden. Konfliktprävention und politische Stabilität erfordert im Weiteren 
regionale und subregionale Mechanismen, die daher gefördert werden sollen. 
Peacekeeping-Operationen sollen mit ausreichenden Ressourcen versehen werden. 
(UN 2000b: 8) 
In Bezug auf Afrika werden Konflikte als spezielle Herausforderung genannt. 
Konflikten soll durch Prävention vorgebeugt werden und politische Stabilität soll 
gefördert werden. Peacekeeping ist hier ein Bestandteil der Vorgehensweise. Auch 
in diesem Abschnitt steht das staatliche Handeln also im Vordergrund. Allerdings 
sollen regionale Herangehensweisen in Konfliktsituationen und zur Konfliktlösung 
gefördert werden.  
 
 
Report of the Panel on United Nations Peace Operations (Brahimi Report) 
 
In der UN-Charta wird als wichtigste Funktion der Organisation die Beendigung von 
Kriegen für die Folgegeneration definiert. Diese Aufgabe konnte die UN in der 
Vergangenheit leider nicht ganz bewältigen und nun ist eine erneute Verpflichtung 
der Mitgliedsländer für die Herausforderungen des Peacekeepings und des 
Peacebuildings notwendig, beispielsweise durch größere finanzielle Unterstützung 
und durch institutionelle Veränderungen. (UN 2000a: 8) 
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Ziel des Brahimi Reports ist es daher Defizite im Systembereich für 
Konfliktprävention, Peacekeeping und Peacebuilding zu benennen, welche Politik 
und Strategie, aber auch operationelle und organisatorische Bereiche umfassen. 
Betont wird hierbei, dass Frieden nicht allein durch Gewalt hergestellt werden kann, 
sondern dass dadurch nur der Raum geschaffen wird, in dem Frieden aufgebaut 
werden kann. (UN 2000a: 8)  
Das Eingreifen der UN in einen Konflikt findet meist erst statt, wenn Druck von 
internationaler Seite nichts ausrichten konnte und zwischen den Konfliktparteien eine 
Pattsituation entstanden ist. Demnach ist keiner der Beteiligten ernsthaft daran 
interessiert, die Konfrontation zu beenden. Die UN greift also nicht erst in Postkonflikt 
Situationen ein, sondern versucht  diese zu schaffen. Peacekeeper versuchen hier 
die Sicherheit vor Ort aufrechtzuerhalten. Die Peacebuilders arbeiten daran, dass 
sich dieser Zustand eines ersten sicheren lokalen Umfeldes selbst erhält. 
Peacekeeping und Peacebuilding müssen hier zusammenarbeiten. Erst wenn ein 
sicheres Umfeld geschaffen ist können die Friedenstruppen den Einsatzort verlassen. 
(UN 2000a: 8f) 
Hier wird betont, dass der Einsatz von Friedenstruppen, also dem Peacekeeping, 
und der Friedensaufbau, dem Peacebuilding, als untrennbare Partner verstanden 
werden. (UN 2000a: 9) Militärische Intervention ist eine von vielen Aufgaben der UN 
und daher Bestandteil im Vorgehen und in der Strategie der Vereinten Nationen.  
Der Brahimi Report fordert an dieser Stelle, dass das Peacebuilding und 
Präventivmaßnahmen neue und ausführlichere Strategien und Unterstützung 
erfordern. Gerade im Bereich der Konfliktprävention müssen die Strategien effektiver 
gestaltet werden, vor allem da dies auch ein Punkt der Millenniumserklärung ist. 
Vorgeschlagen wird hier beispielsweise der Einsatz von Untersuchungsmissionen in 
Spannungsgebieten. (UN 2000a: 9) 
 
„This will require that the United Nations system address what has hitherto 
been a fundamental deficiency in the way it has conceived of, funded and 
implemented peace-building strategies and activities. Thus, the Panel 
recommends that the Executive Committee on Peace and Security (ECPS) 
present to the Secretary-General a plan to strengthen the permanent 
capacity of the United Nations to develop peace-building strategies and to 





Für das Peacebuilding werden weitere Vorschläge formuliert: 
• Einsatz ziviler Polizei 
• Rechtsstaatlichkeit 
• Betonung eines Teamansatzes in Friedensoperationen  
• Hilfe zur Bewältigung von Konflikten für Gemeinden 
• Nationale Versöhnung 
• Entwaffnung, Demobilisierung und Reintegration in der ersten Phase des 
Friedenseinsatzes 
• Flexibilität für UN-MitarbeiterInnen in Friedenseinsätzen für Quick Impact 
Projects  
• Unterstützung der staatlichen Institutionen und Wahlhilfe 
(UN 2000a: 9) 
 
 
The United Nations Peacebuilding Architecture 
 
Die Hilfe für Länder, um nachhaltigen Frieden aufzubauen und die Vermeidung eines 
Rückfalls in gewaltvolle Konflikte wird hier als übergeordnetes Ziel des 
Peacebuildings in der UN definiert. (UN 2000c: 1) Die Vorgehensweisen im 
Peacebuilding umfassen folgende Punkte (UN 2000c: 1):  
• Gefahrlosigkeit, Sicherheit, Rechtsstaatlichkeit 
• Unterstützung politischer Prozesse und Versöhnung 
• Grundversorgung wie Wasser, Gesundheit und Grundschulbildung 
• Aufbau von Institutionen und öffentlicher Verwaltung 
• Wirtschaftliche Revitalisierung mit Jobs und Unterhalt 
(UN 2000c: 1) 
 
Um diese Ziele zu erreichen sollen drei Bestandteile beachtet werden(UN 2000c: 1):  
• Peacebuilding sollte möglichst bald nach einem bewaffneten Konflikt beginnen, 
da die ersten beide Jahre darüber entscheiden, ob ein Frieden anhält oder ob 
Konflikte erneut ausbrechen.  
• Peacebuilding liegt in der nationalen Eigenverantwortung der jeweiligen 
Länder. Der Frieden ist eine nationale Herausforderung und muss  daher 
durch nationale Kapazitäten entwickelt werden.  
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• Peacebuilding erfordert eine gemeinsame Strategie, die von dem betroffenen 
Staat formuliert wurde, sich den Bedürfnissen des jeweiligen Landes anpasst 
und Prioritäten setzt.  
(UN 2000c: 1) 
 
 
UN Peacebuilding: an Orientation 
 
Der Begriff des Peacebuilding ist schwer zu definieren und einzugrenzen. Daher 
bezieht sich die Orientierungsbroschüre der UN auf die Definition von Johan Galtung. 
In diesem Sinne wird versucht, die Grundursache eines Konfliktes zu überwinden 
und indigene Friedensmechanismen zu fördern. (UN 2010: 5) Wie auch in dieser 
Arbeit werden die Ansätze Galtungs aufgegriffen und als Ausgangspunkt für die 
Vorgehensweisen im Friedensaufbau herangezogen.  
Nach Beendigung eines Konfliktes herrscht in den betroffenen Ländern meist 
Unsicherheit und politische Instabilität. Oft werden Übergangsregierungen gebildet, 
bis erste Wahlen abgehalten werden können. Peacebuilding beinhaltet daher 
politische Entscheidungen, effektive Führung und die Finanzierung durch 
Geberländer. (UN 2010: 5)  
Im Peacebuilding werden, wie in The United Nations Peacebuilding Architecture 
bereits erwähnt wurde, drei Bestandteile unterschieden (UN 2010: 5):  
• Ein wesentlicher Punkt im Friedensaufbau ist daher die nationale 
Eigenverantwortung (national ownership), denn Frieden ist eine nationale 
Herausforderung. Die Verantwortung soll von dem betroffenen Land getragen 
und die BürgerInnen sollen von ihrer Regierung unterstützt werden. (UN 2010: 
5) 
• Ein weiterer Teil des Peacebuildings ist die Entwicklung nationaler 
Kapazitäten (national capacity), um den Frieden nachhaltig absichern zu 
können. Nach einem Konflikt sind die nationalen Kapazitäten oft begrenzt und 
erfordern einen Wiederaufbau. Für den Frieden ist es daher wichtig, die 
Kapazitäten soweit auszubauen und selbstständig zu gestalten, dass 
Friedensaufbauinitiativen allein arbeiten und die Hilfe von außen später nicht 
mehr gebraucht wird. (UN 2010: 6)  
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• Friedensaufbau braucht im Weiteren eine gemeinsame Strategie, die sich der 
jeweiligen Situation eines Landes anpasst und alle InteressensvertreterInnen 
unter der Eigenverantwortung der betroffenen Landes mit einbezieht. (UN 
2010: 6) 
Es wird deutlich, dass die UN die Staaten, beziehungsweise den betroffenen Staat 
als zentralen Akteur im Friedensaufbau betrachtet. Die betroffenen Länder sind 
verantwortlich, die Friedensarbeit voranzutreiben, das Vorgehen zu gestalten und 
den Frieden auf lange Sicht abzusichern. Da die UN selbst eine Organisation von 
Staaten ist, ist diese Vorgehensweise erwartbar. Frieden soll durch die nationalen 
Kapazitäten erreicht und nachhaltig werden. Wie dies allerdings genau vonstatten 
gehen kann, wird hier nicht spezifiziert.  
Meistens wird mit dem Friedensaufbau erst begonnen, wenn ein Konflikt beendet 
wurde. Friedensarbeit kann allerdings auch schon früher ansetzen. Zum Beispiel 
können zivilgesellschaftliche Organisationen oder traditionelle Akteure mit Hilfe der 
UN zu den Mechanismen zur Konfliktlösung beitragen oder eine Grundversorgung für 
die Menschen gewährleisten. (UN 2010: 6) Die Kapazitäten im Land müssen so früh 
wie möglich ausgebaut werden. Dies gilt vor allem für nationale, aber auch für andere 
nützliche Kapazitäten wie lokale MitarbeiterInnen oder NGOs. (UN 2010: 6) Neben 
der betont staatlichen Ausrichtung des Peacebuildings werden hier zivile Akteure in 
den Prozess mit einbezogen. Auch NGOs und Einheimische werden als Kapazität, 
die es zu fördern gilt, anerkannt, auch wenn sie eine beiläufigere Rolle im 
Peacebuilding spielen.  
Peacebuilding kann schon beginnen, wenn ein Konflikt noch anhält. Ein 
baldmöglichstes Eingreifen hilft der UN auch nach einem ersten Friedensabkommen 
schnell zu handeln. Erste Elemente des Friedens können bereits gelegt werden. 
Besonders wichtig ist diese Anfangsphase, da die Menschen hohe Erwartungen 
haben und noch offen für Veränderungen sind. Ansonsten kann ein Rückfall in die 
Auseinandersetzung stattfinden, wenn die Betroffenen nicht vom Frieden profitieren. 
(UN 2010: 6) 
So wichtig diese Anfangsphase im Friedensaufbau sein mag, so ist Peacebuilding 
doch ein langer Prozess. Die Anforderungen und Prioritäten werden sich im Laufe 
der Zeit verändern und müssen immer wieder an die Situation angepasst werden. 
Das Handeln der UN ist allerdings gerade in dieser anfänglichen Phase von 
Bedeutung, um nationale Kapazitäten aufzubauen. (UN 2010: 6) 
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“The UN may be expected to play a more prominent role in the early days, 
while national capacity is being developed and national actors may need 
considerable external support, and when a transitional government’s 
legitimacy may be weak prior to the first post-conflict elections.” (UN 2010: 
6) 
 
Wie sich auch im Weiteren zeigen wird, siedelt die UN ihre Maßnahmen und 
Vorgehensweisen sehr stark auf den Zeitraum direkt nach einem Waffenstillstand, 
beziehungsweise einer Friedensvereinbarung, an. Dies zeigt sich auch in der 
Tatsache, dass das zentrale Dokument des PBSO Report of the Secretary-General 
on peacebuilding in the immediate aftermath of conflict heißt, sich also auf den 
Zeitraum direkt nach dem Ende einer bewaffneten Auseinandersetzung bezieht.  
Dieser Rahmen eines ersten Friedens ist vergleichbar mit Galtungs Definition von 
negativem Frieden.  
Neben der UN arbeiten auch andere Akteure für den Frieden. Dazu zählen unter 
anderem die EntwicklungshelferInnen vor Ort. Diese können neben humanitären 
HelferInnen schon während des Konfliktes im Land aktiv sein und nach Ende einer 
Auseinandersetzung sofort mit der Friedensarbeit beginnen. (UN 2010: 8) Hier wird 
kurz die Entwicklungszusammenarbeit in den Prozess des Friedensaufbaus vor Ort 
erwähnt, die zum Peacebuilding der UN beitragen können.   
Der Sicherheitsrat muss für die Präsenz der UN in einem Land ein Mandat 
beschließen. Die Ressourcen der UN werden dann an die Postkonflikt Situation des 
jeweiligen Landes in politischen, humanitären, Entwicklungs- und Sicherheitsfragen 
angepasst. (UN 2010: 8f) Eine Grundvoraussetzung für das Peacebuilding ist eine 
bestehende Sicherheit im Land. Diese soll wenn notwendig durch eine UN-
Peacekeeping-Operation, also dem Einsatz von Militär, Polizei, BeobachterInnen und 
BeraterInnen, die vom Sicherheitsrat beschlossen werden kann, hergestellt werden. 
Um einen Frieden in der Folge nachhaltig aufbauen zu können müssen die 
Peacekeeper mit den Peacebuildern zusammen arbeiten. Dazu gehören die 
humanitäre Hilfe, Entwicklungszusammenarbeit, die Weltbank, regionale 
Organisationen, Zivilgesellschaft, bilaterale und multilaterale GeberInnen und der 
Privatsektor. (UN 2010: 9) Auch Frauen müssen am  Peacebuilding teilhaben können. 
(UN 2010: 30) 
In der UN wird Sicherheit als Grundvoraussetzung von Peacebuilding betrachtet. 
Sicherheit ist also eine Notwendigkeit für einen nachhaltigen Frieden. Um Sicherheit 
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herstellen zu können werden Peacekeeping-Operationen eingesetzt. Peacebuilding, 
zu dem auch die Entwicklungszusammenarbeit gerechnet wird, und Peacekeeping, 
also militärisches Vorgehen, gehen hier Hand in Hand.  
Direkt nach der Beendigung eines Konflikts werden für das erste Jahr bestimmte 
Maßnahmen formuliert (UN 2010: 12): 
• Unterstützung der Grundsicherheit, Minenentschärfung, Schutz der 
Zivilbevölkerung, DDR-Ansatz (disarmament, demobilization and reintegration), 
Stärkung der Rechtsstaatlichkeit und Initiierung der Sicherheitssektorreformen  
• Unterstützung politischer Prozesse und Wahlprozesse, Förderung von Dialog 
und Versöhnung und Entwicklung von Kapazitäten zum Konfliktmanagement 
auf nationaler und subnationaler Ebene 
• Unterstützung der Grundversorgung wie Wasser, sanitäre Anlagen, 
Gesundheit und Grundschulbildung und sichere Rückkehr und Integration von 
Flüchtlingen 
• Unterstützung im Wiederaufbau der staatlichen Grundfunktionen wie 
Verwaltung und Finanzwirtschaft auf nationaler und subnationaler Ebene 
• Unterstützung des wirtschaftlichen Wiederaufbaus 
(UN 2010: 12) 
Die Vorgehensweisen die hier aufgezählt werden, sind für einen bestimmten 
Zeitraum vorgesehen. Hier wird von dem ersten Jahr nach der Beendigung eines 
Konflikts gesprochen. Dies entspricht der Argumentation dieser Arbeit. Das erste 
Jahr hier ist vergleichbar mit dem negativen Frieden nach Galtung, in dem die 
Waffenruhe gefestigt und Sicherheit hergestellt wird. Hier wird ein erster Abschnitt im 
Friedensaufbauprozess definiert, eben die ersten 24 Monate (UN 2010: 12), die in 
Bezug auf Galtung als Prozess des negativen Friedens verstanden werden können.  
Im Weiteren wurde eine breite Vorgehensweise beschrieben, die allerdings nicht in 
vollem Umfang in den betroffenen Ländern umgesetzt werden muss. Für jede Region 
müssen Prioritäten gesetzt und die beschriebenen Anforderungen den Umständen 
angepasst werden. (UN 2010: 12) Die Schwierigkeit dabei ist zu entscheiden, welche 
Maßnahme tatsächlich am wichtigsten ist, da so vieles dringend erscheint und die 
Mittel begrenzt sind. Daher ist der zu erwartende Effekt ein wesentliches Kriterium. 
(UN 2010: 12f) Durch die Maßnahmen muss der Frieden abgesichert, das Risiko 
eines Rückfalls in die Gewalt muss verhindert und die Grundursachen des Konfliktes 
müssen gelöst werden. Problematisch war in der Vergangenheit, dass sich die UN 
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und die internationale Gemeinschaft mehr von dem Mandat und den verfügbaren 
Ressourcen leiten lies, anstatt von den tatsächlichen Bedürfnissen des betroffenen 
Landes. (UN 2010: 13) 
Darüber hinaus ist es nicht nur von Bedeutung was getan wird, sondern auch wie 
etwas getan wird. „Strengthening or rebuilding the foundations of a society that has 
been torn apart by conflict is not business as usual.” (UN 2010: 14) Daher wird von 
der UN ein Konfliktsensitiver Ansatz (conflict sensitivity) verfolgt. Hierbei muss eine 
Konfliktanalyse angefertigt werden, um die strukturellen Ursachen des Konflikts 
identifizieren zu können. (UN 2010: 14) Auch mögliche Auslöser und Beschleuniger 
zum Wiederaufflammen der Auseinandersetzungen können hier erkannt werden. 
Wenn ein Konflikt und dessen Ursachen umfassend erkannt und verstanden werden, 
dann kann das Peacebuilding-Programm auch Konfliktsensitiv gestaltet werden. 
Dazu gehört beispielsweise, dass MitarbeiterInnen nicht nur von einer ethnischen 
Gruppe angestellt werden oder dass nicht nur Ex-Kombattanten weitergebildet 
werden. (UN 2010: 16)  
Herausforderungen des Peacebuildings sind das unsichere, politisch instabile und 
fordernde Umfeld, in dem agiert werden muss. Als konkrete zu bearbeitende Punkte 
werden daher die Finanzierung (The financial challenge), die Koordination (The 
challenge of coordination) und die Kommunikation (The communication challenge) 
genannt. (UN 2010: 16-22) 
 
 
4.1.3 Zusammenfassung der Friedensaufbaumaßnahmen der UN 
 
In der UN müssen das Peacebuilding und das Peacekeeping zusammenarbeiten. 
Peacekeeper versuchen Sicherheit zu schaffen und das Peacebuilding versucht, 
diese Sicherheit zu erhalten und nachhaltig zu gestalten. (UN 2000a: 8f) Das 
militärische Eingreifen gehört in der UN zur Friedensarbeit dazu. Hier zeigen sich 
zwei Dinge:  
Zum einen führt der Weg zum Frieden über Sicherheit. Sicherheit muss in 
bestimmten Situationen durch den Einsatz von Peacekeepern hergestellt werden, 
erst dann kann das Peacebuilding beginnen. Die Verbindung von Frieden und 
Sicherheit wird hier durch das Peacekeeping hergestellt. Sicherheit ist also ein erstes 
Ziel nach Beendigung einer bewaffneten Auseinandersetzung. Da in dieser Arbeit 
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davon ausgegangen wird, dass der Zeitraum direkt nach einem Waffenstillstand als 
negativer Frieden verstanden werden kann, so kann im Zusammenhang mit der UN 
der Begriff der Sicherheit dem negativen Frieden zugeschrieben werden. 
Entgegenzuhalten wäre hier, dass in einem Zeitraum des negativen Friedens immer 
noch Formen von struktureller Gewalt möglich sind, wodurch das Umfeld für die 
Menschen nicht sicher, aber sicherer wird.  
Zum anderen wird der Friedensaufbau, also das Peacebuilding, nicht mit 
Entwicklungszusammenarbeit verbunden. EntwicklungshelferInnen mögen Akteure 
im Friedensprozess vor Ort sein, sind aber kein strategischer Bestandteil des 
Peacebuidlings. Dies zeigt sich auch auf der Homepage der UN, auf der die Punkte 
Development und Peace and Securtiy vollkommen voneinander getrennt aufgelistet 
werden. Im Bereich Development werden viele verschiedene Themenschwerpunkte 
unterschieden, doch Friedensarbeit gehört nicht dazu. (EU: Development) So ist 
Frieden im Verständnis der Vereinten Nationen kein Bestandteil der 
Entwicklungszusammenarbeit und das Peacebuilding steht nur in Verbindung mit 
dem Peacekeeping.  
 
Kritisch betrachtet, sollte der Erkenntnis „No security without development, no 
development without security.“ (Kofi Annan, zit. nach BMeiA 2011b: 3) Kofi Annans 
auch heute mehr Beachtung geschenkt werden. Denn das Thema Frieden ist ein 
zentraler Bestandteil für die Existenz der UN und das Ziel einer friedlichen Welt 
wurde schon in der UN-Charta definiert. Um den Frieden nachhaltig gestalten zu 
können sollte die UN eine grundlegende Verbindung zwischen Peacebuilding und 
EZA schaffen.  
 
„(.) there is a tendency on the part of practitioners to downplay or even 
overlook the central contribution that development can make to peace. In 
the early stages of peacebuilding, development is overshadowed by 
issues of military security and short-term emergency relief (.).” 
(Ali/Matthews 2004: 415) 
 
Bisher besteht die Verbindung nur in der Millenniumserklärung, in der Frieden eine 
Grundvoraussetzung zur Umsetzung der Millenniumsziele darstellt (UN 2000b: 8). 
Frieden wird allerdings nicht als ein eigenes Ziel der MDGs formuliert und demnach 
werden kaum konkrete Vorgehensweisen und Methoden zur Erreichung eines 
nachhaltigen Friedens genannt. Da aber die Institutionen im Bereich des 
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Friedensaufbaus erst vor ein paar Jahren gegründet wurden (PBC, PBF und PBSO 
wurden 2006 eingerichtet) und institutionelle Veränderungen innerhalb des UN-
Systems gefordert werden (UN 2000a: 8) (UN 2000a: 9), könnten diese Schritte 
vielleicht in Zukunft unternommen werden. 
  
In diesem Zusammenhang zeigt sich, dass die UN im Bereich des Peacebuidlings 
einen theoretischen Schwerpunkt setzt. In den Dokumenten werden hauptsächlich 
die Ausrichtung und die Ziele der Friedensbemühungen beschrieben. Konkrete Tools 
und Vorgehensweisen werden nur begrenzt dargestellt. Somit geben die Dokumente 
eine Gesinnung der Politik und der Friedensarbeit preis. So soll die UN die 
Menschen vor Krieg beschützen und ist darin bemüht allen auf dieser Welt Rechte, 
Freiheit und Frieden zu ermöglichen. Die Richtlinien und die Ausrichtung der UN 
dienen weltweit als Orientierung für die Politik der Mitgliedsländer und die Ansätze 
von Entwicklungsorganisationen. Die Friedensbemühungen werden durch die 
Vorgaben der UN beeinflusst. Daher scheint es sinnvoll, dass die UN aufgrund ihrer 
zentralen Führungsrolle in Fragen des globalen Friedens, als Anleitung vorrangig 
Ziele und Werte für Friedensarbeit formuliert.  
 
In der Orientierungsbroschüre der UN wird anerkannt, dass es ein breites Spektrum 
an Maßnahmen gibt, die zum Frieden führen. Diese Maßnahmen müssen in einem 
bestimmten Zeitraum stattfinden. (UN 2010: 8) Peacekeeping ist in diesem Sinne ein 
Mittel, um Gewalt zu beenden und Postkonflikt Situationen zu schaffen. Herrscht eine 
erste Waffenruhe durch Friedensabkommen, so kann das Peacebuilding zu arbeiten 
beginnen. (UN 2000a: 8f) Das Peacebuilding bezieht sich hier also auf den Zeitraum 
direkt nach Beendigung eines Konfliktes. In dieser Arbeit wird dieser erste Zeitraum 
nach einer Phase der Gewalt, als negativer Frieden verstanden. Folglich beziehen 
sich die Friedensaufbaumaßnahmen der UN in weiten Teilen auf den negativen 
Frieden. Dies hängt möglicherweise damit zusammen, dass das Peacebuilding mehr 
mit dem militärischen Aspekt des Peacekeepings verbunden wird, als mit der 
Entwicklungszusammenarbeit. Die Nachhaltigkeit des Friedens soll im Ansatz der UN 
durch den Aufbau der nationalen Kapazitäten und Eigenverantwortung gewährleistet 
werden. (UN 2010: 6) Ziel ist es daher die jeweiligen staatlichen Strukturen soweit 
wieder aufzubauen, damit sie zukünftig selbst mit Konflikten umgehen können.  
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Das Peacebuilding der UN findet also sehr stark auf staatlicher Ebene statt. Von 
Bedeutung sind hier politische Entscheidungen, eine effektive Führung und die 
Unterstützung von Geberländern. (UN 2010: 5) Friedensaufbau wird daher als 
Aufgabe und Verantwortungsbereich von Staaten verstanden. Die drei 
grundlegenden Bestandteile des UN-Peacebuildings sind daher auch nationale 
Eigenverantwortung, nationale Kapazität und eine gemeinsame Strategie. 
Zivilgesellschaftliche Organisationen und Akteure sollen in die Friedensarbeit 
integriert werden und am nationalen Kapazitätsaufbau mitwirken. (UN 2010: 6) Nach 
dem Verständnis der UN ist es also der jeweilige Staat, der für Frieden zu sorgen hat. 
Es wird allerdings nicht erwähnt, dass fragile Staatlichkeit ein Auslöser von Konflikten 
sein kann und dass meist die Konfliktparteien wie Rebellengruppen oder 
Guerillakämpfer keine staatlichen Akteure sind und somit nicht im Einflussbereich der 
Regierung stehen. Sinnvoll ist an dieser Stelle der Aufbau der nationalen Kapazitäten 
trotzdem, da ein Staat, wenn er wieder stabil hergestellt wird, diesen Faktoren 




4.2 Die Friedensaufbaumaßnahmen der EU 
 
4.2.1 Die Arbeit der EU 
 
Die Europäische Union ist ein zentraler Akteur der EZA und verteilt Aufgaben und 
Zuständigkeitsbereiche der Entwicklungspolitik an verschiedene EU-Institutionen. Sie 
stellt über die Hälfte aller öffentlichen Gelder weltweit für 
Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe und ist darüber hinaus die 
wichtigste Handelspartnerin von Entwicklungsländern. (Michal-Misak 2008: 227)  
Die Europäische Kommission verwaltet das EZA-Budget der EU und verhandelt 
internationale Abkommen. Sie hat ein Initiativrecht für entwicklungspolitische 
Angelegenheiten (Michal-Misak 2008: 229) und kann Vorschläge für EZA-
Maßnahmen formulieren, welche dann im Europäischen Parlament zur Anhörung 
kommen. (Michal-Misak 2008: 228) 
Das Gesetzgebungsorgan, der Rat der EU, beschließt dann die finanziellen, 
humanitären und technischen Hilfsmaßnahmen der EU-EZA. Der Rat hat das Recht 
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mit Drittländern und Organisationen Abkommen zu schließen. Rat und Parlament 
entscheiden zusammen die Höhe und die Verwendung der EZA-Gelder aus dem EU-
Haushalt. (Michal-Misak 2008: 228) 
Die GD DEV, die Generaldirektion für Entwicklung, ist für die Formulierung der EZA-
Strategien verantwortlich, kontrolliert die Durchführung von Entwicklungsprogrammen 
und verteilt die Gelder an die unterschiedlichen Sektoren. Im Weiteren arbeitet die 
GD DEV unter anderem an den Beziehungen zu afrikanischen Ländern und 
koordiniert die Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Investitionsbank, der 
Afrikanischen Union und anderen. (Michal-Misak 2008: 229)  
Zur Verwaltung und Betreuung von EZA-Projekten wurde die EuropeAid eingerichtet. 
Sie wurde vom Verwaltungsapparat der Kommission ausgegliedert und ist nun die 
Durchführungsinstanz zwischen den Generaldirektionen und dient als Amt für 
Zusammenarbeit. Hilfe für kürzere Zeiträume, beispielsweise bei Hungersnöten oder 
Flüchtlingskatastrophen, organisiert das Amt für humanitäre Hilfe, ECHO. (Michal-
Misak 2008: 229) 
Die EU-EZA wird durch den Europäischen Entwicklungsfonds, EEF, und dem 
allgemeinen EU-Haushalt finanziert. Der EEF wird durch freiwillige Beiträge der EU-
Mitgliedsstaaten gestellt und läuft je nach Laufzeit der Partnerschaftsabkommen 
ungefähr fünf Jahre. Empfängerstaaten sind größtenteils Länder südlich der Sahara. 
(Michal-Misak 2008: 230f) Gerade nach Ende des Kalten Krieges fand eine 
Veränderung der Schwerpunkte der EU-EZA statt. Die finanziellen Mittel wurden 
nicht nur regional anders verteilt, beispielsweise gingen Gelder an ehemalige 
Ostblockländer, sondern es wurden auch neue Aufgaben formuliert und gefördert, 
wie Krisenprävention und Friedenssicherung. (Michal-Misak 2008: 232f) 2003 
beschloss der Europäische Rat Gelder aus dem EEF für Friedenschaffende 
Maßnahmen zu verwenden. Für die Afrikanische Union und Burundi wurden 
infolgedessen Eingreiftruppen zur Friedenssicherung finanziert. (Michal-Misak 2008: 
232) 
Kritisch betrachtet wird die Europäische Union den eigenen entwicklungspolitischen 
Ansprüchen oft aus verschiedenen Gründen nicht gerecht wird: Die Institutionen sind 
zersplittert, die Bürokratie ist aufwendig, die bilateralen Entwicklungspolitiken und die 
Verbindung zwischen EU-Kommission und den Mitgliedsländern sind mangelhaft 
koordiniert, den Programmen und Projekten fehlt es an Komplementarität und die 
unterschiedlichen Politikbereiche sind wenig kohärent. (Michal-Misak 2008: 227)  
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Die Entwicklungszusammenarbeit der EU wurde in den vergangenen Jahren immer 
politischer. Dies liegt auch an der neueren Ausrichtung der der EU, nicht mehr nur 
ein ökonomischer, sondern auch ein politischer Akteur in der Weltpolitik zu sein. 
(Michal-Misak 2008: 246) 2002 wurde der Entwicklungsministerrat aufgelöst, was 
darauf deutet, dass die EU-EZA immer weiter in die EU-Außenpolitik integriert wird. 




4.2.2 Ansätze und Vorgehensweisen zum Friedensaufbau in der EU 
 
Die Entwicklungspolitik der Europäischen Union „Der Europäische Konsens“ 
 
Der Europäische Konsens wurde 2005 formuliert um die EU Entwicklungspolitik neu 
auszurichten, und um die Veränderungen durch die Terroranschläge 9/11, die 
Millennium Development Goals und die Auswirkungen der Globalisierung mit 
einzubeziehen. (Michal-Misak 2008: 235) Die Einigung soll erstmalig einen 
gemeinsamen Rahmen für Ziele, Werte und Grundsätze der europäischen 
Entwicklungspolitik schaffen. Diese Ansätze sollen für die Kommission und die EU-
Mitgliedsländer gelten und alle Entwicklungsländer umfassen. (Michal-Misak 2008: 
235f) 
So wird gleich im ersten Abschnitt gefordert, dass die Lasten und die Vorteile, die die 
Globalisierung verursacht, gleichmäßiger verteilt werden müssen, um angesichts des 
internationalen Terrorismus und den Konflikten in armen Länder zu mehr Frieden und 
Stabilität weltweit beizutragen. (EU 2005a: 4) 
Die vorrangigen Bereiche der EU für eine nachhaltige Entwicklung werden mit 
Wohlstand, Sicherheit und Solidarität beschrieben. Ziele und Werte die dorthin führen 
sollen sind Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte, Völkerrecht, Frieden, 
Konfliktvorbeugung, Entwicklung und Global Governance. (EU 2005a: 4) Frieden und 
Entwicklung werden in den Zielen der EU also zuerst nebeneinander formuliert. 
Verbunden werden beide Faktoren dann im auswärtigen Handeln der EU: Die 
Entwicklungspolitik soll hier im Vordergrund stehen. Die Armutsverringerung ist das 
Hauptziel. Dadurch sollen neben sozialen und umweltpolitischen Zielen auch die 
sicherheitspolitischen Ziele erreicht werden. (EU 2005a: 4) Denn Armut führt immer 
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auch zu einem Mangel an Chancen, Einfluss und Wahlmöglichkeiten. (EU 2005a: 8) 
An diesem Punkt werden Entwicklung und Sicherheit miteinander verbunden. Vier 
grundlegende Faktoren sind hierbei Verselbständigung, Beteiligung, Eingrenzung 
und Rechenschaftspflicht. (EU 2005a: 8) 
 
„Entwicklung ist für die langfristige kollektive und individuelle Sicherheit 
von entscheidender Bedeutung. Beide Handlungsebenen ergänzen 
einander, ohne dass die eine der anderen übergeordnet wäre. Ohne 
Frieden und ohne Sicherheit kann es keine nachhaltige Entwicklung 
geben und nachhaltige Entwicklung ist die beste strukturelle Antwort auf 
die Ursachen gewalttätiger Konflikte und den Anstieg der internationalen 
organisierten Kriminalität und des Terrorismus, die häufig mit Armut, 
schlechter Regierungsführung und der Degradation von bzw. 
mangelndem Zugang zu natürlichen Ressourcen zusammenhängen.“ (EU 
2005: 8) 
 
Die Armutsverringerung ist Teil der Millenniums-Entwicklungsziele der UN, welche 
die EU mittragen und hier ausdrücklich in die Entwicklungshilfeanstrengungen 
einbinden will. (EU 2005a: 5) Dabei arbeitet die Entwicklungspolitik im Rahmen der 
UN mit den Regeln, Institutionen und Instrumenten die die internationale 
Gemeinschaft der Vereinten Nationen geschaffen hat. (EU 2005a: 6) Allerdings 
werden zu den MDGs der UN zusätzliche Ziele für die europäische EZA formuliert. 
Dazu gehört unter anderem die Prävention von Konflikten und von mangelnd 
tragfähigen Staaten. Es wird hierbei erkannt, dass beide Faktoren Hindernisse für die 
Millenniums-Ziele darstellen und daher ebenfalls im Entwicklungsbereich der EU 
aufgenommen werden müssen. (EU 2005: 7) 
Als Staatengemeinschaft setzt die Europäische Union in Fragen der Zuständigkeit 
und Verantwortung für Entwicklungsarbeit vorwiegend auf Nationalstaaten. So wird 
ausgeführt, dass das Management der weltweiten Entwicklung und Sicherheit an alle 
Nationen aufgeteilt werden muss. (EU 2005a: 6) Die Strategie zur nachhaltigen 
Entwicklung wird daher als ein wesentlicher Bestandteil der europäischen 
Entwicklungspolitik betrachtet und gliedert sich daher in die Außenbeziehungen und 
in die internen Politikbereiche der EU ein. (EU 2005a: 8) Die Entwicklungsländer 
sollen dabei als Partner betrachtet werden, die in Eigenverantwortung selbstständige 
Politik betreiben und Ressourcen für Entwicklung organisieren. Rechenschaft über 
Verantwortung und Verpflichtungen der gemeinsamen Entwicklungsbemühungen 
werden geteilt. Es wird betont, dass verschiedene Arten der Entwicklung in den 
jeweiligen Partnerländern wertgeschätzt werden. (EU 2005a: 9f) Daher sollen neben 
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den Staaten die Zivilgesellschaft und andere nichtstaatliche Akteure in den 
Entwicklungsprozess mit eingebunden werden. Dies soll zur Tragfähigkeit, der 
Effizienz und der Wirksamkeit der Strategien und Programme beitragen 
beispielsweise indem Gewerkschaften gebildet oder der politische und soziale Dialog 
erleichtert wird. (EU 2005a: 10) 
Im Zusammenhang mit Staatlichkeit werden leistungsschwache Staaten 
hervorgehoben. Eine ausgewogene Partnerschaft und die Aneignung der 
Eigenverantwortung werden hier erschwert und müssen der jeweiligen Situation 
angepasst werden. (EU 2005a: 10) Weiters heißt es: „Im Interesse der Solidarität mit 
der Bevölkerung, der langfristigen Wirksamkeit der Hilfe und der globalen Sicherheit 
ist die Verhinderung des Staatsversagens unumgänglich geworden.“ (EU 2005a: 10) 
Mit anderen Worten braucht es aus Sicht der EU einen Staat um Hilfe langfristig 
wirksam zu gestalten und globale Sicherheit zu ermöglichen. Daraus lässt sich 
schließen, dass dem Staat die Fähigkeit zugeschrieben wird, Ordnung und im 
weiteren Schluss Sicherheit und Frieden herzustellen. Hier wird deutlich, wie viel 
Wert auf das Konzept von Staatlichkeit gelegt wird.  
Im Weiteren wird betont, dass es selbst in fragilen Staaten wichtig ist, das 
Entwicklungsengagement weiter zu führen. Dafür wird in Ländern des Übergangs mit 
der Zivilbevölkerung und regionalen multilateralen Organisationen 
zusammengearbeitet, um erste Soforthilfe, Rehabilitation und langfristige 
Entwicklung zu ermöglichen. Nach einer Krise soll der Entwicklungsprozess mit einer 
Übergangsstrategie gestaltet werden, zu der politische Antworten und eine 
angepasste finanzielle Unterstützung gehören. Vorrangig müssen die institutionellen 
Kapazitäten, die sozialen Versorgungsleistungen, die Ernährungssicherheit, die 
Infrastruktur, die Sicherheit und die Flüchtlingsbetreuung wiederhergestellt werden. 
Es sollen somit Kernvoraussetzungen für langfristige Entwicklungsprogramme 
geschaffen werden. (EU 2005a: 11) In diesem Absatz ist nur von Ländern im 
Übergang oder Ländern nach der Krise die Rede. Welche Übergangssituationen 
oder Krisen gemeint sind wird nicht konkretisiert. Da allerdings Flüchtlinge und 
Vertriebene angesprochen und Not und Zerstörung vorausgesetzt werden, kann 
davon ausgegangen werden, dass Länder nach Konflikt-  und Kriegssituationen 
(wahrscheinlich neben Ländern, die mit Hungersnöten und Naturkatastrophen zu 
kämpfen hatten) gemeint sein können. Demnach ist anzumerken, dass die hier 
genannten Maßnahmen eher in den Zeitpunkt des negativen Friedens fallen. Es 
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sollen die Kernvoraussetzungen für langfristige EZA geschaffen werden. Welche 
Maßnahmen auf längere Sicht für den Frieden konkret angewandt werden können, 
wird hier nicht erwähnt. Positiv ist allerdings zu bewerten, dass Entwicklungsprojekte 
auf lange Sicht angesetzt und vorbereitet werden sollen.  
 
 
Bericht über die Umsetzung der Europäischen Sicherheitsstrategie – Sicherheit 
schaffen in einer Welt im Wandel 
 
Dieser Bericht bezieht sich auf den eben beschriebenen Konsens zur 
Entwicklung und auf die Europäische Sicherheitsstrategie, ESS. Auch hier wird 
ausgeführt, dass Frieden und Sicherheit erst durch nachhaltige Entwicklung 
ermöglicht werden können und dass Frieden und Sicherheit gleichzeitig eine 
Vorraussetzung für Entwicklungszusammenarbeit darstellen. (EU 2008: 8) 
Auch nach einem Konflikt ist Gewalt in erschreckendem Ausmaß verbreitet, wie 
beispielsweise durch sexuelle Gewalt zur Einschüchterung und Terror. (EU 
2008: 8) An dieser Stelle kann das Konzept über positiven und negativen 
Frieden von Johan Galtung aufgegriffen werden. Dieser sagt, dass nach einer 
ausgehandelten Waffenruhe und offiziellen Friedensverträgen ein erster 
negativer Frieden entsteht. In diesem sind die Kampfhandlungen beendet, aber  
andere Formen der Gewalt können immer noch vorkommen. Strukturelle 
Gewalt wie Einschüchterung und Repression führen dazu, dass der erlebte 
Frieden noch nicht als positiver Zustand empfunden wird – demnach kann hier 
von einem negativen Frieden gesprochen werden. (Galtung 1975: 130) 
Im Weiteren sind Auseinandersetzungen oft mit fragiler Staatlichkeit verbunden, 
wodurch ein Teufelskreis aus Konflikten und schwachen Regierungsstrukturen 
entstehen kann. Diesen versucht die EU durch die Maßnahmen der EZA und 
denen der Sicherheit zu durchbrechen. Zu den Maßnahmen des 
Sicherheitssektors werden Entwaffnung, Demobilisierung und Reintegration 
gezählt. (EU 2008: 8) Diese Ausführung entspricht auch dem Ansatz dieser 
Arbeit. Denn hier wird davon ausgegangen, dass das DDR-Konzept 
(disarmament, demobilisation and reintegration) zum Zeitpunkt des negativen 
Friedens anzusiedeln ist und deshalb für die Friedensaufbaumaßnahmen der 
EZA zum positiven Frieden wenig relevant ist. Auch hier wird der DDR-Ansatz 
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nicht zu den Maßnahmen der Entwicklungszusammenarbeit gerechnet, 
sondern zu den Maßnahmen des Sicherheitssektors.  
 
 
Eine Strategie der Europäischen Union für Afrika: Wegbereiter für einen Europa-
Afrika-Pakt zur Beschleunigung der Entwicklung Afrikas 
 
Die Strategie der EU für Afrika dient dazu, „einen in sich geschlossenen 
umfassenden, integrierten und langfristigen Rahmen für ihre Beziehungen zu Afrika 
an die Hand zu geben.“ (EU 2005b) Auch hier werden die Millennium Development 
Goals der UN als übergeordnete Zielsetzung beschrieben, um mit den Ländern 
Afrikas partnerschaftlich Frieden und Wohlstand zu fördern. Wieder wird in erster 
Linie von einer Zusammenarbeit mit afrikanischen Staaten ausgegangen, wobei die 
jeweiligen Partnerschaften zu einem offiziellen Europa-Afrika-Pakt führen sollen. (EU 
2005b) 
Als Voraussetzung zur Verwirklichung der MDGs gelten unter anderem Frieden und 
Sicherheit.  
 
„Deshalb sollte die Europäische Union, d. h. die Europäische 
Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten, in ihrer neuen Afrika-Strategie ihre 
Unterstützung in folgenden Handlungsfeldern ausbauen: Schaffung 
grundlegender Voraussetzungen für die Verwirklichung der Millenniums-
Entwicklungsziele (Frieden und Sicherheit sowie verantwortungsvolle 
Staatsführung), Schaffung eines der Verwirklichung der Millenniums-
Entwicklungsziele förderlichen wirtschaftlichen Umfelds 
(Wirtschaftswachstum, Handel und Verbundnetze) und Maßnahmen, die 
sich direkt auf die Millenniums-Entwicklungsziele beziehen (sozialer 
Zusammenhalt und Umweltfragen). Im Gesamtpaket bilden diese 
Maßnahmen eine gemeinsame, umfassende und kohärente Antwort auf 
die entwicklungspolitischen Herausforderungen in Afrika.“ (EU 2005b) 
 
Nach all den Kriegen und Konflikten, die Afrika in den letzten Jahrzehnten erschüttert 
haben, ist Frieden und Sicherheit unverzichtbar für nachhaltige Entwicklung. Die EU-
Strategie sieht daher vor ihre Bemührungen in Konfliktphasen zur Förderung von 
Frieden und Sicherheit zu verstärken. Zu den Maßnahmen werden hier die 
Konfliktprävention, Konfliktmanagement, Konfliktlösung und Wiederaufbau genannt. 
(EU 2005b) 
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Außerdem wird angeführt, dass Sicherheit seit den Anschlägen von 9/11 in New York 
stark an Bedeutung gewonnen hat. Seitdem werden immer häufiger Terroranschläge 
in Europa und in Nordafrika verübt und haben dadurch das Thema Frieden und 
Sicherheit wieder mehr in den Fokus der Entwicklungspolitik gerückt. (EU 2005b) 
Ganz im Sinne der Partnerschaft wird anerkannt, dass Afrika in der Lage ist, eigene 
Friedensaufbaumaßnahmen zu planen, zu leiten und durchzuführen. Dafür möchte 
die EU die Friedensbemühungen mit erhöhten finanziellen Mitteln unterstützen, 
wodurch sich bereits ein finanzielles Fundament für die afrikanische Friedens- und 
Sicherheitspolitik entwickelt hat. (EU 2005b) 
Eine positive Wirkung schreibt die EU stabilen und sicheren Ländern in Afrika zu, die 
als Ankerländer eine zentrale Rolle in der Region spielen und sich mit ihrer 
wirtschaftlichen und politischen Kraft für Frieden einsetzen können. Beispiele dafür 
sind Südafrika oder Ghana, deren Staatsführung sich über die eigenen Grenzen 
hinaus für Stabilität und Wohlstand in der Region engagieren. (EU 2005b) 
Als Krisengebiete werden die Regionen vom Horn von Afrika bis Ost- und 
Zentralafrika, zum Beispiel Norduganda, Sudan und Ostkongo, und der Westen 
Afrikas, beispielsweise in Guinea und Sierra Leone, genannt. Im Westen sind die 
häufigsten Konfliktlinien innerstaatliche Krisen, fragile Staatlichkeit und 
Naturkatastrophen. Im Osten des Kontinents verursachen komplizierte Geflechte 
struktureller Probleme die Krisen, also durch schlechte politische Führung, 
unkontrollierte Flüchtlingsströme, Waffen- und Menschenhandel und schlechte 
Bewirtschaftung der Ressourcen. Der Konflikt in Norduganda wird hier als ein 
vergessener Krieg bezeichnet. (EU 2005b) 
 
Im Folgenden werden konkrete Maßnahmen für die Konfliktbeendigung und für den 
Friedensaufbau vorgestellt: 
 
• Entwicklung eines umfassenden Ansatzes zur Konfliktprävention 
In der Konfliktprävention müssen politische Strategien und Maßnahmen in Sachen 
Sicherheit, Entwicklung und Demokratie berücksichtigt und die wahren Ursachen der 
Konflikte fokussiert werden. Zu den Konfliktursachen werden Armut, 
Bodendegradation, ungleiche Nutzung, Verteilung und Zugang zu Land und 
natürlichen Ressourcen, schwache Staatlichkeit, Menschenrechtsverletzungen und 
Genderungleichheiten gezählt. (EU 2005b) 
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Die EU möchte außerdem auf regionale und nationale Entwicklungsansätze 
zurückgreifen. Deshalb sollen nationale und regionale Frühwarnsysteme entwickelt 
werden. Diese entstehen zum einen, indem Dialog, Partizipation und Aussöhnung 
gefördert werden. Zum anderen soll gemeinsam mit den Partnerländern und 
regionalen Organisationen Governance und der Kapazitätsaufbau gestärkt werden. 
Im Weiteren müssen knappe Ressourcen wie Wasser und fruchtbarer Boden 
überwacht und eine umweltverträgliche Umgangsweise gefördert werden. (EU 2005b) 
 
• Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Sicherheit 
Hier bezieht sich die Zusammenarbeit auf die Bemühungen der UN gegen 
Massenvernichtungswaffen und Terrorismus. Daher bemüht sich die EU, die Rolle 
der UN zu stärken und einschlägigen Resolutionen des Sicherheitsrates und der 
internationalen Übereinkommen zur Bekämpfung des Terrorismus umzusetzen. Der 
Schutz der Menschenrechte steht hier im Vordergrund. Außerdem soll illegaler 
Waffenhandel durch internationale Bestimmungen und allgemeiner Koordinierung, 
wie Ausfuhrkontrollsysteme verhindert werden. (EU 2005b) 
 
• Unterstützung der Frieden schaffenden Maßnahmen 
Hier soll die Fazilität Afrikas gestärkt und aufgefüllt werden, um praktische 
Maßnahmen für den Frieden erfolgreich umsetzen zu können. Dieser Ansatz bildet 
„heute das finanzielle Fundament des Friedens- und Sicherheitsgefüges in 
Afrika“ (EU 2005b) und untermauert die Führungsrolle hiesiger Organisationen und 
der Afrikanischen Union. Hier stellt sich noch die Anforderung, ein weit reichendes 
gemeinsames EU-Konzept für die verschiedenen afrikanischen Konflikte zu 
formulieren. (EU 2005b) 
 
• Entwaffnung 
Die Entwaffnung dient der Durchbrechung des Konfliktzyklus und wird als erste 
Maßnahme zur Entwicklung nach der Beendigung eines Konflikts dargestellt. Weitere 
Vorgehensweisen sind die Demobilisierung, die Wiedereingliederung und 
Rehabilitation von Kämpfern und Kindersoldaten und die Stabilisierung der Lage. Die 
EU setzt aus Erfahrungen auf viele verschiedene Maßnahmen in einem integrierten 
bereichsübergreifenden Ansatz, eben die Einsammlung und Vernichtung von Waffen, 
die Einschränkung der Verbreitung von Waffen bis hin zum Aufbau einer nationalen 
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Armee. (EU 2005b) Der hier erwähnte DDR-Ansatz (disarmament, demobilisation 
and reintegration) wird direkt nach Beendigung eines Konflikts, als in den negativen 
Frieden angesiedelt. Dies entspricht den Grundüberlegungen dieser Arbeit, dass im 
negativen Frieden andere und kurzweiligere Maßnahmen ergriffen werden, als zum 
Zeitpunkt des Aufbaus des positiven Friedens. Da hier die 
Friedensaufbaumaßnahmen für den positiven Frieden untersucht werden sollen, 
wurde der DDR-Ansatz nicht genauer betrachtet.  
 
• Wahrung des Friedens in Post-Konflikt-Situationen durch Gewährleistung 
eines kohärenteren und schnelleren Übergangs von der kurzfristigen 
humanitären Hilfe zu langfristigen Entwicklungsfördernden Strategien in Post-
Konflikt-Gesellschaften 
Um auf Krisen reagieren zu können verwendet die EU die eben genannten 
Stabilitätsinstrumente und Wiederaufbaumaßnahmen. Dazu erfordern diese Schritte 
einen „integrierten und umfassenden politischen Dialog und Politikmix“ (EU 2005b) 
und Instrumente, die die Soforthilfe, Rehabilitation und Entwicklung miteinander 
verknüpfen. Eine solche Übergangsstrategie muss für die betroffenen und 
geschwächten Bevölkerungsgruppen, wie beispielsweise Flüchtlingen, eine sozial 
und ökologisch nachhaltige Lösung bieten. Dies entspricht dem Ansatz der EU des 
Linking Relief, Rehabilitation and Development, LRRD, welcher im Folgenden noch 
genauer betrachtet wird. Der Sicherheitssektor in Afrika muss mit Reformen weiter 
voran gebracht werden und erfordert weitere Strategien und mehr Kapazitäten von 
Seiten der EU. Dies könnte beispielsweise durch die Einrichtung  einer 
Friedenskommission erreicht werden. (EU 2005b) 
 
• Konfliktressourcen 
Ursache und Fortsetzungsgrund für Konflikte kann der Zugang und die Nutzung von 
knappen und wertvollen natürlichen Ressourcen sein. Deshalb möchte die EU 
gemeinsam mit den afrikanischen Partnern eine bessere Politikgestaltung und 
Rechtsdurchsetzung gestalten, um Konfliktressourcen besser nachvollziehen und 
kontrollieren zu können. Dazu gehört beispielsweise das Zertifikationssystem für 




Verknüpfung von Soforthilfe, Rehabilitation und Entwicklung – Eine Bewertung 
 
In dieser Mitteilung wird der Frage nachgegangen, wie die Soforthilfe nach Krisen 
und Entwicklungszusammenarbeit miteinander verknüpft werden können. Es wird 
eine Grauzone zwischen humanitärer Hilfe, Rehabilitationsmaßnahmen und 
Entwicklungszusammenarbeit beschrieben, die dadurch entsteht, dass sich 
humanitäre Hilfe und Programme der EZA grundsätzlich in ihren Vorgehen und 
Zielsetzungen voneinander unterscheiden (EU 2001: 3): 
 
„Die humanitäre Hilfe soll den unmittelbaren Bedarf von Krisenopfern 
decken und wird vor allem über Nichtregierungsorganisationen und 
internationale Organisationen bereitgestellt. Die 
Entwicklungszusammenarbeit zielt dagegen auf die Förderung 
eigenständiger Entwicklungspolitiken und -strategien und erfolgt vor allem 
im Rahmen von Kooperationsprogrammen, die mit dem betreffenden 
Partnerland vereinbart wurden.“ (EU 2001: 3) 
 
Die beiden Hilfeformen unterscheiden sich darüber hinaus in der zeitlichen 
Perspektive, bei den DurchführungspartnerInnen, in der Rolle der nationalen 
Behörden und im Inhalt der Maßnahmen. Krisen und Katastrophen behindern die 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung und die kurzfristigen Soforthilfen in dieser 
Situation sind nicht auf langfristige Entwicklungshilfemaßnahmen ausgelegt. 
Umgekehrt sollte auch die Entwicklungspolitik einen größeren Fokus auf die 
Bewältigung von Krisen und Konflikten legen und Selbsthilfestrategien für die 
Betroffenen vorbereiten. (EU 2001: 3) Diese Differenz kann durch ein besseres 
Zusammenspiel von EZA und Soforthilfe eingedämmt werden und es besteht 
mittlerweile ein internationaler Konsens, dass es einer besseren Strategie zur 
Verknüpfung und Koordinierung der Hilfsinstrumente bedarf. (EU 2001: 3) Die 
Verknüpfung von Soforthilfe und EZA ist dann effektiv, wenn sie im Zusammenhang 
gesehen wird und nicht nur auf einen reibungslosen Übergang beschränkt bleibt. Es 
bedarf eines integrierten Konzepts aus der Verhütung von Krisen, Vorbereitung auf 
den Katastrophenfall, Prävention und Bewältigung von Konflikten und 
Wiederherstellung von struktureller Stabilität. Dabei muss sich die Hilfe der jeweiligen 
Situation anpassen, um nicht die Entwicklung des Konflikts selbst weiter zu 
beeinflussen. (EU 2001: 4) 
Nach gewaltsamen Konflikten erweist sich die Verknüpfung zwischen den beiden 
Formen der Hilfe am schwierigsten, da die bewaffneten Auseinandersetzungen über 
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einen langen Zeitraum hinweg stattfinden und immer wieder neu aufflammen können. 
Friedens- und Waffenstillstandsabkommen sind keine Garantie für dauerhaften 
Frieden. (EU 2001: 7) 
Zu den Vorgehensweisen der EZA für den Friedensaufbau werden die „Förderung 
der Aussöhnung, Stärkung der institutionellen Kapazitäten, regionale 
Zusammenarbeit, Entwaffnung, Demobilisierung und Wiedereingliederung 
ehemaliger Kämpfer, Rückkehr der Flüchtlinge, von Konflikten betroffene Kinder 
sowie Minenräumaktionen“ (EU 2001: 8) genannt. Die EZA soll sich vorrangig den 
Bedürfnissen der betroffenen Bevölkerung widmen. (EU 2001: 8) 
Diese Ausführung ist für diese Arbeit sehr interessant. Denn auch hier wird davon 
ausgegangen, dass Entwicklungszusammenarbeit erst greifen kann, wenn die erste 
Krisen- und Konfliktsituation überwunden ist. Hier wird sogar ausdrücklich darauf 
hingewiesen, dass nur die Entwicklungszusammenarbeit längerfristige Maßnahmen 
zur Konfliktüberwindung leisten kann. Denn auch hier wird argumentiert, dass die 
Zeit des Friedensaufbau ein langer Prozess ist: In der ersten Phase mit Friedens- 
und Waffenstillstandsabkommen ist der Frieden noch nicht abgesichert und erneute 
Gewaltausbrüche sind nach den Erfahrungen der EU immer noch möglich. (EU 2001: 
7) Dies entspricht Galtungs Verständnis eines negativen Friedens. Die hier 
beschriebene Grauzone, der Übergangsphase von Soforthilfe zur 
Entwicklungszusammenarbeit, kann auch als Übergangsphase von negativen zu 
positiven Frieden verstanden werden. Die Maßnahmen der EZA werden hier also 
auch in den Zeitraum des positiven Friedens angesiedelt. Damit stützten die 
Ausführungen der EU den Ausgangspunkt dieser Arbeit. 
 
 
4.2.3 Zusammenfassung der Friedensaufbaumaßnahmen der EU 
 
Die EU führt immer wieder an, dass Frieden und Entwicklung einander 
bedingen. Der Aufbau eines stabilen Friedens erfordert 
Entwicklungszusammenarbeit, und Entwicklungszusammenarbeit erfordert ein 
friedliches Umfeld. (EU 2008: 8) Dadurch wird die Bedeutung der 
Entwicklungszusammenarbeit für den Friedensaufbau beschrieben.  
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In den Ausführungen der EU wird der Begriff Frieden meist in Verbindung mit dem 
Begriff der Sicherheit erwähnt. Das Verständnis von Frieden ist stark an den 
Sicherheitsdiskurs über Terrorismusbekämpfung und Waffenhandel angelehnt. (EU 
2005: 4) (EU 2005) Dies kann daran liegen, dass die EU-EZA immer näher an die 
EU-Politik heranrückt und damit Teil der Außen- beziehungsweise der 
Sicherheitspolitik wird. 
 
Als staatliche Entwicklungsorganisation setzt die EU vorrangig auf die 
Zusammenarbeit mit anderen Staaten in ihren Entwicklungs- und 
Friedensbemühungen. (EU 2005: 6) (EU 2005)  
Darüber hinaus müssen die Zivilgesellschaft und nichtstaatliche 
Entwicklungsorganisationen in den Prozess des Friedensaufbaus eingebunden 
werden. (EU 2005: 10) 
 
Die EU betont die stete Verbindung und Zusammenarbeit mit der UN und den 
Mitgliedsländer in der Ausrichtung und Umsetzung ihrer Entwicklungsbemühungen. 
Inhaltlich richtet sich die EU in Friedensfragen anhand der Millennium Development 
Goals aus und ergänzt diese mit Frieden schaffenden Maßnahmen. Die dort 
aufgeführten Ziele werden daher als Bestandteil der eigenen EU-Friedensarbeit 
integriert. (EU 2005: 7) (EU 2005) 
Die Ansätze für die Vorgehensweisen und Maßnahmen im Europäischen Konsens 
sollen außerdem für alle EU-Mitgliedsländer und für die Partnerländer gelten. 
(Michal-Misak 2008: 235f) 
 
Finanzielle Unterstützung der Krisenländer steht im Vordergrund, um den Staat den 
Auf- und Ausbau der institutionellen Kapazitäten, der Infrastruktur und der 
Versorgung zu ermöglichen. (EU 2005: 11) Der Grund hierfür liegt darin, dass eine 
schwache Staatlichkeit einen Konflikt verstärken, wenn ich sogar auslösen kann. (EU 
2008: 8) 
 
Betont wird immer wieder, dass die Maßnahmen der Friedensarbeit in der EZA 
immer der Situation in den betroffenen Partnerländern angepasst werden müssen 
und dass es hierfür verschiedene Arten von Entwicklung geben darf. (EU 2005: 9f) 
(EU 2005: Eine Strategie der Europäischen Union für Afrika) (EU 2001: 4) 
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Den Partnerländern wird dabei Eigenverantwortung in der Gestaltung und 
Umsetzung der Friedensarbeit zugesprochen. (EU 2005: 9f) 
 
Die EU spricht sich dafür aus, dass Entwicklungsprojekte auf einen längerfristigen 
Zeitraum ausgelegt werden. Soforthilfe und beispielsweise der DDR-Ansatz sind 
dagegen zeitlich begrenzte Maßnahmen. (EU 2001: 3) Deswegen wird in den 
Ausführungen über die Verknüpfung von Soforthilfe, Rehabilitation und Entwicklung 
eine Verbindung zwischen den beiden Hilfsformen gefordert: Die Soforthilfe und die 
humanitäre Hilfe in der direkten Postkonflikt Situation muss besser mit der 
langfristigen Hilfe der EZA verknüpft und koordiniert werden. Die Unterscheidung in 
eine Phase mit kurzfristiger Soforthilfe und in eine Phase der langfristigen 
Entwicklungshilfe lässt auch hier den Schluss auf Galtungs Konzept vom negativen 
und positiven Frieden zu. Der EZA kommt ein eigener langfristiger Zeitraum zur 
Umsetzung der eigenen Maßnahmen zu, um einen nachhaltigen und anhaltenden, 




4.3 Die Friedensaufbaumaßnahmen der OEZA und der ADA 
  
4.3.1 Die Arbeit der OEZA und der ADA 
 
Die österreichische Entwicklungszusammenarbeit, OEZA, ist in verschiedenen 
Ländern in Afrika, Asien, Zentralamerika und Südost- und Osteuropa tätig. Sie 
unterstützt dort die nachhaltigen sozialen, demokratischen und wirtschaftlichen 
Entwicklungen. Dabei plant das Außenministerium die Strategien und Programme. 
Die Austrian Development Agency, ADA, arbeitet gemeinsam mit öffentlichen 
Einrichtungen, Unternehmen und NGOs daran, diese Strategien und Programme 
umzusetzen. (OEZA: Österreichische Entwicklungszusammenarbeit) 
Die Österreichische Gesellschaft für Entwicklungszusammenarbeit, also die ADA, 
wurde 2003 gegründet. (Hödl 2008: 37f) Die Aufgabe der ADA ist die Betreuung von 
Projektanträgen, vom Beginn eines Projektes über die Mitgestaltung bis hin zur 
Evaluierung und die Kommunikation mit anderen Ministerien. (Lennkh 2003: 120) Im 
Weiteren ist sie verantwortlich für die Umsetzung bilateraler Programme und Projekte 
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und für Bildungs- und Informationsarbeit in der österreichischen Öffentlichkeit. Als 
Arbeitsgrundlage bekommt die ADA ein Dreijahresprogramm vom 
Bundesministerium für europäische und internationale Angelegenheiten. Hierin 
werden die Positionen der Entwicklungspolitik und die Rahmenbedingungen für 
Strategien festgelegt. (OEZA: Austrian Development Agency) 
Das entwicklungspolitische Handeln der österreichischen 
Entwicklungszusammenarbeit ist multilateral organisiert und im weltpolitischen 
Kontext institutionalisiert. Deshalb orientiert sie sich häufig an internationalen 
Referenzpunkten, vor allem durch die Mitgliedschaft bei der UN und der EU. (Hödl 
2008: 29f) Österreich schickt MitarbeiterInnen zu EU-Delegationen, zur Weltbank und 
zum UNDP. (Lennkh 2003: 121) 
Früher finanzierte die EZA vorwiegend Einzelprojekte. Mittlerweile gelten als 
vorrangige Ziele die Konzentration von Mitteln und die Zusammenarbeit mit den 
Regierungen. Deswegen sind eine gute Regierungsführung in den Partnerländern 
und einheitliche Programmrahmen unter den Geberländern wichtig. Die OEZA ist 
daher der Ansicht, dass es nicht reicht einzelnen Gruppen oder Dörfern zu helfen, 
wie es meist von NGOs vertreten wird, und dass daher die jeweiligen Regierungen in 
den Entwicklungsprozess mit eingebunden werden müssen. (Lennkh 2003: 116) Der 
staatliche Rahmen muss die Politik und die Organisation der 
Entwicklungsmaßnahmen mittragen. (Lennkh 2003: 116f)  Deshalb wird in der OEZA 




4.3.2 Ansätze und Vorgehensweisen zum Friedensaufbau in der OEZA und der 
ADA 
 
Dreijahresprogramm der österreichischen Entwicklungspolitik 2010 bis 2012 
 
Neben Energie und Umwelt und Wasser und Sanitäres sind die Schwerpunkte im 
Dreijahresprogramm Frieden und Sicherheit. Diese drei Punkte dienen zur 
Umsetzung  der Millenium Development Goals. Die OEZA betont die aktive 
Zusammenarbeit mit der UN, bzw. der United Nations Development Group, UNDG, 
und unterstützt die Ausrichtung und Vorgehensweise der EU. Eine abgestimmte und 
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politisch kohärente Entwicklungspolitik soll einem ziel- und resultatorientierten 
Planungsprozess zwischen den multilateralen Akteuren dienen. (BMeiA 2011a: 5) 
Für das Schwerpunktland Uganda wird neben Wasser und Siedlungshygiene der 
Aktionsbereich Recht, Justiz und Frieden definiert. Die hier angestrebten Resultate 
sind Rechtsstaatlichkeit, Einhaltung der Menschenrechte und die Entschärfung 
sozialer Ungleichheiten durch ein funktionierendes Justizsystem. (BMeiA 2011a: 10) 
Weitere angestrebte Resultate sind die Vorbeugung sexueller Gewalt und eine 
Übergangsjustiz mit transparentem Ablauf und Teilnahme der Zivilbevölkerung. 
Armen und benachteiligten Menschen und Frauen soll der Zugang zu Justiz 
verbessert werden. (BMeiA 2011a: 0) 
 
 
Strategischer Leitfaden Sicherheit und Entwicklung 
 
Im Strategischen Leitfaden Sicherheit und Entwicklung wird Sicherheit und Frieden 
als wesentliche Zielsetzung in der internationalen Zusammenarbeit formuliert. Der 
Leitfaden soll daher Herangehensweisen für den gesamtstaatlichen Einsatz in 
fragilen Staaten und Situationen vorstellen. (BMeiA 2011b: 3) 
Frieden und Entwicklung gehören laut dem Strategischen Leitfaden der OEZA 
zusammen und verlangen nach gemeinsamem Handeln. So bedingen sich auch 
Sicherheit und Entwicklung gegenseitig, denn Entwicklungsarbeit kann nur in einem 
sicheren Umfeld stattfinden und umgekehrt kann Sicherheit nur durch nachhaltige 
Entwicklung gewährleistet werden. (BMeiA 2011b: 4) Die Grundbedürfnisse und 
Grundrechte der Menschen stehen dabei im Zentrum des Sicherheitsbegriffs. (BMeiA 
2011b: 5) Hier findet sich gleich zu Beginn ein ähnliches Verständnis von 
Entwicklungspolitik wie in den bisher angesehnen Ansätzen der EU. Auch hier wird 
davon ausgegangen, dass die Verbindung und Reziprozität von Frieden und  
Entwicklung ein Ausgangspunkt der Schwerpunktsetzung für die Maßnahmen und 
Vorgehensweisen der EZA darstellen. Der Begriff des Friedens steht hier ebenfalls 
eng im Zusammenhang mit dem Sicherheitsverständnis. Schon im Titel des 
Leitfadens wird der Begriff Sicherheit verwendet, obwohl sich die Ausführungen 
inhaltlich genauso mit Friedensaufbaumaßnahmen beschäftigen. Sicherheit und 
Frieden werden in diesem Text fast schon als Synonyme verwendet. 
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Die Verbindung zwischen sicherheits- und entwicklungspolitischen Aufgaben findet in 
der internationalen Vorgehensweise zunehmend statt, vor allem in fragilen 
Situationen. Fragilität wird als der Zustand einer schweren Störung in der Beziehung 
zwischen Staat und Gesellschaft definiert. Dies bedeutet, dass der Staat nicht in der 
Lage ist, der Bevölkerung Basisdienste und Schutz zu bieten, was in staatlichem 
Versagen (auf Ebenen der Autorität, Legitimität, Rechtsschutz und 
Leistungsbereitstellung) und im schlimmsten Fall in bewaffneten Konflikten enden 
kann. (BMeiA 2011b: 4) 
Der Leitfaden für Sicherheit und Entwicklung dient als strategisches Instrument und 
erfordert in der Umsetzung die Zusammenarbeit der einzelnen Politikfeldern, der 
Zivilgesellschaft und der gesamtstaatlichen Prozesse. (BMeiA 2011b: 4) 
Gemeinsame Aktionen sind gegenüber isolierten Projektvorhaben vorzuziehen. 
Projekte sollen immer mit allen Akteuren, beispielsweise Partnerländern oder 
internationalen Organisationen wie DAC, EU oder UN, abgestimmt sein. (BMeiA 
2011b: 6f) 
Zu den Aufgaben der österreichischen EZA in Partnerländern mit bewaffneten 
Konflikten oder fragilen Situationen werden Konfliktprävention, Krisenmanagement, 
Friedenskonsolidierung und der Aufbau von staatlichen Strukturen gezählt. Dies soll 
auf den verschiedenen Ebenen der Kooperation geschehen, in Politikbereichen und 
Konzepten die ineinander greifen. (BMeiA 2011b: 3) Betont wird außerdem die 
Berücksichtigung der regionalen Schwerpunkte und Gegebenheiten in der 
Umsetzung des EZA-Engagements. (BMeiA 2011b: 6f) 
Dazu gehören eine aktive Zivilgesellschaft, Menschenrechte, „(.) außen-, 
entwicklungs- und sicherheitspolitische Komponenten, Justiz- und 
Polizeizusammenarbeit sowie humanitäre, finanz- und umweltpolitische 
Kooperation.“ (BMeiA 2011b: 3) 
Erreicht werden sollen Frieden und Entwicklung durch umfassende menschliche 
Sicherheit und tragfähige lokale Strukturen und Institutionen.  Die Vorgangsweise 
wird in sechs Handlungsfelder unterteilt (BMeiA 2011b: 8):  
• Konfliktprävention 
• Krisenmanagement 
• Friedenskonsolidierung und Aufbau staatlicher Strukturen (Peacebuilding und 
Statebuilding) 
• Frauen in Friedensprozessen und Schutz der Zivilbevölkerung 
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• Umgang mit transversalen Herausforderungen  
• Schaffung einer soziökonomischen Perspektive vor Ort 
(BMeiA 2011b: 8) 
Das für diese Arbeit relevante Handlungsfeld ist die Friedenskonsolidierung und der 
Aufbau staatlicher Strukturen, also Peacebuilding und Statebuilding. Dieser Punkt 
wird neben der Konfliktprävention und dem Krisenmanagement zu den 
Handlungsfeldern entlang einer zeitlichen Komponente gezählt. (BMeiA 2011b: 8) 
Hier wird also betont, dass die Vorgehensweisen zeitlich bestimmt sind. Die Ansätze 
können erst zum Zeitpunkt des Friedens in Angriff genommen werden. Die 
Friedensbemühungen werden hier als Teil des Aufbaus staatlicher Strukturen 
beschrieben. Im Folgenden wird sich allerdings zeigen, dass das Peacebuilding nicht 




Das erweiterte Peacebuilding soll möglichst zeitnah an das Krisenmanagement 
folgen. Der Friedensprozess soll durch den Aufbau nachhaltiger Governance-
Strukturen und durch die Herstellung von Stabilität realisiert werden. (BMeiA 2011b: 
9) Die Wichtigkeit der Anfangsphase und der baldmöglichste Beginn der 
Friedensarbeit werden auch von der UN ausführlich beschrieben. 
Schwerpunkte dabei sind die Förderung der Menschenrechte, die Begleitung von 
Friedensprozessen und politischer Partizipation, der Kapazitätsaufbau zur zivilen 
Konfliktaustragung und Trainings, Aus- und Weiterbildung von nationalen und 
internationalen zivilen militärischen Akteuren. (BMeiA 2011b: 9f) 
Die Förderung der Menschenrechte stellt einen zentralen Punkt dar, basierend auf 
dem Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte (OHCHR) und 
der bilateralen Menschenrechtsarbeit und Menschenrechtserziehung. (BMeiA 2011b: 
9f) 
In der Begleitung von Friedensprozessen und politischer Partizipation wird die „(.) 
Förderung von politischem Dialog zum friedlichen Interessenausgleich und die 
Unterstützung von parlamentarischer Tätigkeit.“ erforderlich. (BMeiA 2011b: 10) 
Frauen müssen in diesem Prozess eingeschlossen werden. (BMeiA 2011b: 10) 
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Der Kapazitätsaufbau zur zivilen Konfliktaustragung erfordert die Entwicklung einer 
verstärkten staatlichen Struktur und regionale, subregionale und lokale 
Organisationen und Akteure. (BMeiA 2011b: 10) 
Das Training und die Aus- und Weiterbildung von nationalen und internationalen 
zivilen und militärischen Akteuren sollen EZA-Personal für die Auslandseinsätze 
vorbereiten. Diese sollen dann in der Lage sein, nach der Teilnahme an einem 
solchen Ausbildungsprogramm, zivile Aufgaben zu übernehmen und bei der Bildung 
von Kapazitäten zum Aufbau staatlicher oder regionaler Strukturen mitwirken. 
(BMeiA 2011b: 10) 
 
• Statebuilding 
Das Statebuilding, also der Aufbau staatlicher Strukturen auf sozioökonomischer und 
politischer Ebene, nimmt im Umgang mit fragilen Situationen eine zentrale Rolle ein. 
Die staatlichen Kernfunktionen werden von der OEZA als good enough governance 
beschrieben. Hierbei soll erreicht werden, dass die Beziehung zwischen Staat und 
Gesellschaft so ausgebaut wird, damit interne und externe Herausforderungen und 
Krisen zukünftig abgefedert und gehandhabt werden können. (BMeiA 2011b: 10) 
Peacebuilding und Statebuilding müssen daher Hand in Hand gehen. (BMeiA 2011b: 
10) 
Die Stabilisierungs- und Entwicklungsmaßnahmen sind daher:  
• Herstellung von individueller Sicherheit 
• Unterstützung der staatlichen Legitimität und guter Regierungsführung  
• Herstellung von Rechtsstaatlichkeit 
• Kapazitätsentwicklung, insb. im Bildungsbereich 
• Sicherstellung von sozialen Grundbedürfnissen 
• Aufbau von nachhaltigen Wirtschaftsstrukturen. 
(BMeiA 2011b: 10) 
Die Schwerpunkte hierbei sind die Sicherheitssektorreform (SSR), beziehungsweise 
Maßnahmen der Demobilisation, der Entwaffnung und der Reintegration (DDR), Rule 
of Law und Transitional Justice, Local Governance und Dezentralisierung, 
Verbindungen zu anderen Politikbereichen und die Mitgestaltung internationaler 
Diskussionsprozesse auf dem Gebiet Peacebuilding und Statebuilding. (BMeiA 
2011b: 10-13) 
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Die Herrschaft des Rechts (rule of law) ist ein wesentlicher Bestandteil für den 
Friedensaufbau der OEZA. Rechtssicherheit und Rechtsstaatlichkeit, in Form von 
Völkerrecht, Verfassung, Verwaltung und Privatrecht, wird für dauerhaften Frieden 
und damit in der Folge für wirtschaftliche Entwicklung und für sozialen Fortschritt als 
notwendig erachtet. Dies soll vorwiegend in der Aufarbeitung von Unrecht ermöglicht 
werden, beispielsweise durch nationale Versöhnungsprozesse, internationale 
Strafrechtstribunale, Vermittlung oder schiedsgerichtliche Verfahren. (BMeiA 2011b: 
11) 
 
Friedenssicherung und Konfliktprävention. Leitlinien der Österreichischen 
Entwicklungs- und Ostzusammenarbeit 
 
Die Leitlinie zur Friedenssicherung und Konfliktprävention soll die 
Arbeitsschwerpunkte und die Richtlinien zur strategischen Planung und 
operationellen Durchführung  der OEZA erläutern, die Motive, Zielsetzungen und 
Interventionslinien darlegen und den Rahmen des Dialogs mit den Partnerländer und 
der Gebergemeinschaft gestalten. (BMeiA 2009: 5)  
Die OEZA nennt Frieden und Stabilität als Voraussetzung für Entwicklung und 
Wohlstand. Umgekehrt dienen Armutsbekämpfung und verbesserte 
Lebensverhältnisse zur Vermeidung gewaltsamer Auseinandersetzungen. Im 
Leitfaden wird daher eine Wechselwirkung zwischen Staatsverfall, Gewalt und Armut 
erkannt, weswegen die EZA einen größeren Fokus auf Friedenssicherung und 
Konfliktprävention legen muss. (BMeiA 2009: 5) 
Zur Friedenssicherung werden daher die Vermeidung struktureller Konfliktursachen 
und die Verhinderung der Eskalation betrachtet. Die OEZA bezieht sich hier auf die 
Millenniumserklärung der UN. Im diesem Zusammenhang wird erklärt, dass Frieden 
und Entwicklung untrennbar verbunden sind und dass die Erreichung der MDGs ein 
friedliches Zusammenleben ermöglichen sollen.  (BMeiA 2009: 6)  
Die Ursachen und Wirkungen von Konflikten werden als vernetzt und sich 
wechselseitig bedingend verstanden. Deshalb sieht das österreichische EZA-Gesetz 
vor, Sicherheit als eines der Hauptziele der EZA zu machen. Der Sicherheitsbegriff 
wird hier genauer definiert: Er bezieht sich im erweiterten und vielseitigen Sinne auf 
menschliche, politische, rechtliche, wirtschaftliche, soziale und ökologische 
Sicherheitsbereiche. (BMeiA 2009: 6) Hier wird allerdings ebenfalls nicht diskutiert, 
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wie der Begriff der Sicherheit von dem Begriff des Friedens abgegrenzt werden kann. 
Frieden und Sicherheit werden auch im EZA-Gesetz in einem Atemzug formuliert. 
(BMeiA 2009: 6) Schon in anderen Texten des BMeiA, die in dieser Arbeit aufgeführt 
sind, werden die Bezeichnungen von Frieden und Sicherheit gekoppelt und kaum 
unterschieden. Demnach kann davon ausgegangen werden, dass das Verständnis 
von Frieden dem Sicherheitsansatz gleich kommt.  
Im Weiteren wird der Ansatz des positiven Friedens aufgegriffen: 
 
„Die OEZA ist bemüht, einen ‚positiven’ Frieden zu sichern, der nicht auf 
der Beseitigung der direkten Gewalt allein beruht, sondern auch die 
Beseitigung der Ursachen struktureller Gewalt (wie diskriminierende 
politische Machtausübung, ungerechten Zugang zu Land, Unterdrückung 
der Menschenrechte oder Straflosigkeit) mit friedlichen Mitteln dem 
Erkennen und Bearbeiten der tieferen Ursachen (‚root causes’) zum Ziel 
hat.“ (BMeiA 2009: 6) 
 
Hier wird der Ansatz von Galtung über den positiven Frieden erweitert und mit 
praktischen Beispielen veranschaulicht. Es wird also die Vorstellung Galtungs direkt 
übernommen und auf die österreichische EZA und deren Maßnahmen angewandt. 
Frieden soll nicht nur die Beendigung von direkter Gewalt in bewaffneten 
Auseinandersetzungen und Kriegen sein, sondern muss darüber hinausgehen. Es 
soll ein Umfeld geschaffen werden in dem strukturelle Gewalt überwunden und 
Konfliktursachen friedlich miteinander bearbeitet werden können.  
Es werden im Weiteren drei konfliktrelevante Bereiche für die OEZA formuliert: 
 
 
















Politische wirtschaftliche und soziale Entwicklung  erfordert Sicherheit für Land und 
Menschen. Ansatzpunkte sind daher der DDR-Ansatz, Sicherheitssektorreformen, 
Kleinwaffenkontrolle und Minenaktionen.  Hier wird die gleiche Maßnahmenaufteilung 
vorgenommen wie bei der Europäischen Union und der UN. Das DDR-Konzept, von 
Demobilisierung, Entwaffnung und Reintegration, wird zu den Vorgehensweisen des 
Sicherheitssektors gezählt, also auf den Zeitraum des negativen Friedens, und die 
langfristigen Maßnahmen der EZA  zum Friedensaufbau werden erst infolge dessen 
angesetzt. (BMeiA 2009: 7) 
Zur Förderung von Governance und der politischen Entwicklung werden gute 
Regierungsführung, Demokratie, Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit, 
Rechenschaftspflicht, Transparenz, Effizienz, Traumarbeit, Versöhnung, Stärkung 
von Zivilgesellschaft, Medien und staatlicher Strukturen gezählt. (BMeiA 2009: 7) 
Ansatzpunkte für die soziale und wirtschaftliche Entwicklung sind der Wiederaufbau 
der physischen, ökonomischen und sozialen Infrastruktur, Reintegration von 
Flüchtlingen und Vertriebenen, Beschäftigungsförderung, ökonomische 
Revitalisierung und der Zugang zu Bildung und Gesundheit. (BMeiA 2009: 7) 
 
Die OEZA formuliert 8 Grundsätze für die Arbeit im Bereich der Friedensicherung:  
• Verständnis der Konfliktprävention als Teil der Armutsbekämpfung, 
Berücksichtigung der Wechselwirkung zwischen Armutsbekämpfung und 
Friedenssicherung 
• Verstärktes Engagement durch proaktive Konfliktprävention 
• Förderung eines konfliktsensitivem Vorgehens zur Verhinderung einer 
Konflikteskalation 
• Langfristige Engagements zum Aufbau eines dauerhaften Friedens und 
struktureller Stabilität 
• Erreichung eines positiven Friedens, ohne direkte oder strukturelle Gewalt und 
Beseitigung der Konfliktursachen 
• Integration gender-spezifischer Perspektiven und Maßnahmen 
• Förderung der Zivilgesellschaft 
• Förderung des Dialogs zwischen Konfliktparteien und zwischen Staat und 
Zivilgesellschaft.  
(BMeiA 2009: 9) 
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Diese Grundsätze dienen der Positionierung der OEZA und fassen die Ausrichtung 
und Vorstellungen über die Friedensanstrengungen zusammen.  
 
Zu den Interventionsfeldern der OEZA werden vier Interventionsschienen gezählt 
(BMeiA 2009: 9-13): 
 
• Konfliktsensitives Vorgehen der OEZA – Mainstreaming 
Hierbei sollen die Wechselwirkung zwischen Konflikten und den ergriffenen 
Maßnahmen berücksichtigt werden. Eine negative Konfliktverschärfende Wirkung soll 
verhindert und die positive Friedenfördernde Wirkung der Maßnahmen soll verstärkt 
werden. (BMeiA 2009: 10) Es muss ein Bewusstsein für die Konfliktsymptome und 
für das Ausmaß des Konfliktes entwickelt werden, um so früh wie möglich Konflikte 
zu transformieren und den Frieden weiterhin abzusichern. Denn das momentane 
Konfliktpotential muss hierbei beachtet und erkannt werden, da die 
Entwicklungszusammenarbeit in den politischen Kontext des Landes eingebettet ist 
und in diesem Umfeld agieren muss. (BMeiA 2009: 10)  
Die Hauptaufgabe von zivilen Akteuren im Bereich Friedenssicherung und 
Konfliktprävention ist das Peacebuilding und das konfliktsensitives Vorgehen. Dies 
kann beispielsweise durch Mediation und Versöhnung geschehen. (ADA 2011: 13f) 
Zu den Schwerpunkten der OEZA zählen daher die Kooperation mit multilateralen 
Akteuren und lokalen Organisationen, der DDR-Ansatz zur Entwaffnung, 
Demobilisierung und Reintegration, Sicherheitssektorreformen und Transitional 
Justice. (ADA 2011: 14) Die Sicherheitssektorreformen sollen den Aufbau eines 
Militär- und Polizeiapparates unterstützen, welcher für die nationale Justiz 
verantwortlich und den internationalen Regelwerken und der ziviler Kontrolle 
unterworfen ist. Der Bereich Transitional Justice kommt vor allem nach bewaffneten 
Konflikten und Kriegen zum Einsatz. Der Übergang zu einem System anerkannter 
Rechstaatlichkeit und Rechtssicherheit soll darin initiiert werden.  (ADA 2011: 14) 
Reformen der Justiz werden daher als Teil der Friedensprozesse verstanden.  
 
„Zielsetzungen dabei sind, eine Aufarbeitung des Konfliktes auf rechtlicher 
Ebene zu ermöglichen und den Justizsektor zu einem funktionierenden 
strukturellen Bestandteil der Nachkriegsordnung zu transformieren 
(transitional justice).“ (ADA 2011: 56) 
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Transitional Justice ist weiters ein Weg die Vergangenheit zu bewältigen und 
Versöhnung zu ermöglichen. Das Dealing with the Past ist ein interpersoneller 
Versöhnungsprozess, welcher eine Hilfestellung zur sozialen Reintegration darstellen 
soll. Auf lokaler Ebene wird versucht gemeinsam mit der Bevölkerung den sozialen 
Zusammenhalt wieder herzustellen. Dies kann in Form von Therapieprogrammen zur 
Aufarbeitung individueller Gewalterfahrung, Beratungsdienste oder 
Trainingsaktivitäten durch die OEZA gefördert werden. Auf der Ebene der Justiz 
müssen hierfür Nachforschungen und Veröffentlichung über vergangenes Unrecht 
gemacht werden. Konkret gehören hierzu Wahrheitskommissionen, 
Dokumentationen, Exhumierungen oder die Erarbeitung von Geschichts- und 
Schulbüchern. (ADA 2011: 145) 
Das konfliktsensitive Vorgehen wird daher als Qualitätssichernde Maßnahme für 
EZA-Programme und Projekte verstanden. Es soll als Mainstreaming in die 
Programme und Projekte einfließen. Dieses Mainstreaming soll in der praktischen 
Umsetzung in zwei Varianten möglich sein: Dem Do no Harm-Ansatz und dem Peace 
and Conflict Assessment, PCA. (BMeiA 2009: 10) 
Der Do No Harm-Ansatz dient dazu, dass nicht intendierte Folgen der 
österreichischen Entwicklungsbemühungen, die zu einer Verschärfung eines 
Konfliktes führen können, erkannt, vermieden und abgefedert werden. Daher soll der 
Do No Harm-Ansatz auch in Projekte integriert werden, die nicht eigens dem 
Friedensaufbau dienen. (BMeiA 2009: 10) 
Bewegt sich die OEZA direkt in einem Konflikt so ist eine Konfliktanalyse der 
Vorortstruktur, ein Peace and Conflict Assessment, durchzuführen.  
(BMeiA 2009: 11) 
 
• Stärkung lokaler Organisationen die im Bereich der Konfliktprävention tätig  
sind 
Zur Schaffung von Wohlstand und Frieden können regionale Kooperation und 
Integration beitragen. Deswegen setzt die OEZA in ihrer Arbeit zur 
Friedenssicherung und Konfliktprävention auf lokale Organisationen, wie die 
Afrikanische  Union oder ECOWAS. In einer langfristigen und berechenbaren 
Partnerschaft in den Schwerpunktregionen der OEZA sollen Konfliktprävention, 
Frühwarnsysteme und Friedenssicherung durch Kapazitäten- und Institutionsaufbau 
ermöglicht werden. Regionale und subregionale Organisationen haben daher in den 
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letzten Jahren wesentliche Verantwortung übernommen und versuchen ihre Rolle im 
Bereich der Friedenssicherung und Konfliktprävention verstärkt wahrzunehmen. 
(BMeiA 2009: 11) 
Darüber hinaus wird die Zivilgesellschaft als Friedensvermittelnde Kraft anerkannt. 
Die Maßnahmen zur  Konfliktprävention müssen subsidiär und multidimensional 
angelegt sein und erfordern daher die Zusammenarbeit mit der Zivilbevölkerung. 
(BMeiA 2009: 11) 
 
 „Die Förderung von ‚Friedensallianzen’, d.h. die Unterstützung 
gesellschaftlicher Gruppen, die sich für eine gewaltfreie Bearbeitung von 
Konflikten einsetzen, ist ein besonderes Anliegen der OEZA.“ (BMeiA 
2009: 11) 
 
So kann die Zivilgesellschaft verstärkt zur Sicherung von demokratischen Normen 
und Transparenz und zur Förderung der guten Regierungsführung und der Prinzipen 
von Verantwortlichkeit beitragen. (BMeiA 2009: 11) 
 
• Förderung der Regintegration 
In den ersten Jahren nach einem bewaffneten Konflikt besteht immer die Gefahr, 
dass die Gewalt erneut ausbricht.  In der Postkonfliktphase sollen daher ehemalige 
SoldatInnen und KindersoldatInnen in die Gesellschaft reintegriert werden. Dies 
betrachtet die OEZA als Beitrag zur Konfliktprävention und zur Versöhnung, da 
ehemalige SoldatInnen immer noch ein Konfliktrisiko darstellen, wenn sie 
ausgegrenzt und diskriminiert werden. (BMeiA 2009: 12) 
Darüber hinaus müssen entwurzelte Bevölkerungsgruppen wieder integriert werden. 
Dazu werden Familienangehörige, Frauen und Mädchen, Kindermütter, an Rebellen 
oder Militär zwangsverheiratete Mädchen und Frauen, Vergewaltigungsopfer und 
Prostituierte gezählt, die verstärkt unterstützt werden müssen, um überleben zu 
können. Frauen und Kinder stehen hier laut EZA-Gesetz im Vordergrund. (BMeiA 
2009: 12) 
Im Weiteren werden zwei Aktionsschwerpunkte genannt: Zum einen die 
psychologischen und sozialen Reintegrationsmaßnahmen, wozu Traumaarbeit, 
Versöhnung, Bildungs- und Jugendförderung und Rückkehrrechte gezählt werden. 
Zum anderen die ökonomische Reintegration, die die Ermöglichung einer 
wirtschaftlichen Existenzgrundlage der Betroffenen, den beruflichen Widereinstieg 
und Perspektiven auf ein ausreichendes Einkommen umfassen. (BMeiA 2009: 12) 
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Die OEZA bindet hier lokale Institutionen mit ein, um einen langfristigen und 
nachhaltigen Frieden schaffen zu können. Die lokalen öffentlichen Strukturen sollen 
selbst Verantwortung tragen und gemeinsam mit der Entwicklungszusammenarbeit 
ihre Vorhaben umsetzen. (BMeiA 2009: 12) 
 
• Stärkung der Justiz- und Sicherheitssysteme 
Eine Voraussetzung für die Konfliktprävention sind effektive und demokratisch 
legitimierte Sicherheitssysteme. (BMeiA 2009: 12) 
 
„Programme und Projekte im Justizbereich spielen sowohl in der 
Vorkonfliktphase als Präventionsmaßnahme bei fragilen Staaten als 
auch in der Postkonfliktphase während der Übergangsphase zu einem 
demokratischen Rechtsstaat (Transitional Justice) eine bedeutende 
Rolle.“  (BMeiA 2009: 12) 
 
Das Engagement der OEZA umfasst im Rahmen der nationalen und regionalen 
Ansätze den Justizbereich und die Sicherheitssektorreform. Zur Unterstützung des 
Justizbereichs werden Justiz- und Gesetzesreformen auf nationaler Ebene, die 
Förderung des Zugangs zu Rechtsinformationen und die Rechstausbildung auf 
lokaler Ebene genannt. Zum Bereich der Sicherheitssektorreform werden die 
Stärkung guter Regierungsführung, demokratische zivile Kontrolle und Ausbildungs- 
und Trainingsprogramme für die Polizei, ZivilvertreterInnen und Gefängnis- und 
Sicherheitsbeamte gezählt. (BMeiA 2009: 13) 
 
 
Handbuch Friedenssicherung und Konfliktprävention. Anleitungen zur strategischen 
Umsetzung der Leitlinien der OEZA. 
 
Das Handbuch bezieht sich auf die bisher besprochenen Ausführungen der OEZA, 
also auf die Leitlinien zur Friedenssicherung und Konfliktprävention, auf das 
Dreijahresprogramm und auf den Strategischen Leitfaden für Sicherheit und 
Entwicklung. Der Zweck des Handbuches für Friedenssicherung und 
Konfliktprävention soll die konkrete Handlungsanweisung zur Realisierung und 
Implementierung von Entwicklungsvorhaben sein. (ADA 2011: 5) Die vier 
Interventionslinien der OEZA, die im Handbuch ausführlich dargestellt werden (ADA 
2011: 5), wurden in dieser Arbeit schon im vorigen Teil, über die Leitlinien zur 
 101 
Friedenssicherung und Konfliktprävention erklärt und werden daher in diesem 
Abschnitt nicht noch einmal aufgegriffen.  
Im Handbuch wird ein erweiterter Sicherheitsbegriff beschrieben. Dieser bezieht 
ökologische, ökonomische und soziale Dimensionen in das Verständnis von 
Sicherheit mit ein. Dieser Ansatz geht auf das Konzept der Menschlichen Sicherheit 
aus einem Bereicht des UNDP von 1994 zurück. Hierbei wird die Freiheit von Angst 
und Not für jeden Menschen definiert. Menschliche Sicherheit muss daher in den 
Bereichen Wirtschaft, Ernährung, Gesundheit, Umwelt, persönliche Sicherheit, 
Sicherheit der Gemeinschaft und politische Sicherheit gewährleistet werden. (ADA 
2011: 6) Hier wird also nicht nur die Sicherheit von Staaten beschrieben, sondern 
auch die Sicherheit von Individuen und Bevölkerungsgruppen. (ADA 2011: 7) Die 
Verantwortung für die Gewährleistung menschlicher Sicherheit soll nicht nur beim 
jeweiligen Staat, sondern auch bei der internationalen Gemeinschaft liegen. (ADA 
2011: 6) 
Dieses neue Verständnis von Sicherheit erfordert eine Zusammenführung von 
Sicherheit- und Entwicklungspolitik. Deshalb müssen zivile Mittel, militärische 
Maßnahmen und entwicklungspolitische Bemühungen, wie sie beispielsweise in den 
Millennium Development Goals definiert sind, zusammenspielen. Die verschiedenen 
Akteure, also staatliche und zivilgesellschaftlichen Institutionen im Partner- und im 
Geberland, müssen ineinander greifen und partnerschaftlich agieren. (ADA 2011: 7) 
Hier wird der Sicherheitsbegriff weitest gehend definiert. Allerdings wird er nur in 
Bezug zur Entwicklungszusammenarbeit, nicht aber in Bezug auf den Friedensbegriff 
dargestellt. Wie sich das Verständnis von Sicherheit und Frieden kreuzt wird auch in 
diesem Handbuch nicht genauer erklärt.  
Die Ausführungen im Handbuch Friedenssicherung und Konfliktprävention sind Teil 
der internationalen Agenda. Im Bezug auf die EU wird auf die EU-Afrika-Strategie 









4.3.3 Zusammenfassung der Friedensaufbaumaßnahmen der OEZA und der 
ADA 
 
Auch die OEZA betont, dass Frieden und Entwicklung einander bedingen. (BMeiA 
2011b: 4) (BMeiA 2009: 5) Es wird davon ausgegangen, dass beide Faktoren 
nebeneinander bestehen müssen, um Frieden und Entwicklung nachhaltig und 
dauerhaft zu gestalten.  
 
Der Friedensbegriff ist hier ebenfalls eng an den Begriff der Sicherheit gekoppelt. Die 
Begrifflichkeiten werden in den Ausführungen des österreichischen 
Außenministeriums beinahe identisch verwendet und sind damit fast schon 
austauschbar.  (BMeiA 2011b: 5)  
Der Begriff der Sicherheit ist in der OEZA im Bereich der Friedensarbeit zentral. So 
umfasst das Konzept der menschlichen Sicherheit ökologische, ökonomische und 
soziale Faktoren (ADA 2011: 6) Sicherheit und Frieden werden in den Texten immer 
wieder in Verbindung verwendet, ohne die beiden Begriffe voneinander abzugrenzen. 
(BMeiA 2011b: 5) (BMeiA 2009: 6) 
 
Im Weiteren wird erklärt, dass die OEZA Mitglied in den Vereinten Nationen und der 
Europäischen Union ist und sich daher als Teil der internationalen 
Gebergemeinschaft an deren Ansätzen und Ausrichtungen orientiert und beteiligt. 
Die Vorgaben der EU-EZA werden unterstützt, die Millennium Development Goals 
sollen umgesetzt werden und die Schwerpunktsetzungen richten sich nach dem VN-
System. (BMeiA 2011a: 5) (BMeiA 2009: 6) Auch die Verbindung und die 
Zusammenarbeit mit der EU und deren Afrika-Strategie werden in das Vorgehen der 
OEZA integriert.  (ADA 2011: 9) 
 
Im Weiteren sollen daher Entwicklungsbemühungen immer mit internationalen 
Organisationen und den Partnerländern abgestimmt sein. (BMeiA 2011b: 6f) Die 
Zusammenarbeit mit anderen Staaten wird auch hier betont. Darüber hinaus sollen 
die gesamtstaatlichen Vorgehensweisen mit nichtstaatlichen Akteuren kooperieren. 
(BMeiA 2011b: 4) Die regionalen Gegebenheiten und die Eigenverantwortung der 
Partnerländer sollen auch in der OEZA berücksichtigt werden. (BMeiA 2011b: 6f) 
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Lokalen Strukturen soll daher die Verantwortung für EZA-Vorhaben übertragen 
werden. (BMeiA 2009: 12) 
 
Das Peacebuilding wird von der OEZA zu einem bestimmten Zeitpunkt, nämlich nach 
dem Krisenmanagement, angesetzt. Die zeitliche Komponente und die langfristige 
Ausrichtung ist hier von Bedeutung, da die EZA-Maßnahmen zum Friedensaufbau 
erst durchgeführt werden können, wenn ein Konflikt beendet und ein erster Frieden 
aufgebaut werden konnte. Hier wird die Unterscheidung zwischen positivem und 
negativem Frieden bereits angedeutet. (BMeiA 2011b: 8) (BMeiA 2011b: 9) Im 
Weiteren wird das Konzept des positiven Friedens dann direkt aufgegriffen. Es wird 
anerkannt, dass nicht nur direkte Gewalt, sondern auch strukturelle Gewalt beendet 
und überwunden werden muss, um einen nachhaltigen und lang anhaltenden 




4.4 Vergleich der Ansätze und Vorgehensweisen von international 
agierenden Organisationen 
 
Theoretische Ansätze der Entwicklungszusammenarbeit zum Aufbau des positiven 
Friedens:  
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Friedens 
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der Krisenländer als 
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Partnerländer in den 
Friedensbemühungen: 
 
souveräne Gleichheit von 
Staaten, 





Nichteinmischung in interne 
Staatsangelegenheiten, 
Stärkung des Respekts vor 
dem internationalen Recht  
Eigenverantwortung der 
Partnerländer in den 
Friedensbemühungen 
Eigenverantwortung der 
Partnerländer in den 
Friedensbemühungen 
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Vorgehensweisen der Entwicklungszusammenarbeit zum Aufbau des positiven 
Friedens:  
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Traumaarbeit,   
Wahrheitskommissionen,  
Dealing with the Past,  
Transitional Justice 
Förderung der (sub-) 
regionalen Mechanismen 










Aus- und Weiterbildung 
von nationalen und 
internationalen, zivilen und  
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Durch die tabellarische Auflistung aller Ansätze und Vorgehensweisen der UN, der 
EU und der OEZA zeigt sich, wie sehr sich die Vorstellungen und konkreten 
Maßnahmen ähneln. Die einzelnen Punkte werden von allen drei Organisationen 
ähnlich beschrieben. Nicht nur die theoretischen Ansätze, darüber wie die 
Friedensbemühungen durchgeführt werden sollen, sondern auch die konkreten 
Vorgehensweisen die vorgeschlagen werden sind beinahe identisch. Sogar die 
Wortwahl und die Bezeichnungen der Maßnahmen gleichen sich in den 
Formulierungen der verschieden Organisationen.  
Im Weiteren wird eine staatliche Zusammenarbeit zwischen Geber- und 
Partnerländern deutlich. So betonen EU und UN die Kooperation mit ihren 
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Mitgliedsländern und die OEZA betont umgekehrt ihre Mitgliedschaft. Dies zeichnet 
sich auch inhaltlich in den Ansätzen und Vorgehensweisen ab. 
Auffallend ist hier allerdings, dass die UN einen größeren Fokus auf theoretische 
Ansätze legt. Es werden zwar auch hier praktische Vorgehensweisen beschrieben, 
doch gibt es wesentlich häufigere und längere Ausführungen wie Friedensarbeit 
vonstatten gehen soll. So werden Ziele, Grundeinstellungen und Werte formuliert und 
es wird Auskunft über die Gesinnung hinter den Friedensbemühungen gegeben. Die 
OEZA übernimmt diese Ansichten, konzentriert sich darüber hinaus aber auf 
Vorgaben und Leitlinien für die praktischen Vorgehensweisen. Hier werden 
Handlungsanweisungen genauer beschrieben.  
Es zeigt sich daher auch, dass sich die betrachteten Organisationen aufeinander 
beziehen. Jede befasst sich mit theoretischen Ansätzen und praktischen 
Vorgehensweisen, legen jedoch auch inhaltliche Schwerpunkte. So ergänzen sich 
die Ausführungen der unterschiedlichen EZA-Dokumente. 
Auch der Bezug zu Galtungs Konzept von positivem Frieden zeigt sich hier. Die UN 
und vor allem die OEZA beziehen sich in ihren Ausführungen direkt auf die Theorien 
Galtungs. Inhaltlich und in der Argumentation lassen sich aber alle Ansätze und 
Vorgehensweisen der drei betrachteten Organisationen immer wieder mit Galtungs 
Unterscheidung von positivem und negativem Frieden verbinden. Es gibt immer eine 
erste Postkonflikt Phase, in der erste kurzfristige Maßnahmen ergriffen werden sollen, 
also einer Absicherung von negativem Frieden entsprechend. Dann folgt immer eine 
Phase zum Aufbau eines anhaltenden und nachhaltigen Friedens, einem positiven 
Frieden. Diesem Abschnitt werden langfristige Maßnahmen und eigene praktische 
Vorgehensweisen zugesprochen. Eben dieser Phase des Friedensaufbauprozesses 
sollte in dieser Arbeit laut Forschungsfrage nachgegangen werden. Es zeigt sich, 
dass die drei international agierenden Organisationen einen solchen Prozess des 
positiven Friedens anerkennen und einen eigenen Maßnahmenkatalog für die 
Entwicklungszusammenarbeit definieren.  
In Bezug auf die erste These, inwieweit sich die formulierten Ansätze und 
Vorgehensweise in international agierenden Organisationen ähneln, lässt sich 
feststellen, dass sich das Vorgehen gleicht und darüber hinaus sogar gegenseitig 
ergänzt. Es besteht ein Konsens in den theoretischen Ansätzen und den praktischen 
Vorgehensweisen. Die erste These kann daher bestätigt werden. 
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5. Länderbeispiel: Friedensaufbaumaßnahmen der ADA in 
Uganda durch das JLOS-Programm 
 
5.1 Geschichte und Konflikte Ugandas 
 
Ende des 19. Jahrhunderts wurde Uganda zur britischen Kolonie. Die 
Kolonialverwaltung war ein dominantes System, welches die ugandische 
Gesellschaft in allen Bereichen durchdrang. Die Grenzziehung durch die Briten war 
willkürlich und von ökonomischen Interessen geleitet. Dies hat zu Brüchen in den 
lokalen Gesellschaften geführt, da die Gruppen entweder verfeindet waren oder 
kaum kulturelle und gesellschaftliche Gemeinsamkeiten hatten. Darüber hinaus 
hatten die Briten lokale Feindschaften ausgenützt, um ihren militärischen Sieg zu 
sichern. Das Prinzip von Teile und Herrsche führte in den politischen Strukturen der 
Kolonie zur Polarisierung ethnischer Identitäten. Die heutige Spaltung zwischen dem 
Norden und dem Süden Ugandas geht auf diese Entwicklung der Kolonialzeit zurück. 
(Okuku 2002: 11f)  
Das ethnische und religiöse Bewusstsein verstärkte sich während der postkolonialen 
Phase. Denn in der Anfangszeit der Unabhängigkeit versuchte die Elite den Staat 
neu aufzubauen. Und da schon zur Kolonialzeit Ugander aus dem Norden als 
Soldaten rekrutiert wurden, nutzten die Eliten in diesem Prozess die militärische 
Dominanz des Nordens, um ihre Macht zu festigen und das Land undemokratisch zu 
regieren. (Okuku 2002: 12) 
Ein weiterer Faktor der zu einer weiteren Trennlinie im Land führte ist Religion. In 
den 1890er Jahre verlor die bis dahin vorherrschende katholische Kirche weite Teile 
an die an anglikanische Kirche. In den 1950er Jahren wurde Religion in das 
politische System integriert. Die anglikanische Kirche wurde die Religion des 
Establishments und der Katholizismus wurde in der Oppositionspartei Democratic 
Party, DP, vertreten. Dies verstärkte die Polarisierung von religiösen Gemeinschaften 
weiter. (Okuku 2002: 12) 
Die britischen Kolonialherren bevorzugten das Königreich Buganda und stellten 
bugandische Beamte als Chiefs in ihrem Verwaltungssystem ein. Sie wurden 
hauptsächlich eingesetzt um das Königreich Bunyoro zu kolonisieren. Folglich 
wurden die Buganda von den ethnischen Gruppen als Feind betrachtet, mehr noch 
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als die Engländer. Dies brachte der Region und den Menschen Bugandas einen 
gesonderten politischen, ökonomischen und sozialen Status. Beispielsweise gab es 
Schulen und Krankenhäuser vorwiegend in der Region Buganda. Später waren es 
auch die Buganda, die die Unabhängigkeit forderten und weiterhin immer versuchten 
ihre Interessen als Chiefs und ihre Stellung zu bewahren. Diese koloniale 
Entwicklung führt auch heute noch zu politischen Spannungen. (Okuku 2002: 12) 
Ökonomisch betrachtet wurde das Land hauptsächlich im Süden auf den Export von 
Rohstoffen für die englische Industrie ausgerichtet. Der Anbau von Cash Crops wie 
Baumwolle, Kaffee und Tee wurde gefördert. Im Norden wurden Menschen 
hauptsächlich als Soldaten und Polizisten eingezogen. Demnach wurde durch die 
Kolonialregierung der Süden mit Infrastruktur und Verwaltungsjobs gefördert und der 
Norden war eine Ressource für Arbeitskräfte. Dies ist ein weiterer Faktor der Teilung 
und der Ungleichheit zwischen Nord- und Süduganda. (Okuku 2002: 13) 
Insgesamt haben die 68 Jahre der britischen Kolonialherrschaft die politischen 
Gegebenheiten wie Ethnizität oder Regierungsform nachhaltig geprägt. (Okuku 2002: 
11) 
 
Uganda wurde 1962 unabhängig. Die erste Regierung bestand aus der Koalition aus 
Milton Obotes Uganda Peoples Congress, UPC, und der Kabaka Yekka, KY 
(bedeutet King Only) von Kabaka Mutesa. Ziele in Obotes erster Regierungszeit bis 
1972 waren der Staatsaufbau und die Einigung der Gesellschaft. Für Obote standen 
die unterschiedlichen ethnischen Identitäten dem Nationbuilding und der Entwicklung 
im Wege. Die KY dagegen betonte ethnische Unterschiede, förderte eine 
monarchistische Regierungsform und wollte vor allem den Status der Buganda 
erhalten. (Okuku 2002: 15) 
Zu Beginn gab es keine starke Zivilbevölkerung. (Okuku 2002: 13) Der Hauptgrund 
dafür liegt ebenfalls in der vorhergegangenen Kolonialherrschaft, unter der 
demokratische Prozesse wie Rede- oder Versammlungsfreiheit unterbunden wurden. 
(Okuku 2002: 13) Die Regierung wurde durch autonome Organisation und Führung 
darauf ausgerichtet den Interessen des Staates nachzukommen und nicht denen der 
Bevölkerung. In der Folge institutionalisierte sich Ethnizität in der antikolonialen 
Nationalbewegung und im späteren unabhängigen Uganda. Die Nation zeigte sich 
äußerlich in Einigkeit, innerlich bestand das Land allerdings aus vielen zerstückelten 
ethnischen und religiösen Teilen. (Okuku 2002: 14)  
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„The centrality of ethnicity in the political calculations of the nationalist 
movement precluded the restructuring of the colonial institutions that 
enhanced it. Instead, the colonial power structures and institutions were 
built on and became the basis of ethnic and anti-democratic practices in 
the post-colonial period.” (Okuku 2002: 14) 
 
Ein erster Konflikt entstand zwischen den Königreichen Buganda und Bunyoro. Denn 
während der Kolonialzeit bekam Buganda Gebiete Bunyoros zugesprochen, als 
Dank der Briten für ihre Hilfe die Bunyoro zu unterwerfen. 1964 fand eine 
Volksabstimmung über die zukünftige Zugehörigkeit der Regionen statt. Die 
Betroffenen sprachen sich mehrheitlich für eine Rückkehr zum Königreich Bunyoro 
aus. (Okuku 2002: 15f) Obwohl hier erstmals ein demokratischer Ansatz verfolgt 
wurde mündete die Abstimmung in noch mehr Feindseligkeit zwischen Bunyoro, 
Buganda und der Regierung, da Buganda mit Milton Obotes Entscheidung für ein 
Referendum und mit dem Ergebnis nicht einverstanden war. Dies führte zu einer 
Auflösung der Koalition. 1964 bis 1971 entstand damit Obotes erstes Regime, 
welches von ethnischem Konflikt, Militarismus und Autoritarismus begleitet wurde. 
(Okuku 2002: 16) In seinem Einparteienstaat sollte die kulturelle Gespaltenheit und 
damit auch die  politische Vielfalt überwunden werden. In diesem Sinne wurde daher 
die Opposition, sowohl Parteien als auch zivilgesellschaftliche Organisationen wie 
Handelsgewerkschaften, unterdrückt. Dieser Autoritarismus führte allerdings nicht zu 
einem funktionierenden Nationalstaat. (Okuku 2002: 16f) „It instead came to 
represent a thinly disguised monopoly of power by an elite drawn from a combination 
of ethnic and religious groups with the exclusion of others.“ (Okuku 2002: 17) 
Durch die Anwendung autoritärer Methoden verstärkte Obote zivile Konflikte, die 
möglicherweise auch auf politischer Ebene hätten gelöst werden können. Auf lange 
Sicht verstärkte sich dadurch die ethnische Mobilisierung. Die meisten politischen 
GegnerInnen Obotes waren Bantu. Dadurch wurden die politischen Streitpunkte zu 
einem Konflikt zwischen Norden und Süden. Die Chancen, soziale Brüche im Land 
auf demokratischer Ebene zu bearbeiten, wurden zerstört. (Okuku 2002: 16) 
 
„The centralisation of power which is characteristic of a one party state, 
with little respect for alternative political organisations and ethnic identities, 
is one of the factors in explaining the incidence of political conflicts and 
violence of the kind that has characterised political life in post-colonial 
Uganda.“ (Okuku 2002: 17) 
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Die Militarisierung des Landes und die Ethnisierung des Militärs trugen weiter zur 
Verstärkung von Konflikten bei und erschwerten die politische Entwicklung Ugandas. 
Denn zum einen bestand das Militär größtenteils aus Soldaten aus dem Norden. Zum 
anderen mischte sich das Militär in ethnische Konflikte ein. Das Militär war unter 
Obote in den 1960er und 1980er Jahren und unter Amin in den 1970er Jahren ein 
Instrument zur Erlangung und zur Erhaltung von Macht. Dadurch wurde es erstmals 
unmöglich ethnische Konflikte durch demokratische Mittel zu bearbeiten. (Okuku 
2002: 19f) 
 
Obotes politischer Kurs führte zu immer mehr Rivalität in der Armee und seine 
Einstellung in seinen Beziehungen zum Ausland zum Beispiel zu Südafrika wurde 
immer radikaler. Dies führte 1971 zu einem Putsch durch seinen Armeeführer Idi 
Amin. Die ethnischen Rivalitäten und der Kampf um Macht zwischen Obote und Amin 
hielten schon länger an. Amin lehnte vor allem Obotes Unterdrückung eines 
Mehrparteiensystems und die daraus resultierende Einparteiendiktatur ab. Er bekam 
Unterstützung von ethnischen Gruppen aus der westlichen Nilregion. (Okuku 2002: 
20) 
Nach dem Putsch verfolgte Amin gewaltsam Langi und Acholi Beamte und Soldaten, 
da diese bis dahin das Obote Regime getragen und unterstützt hatten. Viele 
UganderInnen befürworteten den Machtwechsel, vor allem in Buganda. Doch die 
Verfolgung der Langi und Acholi breitete sich auf alle ethnischen Gruppen aus. Jede 
Form von Opposition wurde geahndet, sogar in Amins Heimat der westlichen 
Nilregion. Sicherheitsorganisationen, erneut aufgebaut auf ethnischen und religiösen 
Hintergrund, wurden eingerichtet und berichteten direkt Idi Amin. Diese töteten ohne 
Skrupel.  Die Zahlen der Opfer schwanken zwischen 100 000 und 500 000. Amins 
Herrschaft beruhte bald auf Terror und Mord. (Okuku 2002: 21) 
Amin erklärte sich selbst zum Präsidenten auf Lebenszeit. Die Versprechungen über 
demokratische Wahlen und ein Mehrparteiensystem waren schnell vergessen. 
Politische Parteien erklärte er für illegal, da sie, wie heute auch Museveni 
argumentiert, die Grundlage für Tribalismus, religiöse Sekten, Umsturz, Uneinigkeit, 
Imperialismus und Zionismus darstellen. (Okuku 2002: 21) 
1979 wurde Amins Regime durch die Invasion der tansanische Armee und 
ugandischer Guerillatruppen, unter der Uganda National Liberation Front/Army, 
UNLF/A, gestürzt. Normalität sollte wieder hergestellt werden, doch die ugandischen 
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Eliten bauten wieder ein neues System der Dominanz auf. Alte ethnische und 
militärische Differenzen kochten wieder hoch und ließen den neuen Versuch eines 
Mehrparteienstaats scheitern. (Okuku 2002: 21f) 
 
1980 kämpfte sich Milton Obote mit Hilfe seiner AnhängerInnen, der Military 
Commission of UNLF, zurück ins Amt des Präsidenten. Eine Wahl mit vier 
verschiedenen Parteien, unter anderem UPC Obotes und der Uganda Patriotic 
Movement, UPM, von Yoweri Museveni, wurde durchgeführt. Doch diese wurde 
manipuliert, so das Obote mit seiner Partei, der UPC, die Wahl gewann. Die 
Menschen in der westlichen Nilregion, der Heimat Idi Amins, bekamen hierbei 
beispielsweise nicht einmal die Möglichkeit zu wählen. Die Rückkehr Obotes wurde 
von der Bevölkerung mit gemischten Gefühlen aufgenommen. Der Versuch 
demokratischer Schritte wurde erneut blockiert. (Okuku 2002: 22) 
In der Folge erklärte Museveni der Regierung den Krieg. Er mobilisierte hierfür die 
Gegner Obotes. Diese fand er vorwiegend in Buganda, wo immer noch Groll gegen 
Obotes erste Regierungszeit gehegt wurde. (Okuku 2002: 23) Verschiedene 
Guerillagruppen wie die National Resistance Army, NRA, Uganda Freedom 
Movement, UFM, und Uganda Freedom Army, UFA, schlossen sich dem Kampf an. 
Die Vorgehensweisen mündeten in Terror, beispielsweise durch Bombenattentate, 
und trafen immer mehr oft die Bevölkerung. Der Bürgerkrieg dauerte von 1981 bis 
1985. (Okuku 2002: 22) 
Gemeinsam mit seiner NRA mobilisierte Museveni die Bevölkerung und organisierte 
Resistance Councils, RCs. In diesen konnten FührerInnen gewählt werden, die 
Informationen, zum Beispiel über die Regierungstruppen, an die NRA weiter gaben. 
Museveni nutzte die Unbeliebtheit Obotes in der Bevölkerung. Gerade Buganda 
ermöglichte der NRA mit ihrer Unterstützung Fortschritte im Kampf gegen Milton 
Obote. (Okuku 2002: 23) 
1985 wurde Obote dann durch seine eigenen Militärführer verdrängt. Nach seinem 
Sturz wurde ein Militärrat eingerichtet. In Nairobi wurden daraufhin 
Friedensgespräche mit der neuen Militärregierung geführt. Währenddessen 
mobilisierte und rekrutierte die NRA weiter und vergrößerte damit ihr Einflussgebiet. 
Musevenis NRA machte sich bereit für eine militärische Machübernahme. 1986 
verwarf Museveni das Friedensabkommen von Nairobi. Er eroberte Kampala und 
besiegte den Militärrat. (Okuku 2002: 23)  
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Im Kampf Musevenis um die Macht hat es gerade in der Gegend um sein 
Hauptquartier, Luwero Triangle, viele Opfer gegeben. Auch heute noch gibt es dort in 
vielen Dörfern Gedenkstätten mit Knochen und Totenköpfe. Diese wurde aufbewahrt 
um die Erinnerung an die Zeit des Bürgerkrieges zu erhalten. Die Erinnerung an die 
Vergangenheit soll eine Form der Versöhnung bedeuten. (Furley 2006: 115) 
Museveni ist seit 1986 im Amt. Auch er konnte nicht im ganzen Land Frieden 
schaffen. Zwei Drittel Ugandas, der Süden, lebte seit längerer Zeit in Frieden, 
während der Norden des Landes weiterhin mit kriegerischen Auseinandersetzungen 
zu kämpfen hatte. Dies lag unter anderem daran, dass nach der Machtübernahme 
Musevenis Differenzen mit seinen RegierungsgegnerInnen nie bereinigt wurden. Im 
Norden gibt es seitdem deswegen Guerillagruppen. Die größte Gruppe war das Holy 
Spirit Movement, angeführt von Alice Ladwena, aus der später die Lord’s Resistance 
Army, LRA, von Joseph Kony entstanden ist. (Furley 2006: 115) 
Die LRA hat den Kampf gegen Museveni und seiner Armee der UPDF immer weiter 
geführt. Kony selbst kämpft aus einem religiösen Hintergrund heraus. Er bezieht sich 
auf die Bibel und will in ganz Uganda die Zehn Gebote, also ein Regierungssystem 
das auf dem Christentum beruht, einführen. Weiters verfolgt er den Gedanken, dass 
Uganda nur vom Süden regiert wird. Der Norden und der Süden Ugandas sind schon 
seit der Kolonialzeit gespalten, was sich unter Museveni nicht geändert hat. Dieser 
hat zu Beginn seiner Regierungszeit noch einen breiten Ansatz verfolgt. Mit der Zeit 
wurde seine Regierung aber immer mehr vom Süden vertreten und in der südlichen 
Bevölkerung unterstützt. Die Menschen im Norden dagegen, mit einem anderen 
ethnischen und kulturellen Hintergrund, lehnen diese Entwicklung ab. (Furley 2006: 
115) 
„Zwei Millionen Menschen verließen ihre Dörfer, zehntausende Kinder 
wurden als KindersodatInnen entführt, Menschen wurden gefoltert und 
verstümmelt, ganze Dörfer ausgerottet. Zurück blieben zerbrochene 
Gemeinschaften, der Verlust der eigenen Wurzeln, Traumatisierung und 
extreme Armut.“ (ADA 2011: 45) 
 
Mittlerweile ist Kony verantwortlich für Kinderentführungen, Mord, zerstörte Farmen 
und Massaker an Busreisenden. (Furley 2006: 115) Durch die anhaltenden Kämpfe 
der LRA gab es immer mehr Opfer, Zerstörung und Zerrüttung. Rehabilitierung und 
Wiederaufbau sind schwer durchführbar. Traurige Bekanntheit bekam der Konflikt mit 
der LRA durch die große Anzahl an KindersoldatInnen. Tausende Kinder wurden 
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entführt, um in der LRA als Soldaten oder Sklaven zu arbeiten. Mädchen wurden oft 
gezwungen den Soldaten als Ehefrauen zur Verfügung zu stehen. Darüber hinaus 
gab es eine große Anzahl von Flüchtlingen. (Furley 2006: 116f) 80% der Flüchtlinge 
sind Acholi. Insgesamt kann von einer Flüchtlingszahl von 1,4 Millionen 
ausgegangen werden. Die ugandische Regierung selbst wurde immer wieder 
kritisiert, Menschen, die durch den Krieg in eine humanitäre Notlage gerieten, 
beispielsweise in Flüchtlingslagern, nicht ausreichend zu versorgen und zu 
beschützen. Oft wurde die Nothilfe internationalen Organisationen und NGOs 
überlassen. (Furley 2006: 118) 
Weitere Guerillagruppen sind die Teso und die Allied Democratic Force, ADF. Die 
Teso wurde anfangs von der Regierung unterstützt, um gemeinsam gegen die LRA 
zu kämpfen. Doch da diese ebenfalls eher skrupellos vorging wurde sie in den 
1990er Jahren selbst durch GuerillakämpferInnen bedroht. Auch dieser Konflikt traf 
die Zivilbevölkerung und viele Menschen mussten in Flüchtlinslagern Zuflucht suchen. 
Die ADF agierte in den 1990er Jahren bis 2002 im Südenwesten des Landes von 
Ruanda und der Demokratischen Republik Kongo aus. Durch die Beteiligung 
Ugandas im kongolesischen Bürgerkrieg verlor die ADF allerdings ihre Basis. Diesen 
Sieg verbucht Museveni für sich und betonte, dass der Kampf gegen die ADF der 
eigentliche Grund war, im Kongokrieg zu kämpfen. (Furley 2006: 116) 
Die LRA wurde lange Zeit vom Sudan mit Geld und Waffen unterstützt, da die 
sudanesische muslimische Regierung Museveni als feindlichen Einfluss in der 
Region betrachtete. Umgekehrt unterstützte Museveni christliche Kämpfer der SPLA 
im Südsudan. Im Jahr 2000 konnten sich die Regierungen von Uganda und Sudan 
darauf einigen nicht länger die feindlichen Guerillagruppen im anderen Land zu 
unterstützen. 2002 erlaubte der Sudan sogar, dass Musevenis Regierungstruppen, 
die UPDF, im Südsudan LRA-KämpferInnen zu verfolgen. (Furley 2006: 116) 
Museveni weigerte sich lange mit der LRA, also RäuberInnen und MörderInnen, zu 
verhandeln. 1994 schlugen erste Friedensverhandlungen fehl, 1999 blieb ein 
Amnestieangebot erfolglos. (Furley 2006: 116f) Die Präsidentschafts- und 
Parlamentswahlen 2001 gewann Museveni mehrheitlich. In seinem harten Kurs 
gegenüber der LRA wurde er somit bestätigt. Im selben Jahr wurden 
Friedensgespräche mit der LRA aufgenommen. Dies gestaltete sich allerdings als 
schwierig, da diese keinen politischen Flügel oder SprecherInnen hat. Die wenigen 
WortführerInnen der LRA waren darüber hinaus kaum in der Lage Forderungen zu 
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formulieren, abgesehen von der Absetzung Musevenis. (Furley 2006: 119) 2003 bot 
Kony seine Bereitschaft zur Verhandlung eines Waffenstillstands an. Kony allerdings 
ist unberechenbar. (Furley 2006: 116f) Bis 2004 wurden die Attacken der LRA 
weniger. Museveni hat seit 2003 den Internationalen Strafgerichtshof in Den Haag 
ins Land geholt, um die Gräueltaten gründlicher zu untersuchen. Seitdem gibt es 




5.2 Die Ansätze und Vorgehensweisen der OEZA und der ADA in 
Uganda 
 
Als Mitgliedsland der EU orientiert sich die OEZA an der europäischen Strategie für 
Afrika. Zum Aktionsrahmen wird daher neben Frieden und Sicherheit, Good 
Governance, Armutsbekämfpung und Umweltschutz gezählt. Diese Ziele 
unterstützen ebenfalls die Millenium Development Goals der UN. (ADC 2010: 3) 
Die Prinzipien die die Zusammenarbeit zwischen Österreich und Uganda gestalten 
sind Gleichheit (equality), Partnerschaft (partnership) und Eigenverantwortung 
(ownership). (ADC 2010: 3) Die österreichische Entwicklungspolitik formuliert in 
einem Dreijahresprogramm die Kernaufgaben und Ziele für die Austrian 
Development Cooperation, ADC:   
• Verringerung der Armut weltweit 
• Wahrung von Frieden und menschlicher Sicherheit 
• Erhaltung der Umwelt 
(ADC 2010: 3) 
Das Dreijahresprogramm für die OEZA in Afrika sieht im Bereich Frieden und 
Sicherheit eine Partnerschaft mit der Afrikanischen Union und der AU Commission 
und mit regionalen Organisationen vor. Vorrangige Ziele für Afrika sind Governance 
und damit verbunden Frieden, Sicherheit und Konfliktprävention. Uganda ist hier 
eines der Länder von Priorität. (ADC 2010: 3) 
Hier wird deutlich die Verbundenheit mit der EU und der UN und deren EZA-Zielen 
erklärt. Die OEZA integriert und identifiziert sich als Mitgliedsstaat dieser 
Organisationen mit deren Ansätze und Vorgehensweisen.  
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Uganda definiert im National Development Plan, NDP, acht Zielvorgaben für den 
Zeitraum von 2010-2015: 
• Erhöhung der Haushaltseinkommen und Förderung von Eigenkapital 
• Steigerung der Verfügbarkeit und Qualität von gewinnbringender 
Beschäftigung  
• Verbesserung der ökonomischen Infrastruktur 
• Steigerung des Zugangs zu qualitätvollen sozialen Leistungen 
• Förderung von Wissenschaft, Technologie, Innovation 
• Erweiterung des Bildungskapitals 
• Stärkung von Good Governance, Verteidigung und Sicherheit 
• Förderung nachhaltiger Nützung von Umwelt und natürlichen Ressourcen 
(ADC 2010: 4) 
Im Weiteren bezieht sich die Länderstrategie der OEZA auf den Peace, Recovery 
and Development Plan for Northern Uganda, PRDP. Hier sind die Maßnahmen für 
Armutsbekämpfung und Verbesserung der Lebenssituation für die Menschen in der 
Region beschrieben. Im Norden Ugandas haben die Menschen zwei Jahrzehnte lang 
unter den Konflikten leiden müssen. Deshalb ist das Rahmenkonzept hier auf die 
Schaffung von Frieden ausgerichtet. (ADC 2010: 4) 
Es werden vier strategische Zielvorgaben formuliert:  
• Festigung der staatlichen Autorität 
• Wiederaufbau und Ermächtigung der Gemeinden 
• Wiederbelebung der Wirtschaft 
• Friedensaufbau und Versöhnung 
(ADC 2010: 4) 
Die Austrian Development Cooperation betont, dass die strategische Ausrichtung der 
Entwicklungsziele von Uganda anerkannt wird. Dazu gehören die Verbesserung des 
Zugangs zu qualitätvollen sozialen Leistungen und die Stärkung von Good 
Governance, Verteidigung und Sicherheit. (ADC 2010: 4f) Innerhalb dieser 
Zielvorgaben konzentriert sich die OEZA unter anderem für den Bereich Recht, 
Gerechtigkeit und Frieden. Die Unterstützung durch die ADC hierbei soll dem Norden 
Ugandas zukommen. Dazu zählen die von der LRA betroffenen Gebiete der Acholi 
und Lango und Adjumani. (ADC 2010: 5) 
 117 
Die Eigenverantwortung (ownership) liegt hier klar beim Empfängerland. Die 
österreichische Entwicklungszusammenarbeit erkennt hier klar an, dass die Pläne 
und Ausrichtung der EZA-Maßnahmen und Vorgehensweisen vom ugandischen 
Staat selbst formuliert werden. Die Strategien und Leitfäden werden demnach von 
der Ugandischen Regierung gestaltet und von Österreich unterstützt.  
Es zeigt sich auch, dass Uganda für diese Arbeit ein gutes Länderbeispiel darstellt. 
Teile des Landes haben ein friedliches Zusammenleben bereits erreicht. Die 
Friedensbemühungen haben also bereits gefruchtet und zeigen, wie ein sicherer und 
anhaltender Frieden geschaffen wurde. Ein anderer Teil des Landes, der Norden, 
sieht sich dagegen noch mitten im Aufbau des Friedens. Hier werden 
Friedensaufbaumaßnahmen gerade erst angewandt, um die Auseinandersetzungen 
hinter sich zu lassen. Die Postkonflikt Situation muss hier also erst überwunden 
werden für einen nachhaltigen positiven Frieden. Uganda hat also auf der einen 
Seite Friedensarbeit erfolgreich durchgeführt und ist auf der anderen Seite immer 
noch aktiv an der Arbeit für den Frieden. Als Beispiel zeigt sich hier, dass 
Friedenarbeit Erfolg verspricht. Von Interesse ist in dieser Arbeit daher, wie die 
Ansätze und Vorgehensweisen von einem bereits von Friedenserfolg gekröntem 
Land gestaltet und durchgeführt wird.  
 
Die ADC versteht Armut in Verbindung mit Machtlosigkeit, Wehrlosigkeit, Ausschluss 
vom öffentlichen Leben, politischen Entscheidungsprozessen und Menschenrechten, 
was mit dem Schutz der Menschenrechte, demokratischen Institutionen und einem 
effektiven Rechtssystem einhergeht. Betont wird hierbei der gleiche Zugang zu 
Partizipation und Möglichkeiten für Männer und Frauen. (ADC 2010: 11) 
 
„Good governance, the respect for human rights and peace and human 
security constitute inseparable and mutually interacting essentials in 
Austria’s development cooperation. They both are considered as 
important prerequisites for ADC’s main objectives and represent an 
intervention sector in its own right. They are strongly linked to the rule of 
law and a functioning justice system that provides legal security.” (ADC  
2010: 11f) 
 
In Uganda sind Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Stabilität und Frieden als Ziele 
formuliert worden. Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte und Frieden stellen die 
Grundlage für sozioökonomische Entwicklung und sollen daher in den JLOS realisiert 
werden. (ADC 2010: 12) 
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Die Herausforderungen in der Erreichung von Recht, Gerechtigkeit und Frieden muss 
neben staatlichen Institutionen auch von der Bevölkerung mitgetragen werden. Die 
Zivilbevölkerung spielt hier also eine zentrale Rolle und muss Bewusstsein und 
Respekt gegenüber den Menschenrechten entwickeln. (ADC 2010: 12) 
Die ADC verfolgt daher drei Hauptstrategien in Uganda:  
• den Zugang zu Recht durch Entwicklung und eine Politik der Rechtshilfe 
• Geschlechtergleichstellung und Menschenrechtsstandards in der Verwaltung 
und in der Verbreiterung von Gerechtigkeit 
• Förderung alternativer Konfliktlösungsansätze und Versöhnungsmechanismen 
für Recht und Gerechtigkeit nach Konflikten (Transitional Justice).  
(ADC 2010: 12) 
All diese Bereiche agieren auf zentraler und auf lokaler Ebene. Im Zentralen wird die 
politische Entwicklung und verbesserte Standards der JLOS unterstützt. Durch den 
Aufbau der Kapazitäten sollen Menschenrechte und der Zugang zu Recht ermöglicht 
werden. Die lokalen Bereiche beziehen sich auf Norduganda. Hier werden vor allem 
zivilgesellschaftliche Organisationen in die Arbeit integriert, um die staatlichen 
Maßnahmen zu ergänzen. Dazu gehört beispielsweise Rechtsberatung, Erhöhung 
des Bewusstseins im Rechtsbereich und Kontrolle über staatliche Schritte. (ADC 
2010: 12) 
In den Friedensprozessen in Norduganda schloss die ugandische Regierung das 
Juba Peace Agreement. Dieses Abkommen ist ein Beitrag zur Gerechtigkeitsarbeit 
und beinhaltet Strafmündigkeit und Aussöhnung (Agreement on Accountability and 
Reconciliation). (ADC 2010: 12)  
 
„Twenty years of severe conflict raise serious questions of justice for 
perpetrators and victims, of truth seeking and of compensation for the 
suffering and marginalisation of over two million people. If the strong 
demand by Northern Ugandan communities for justice and the end of 
impunity is not met, peace will remain at stake.” (ADC 2010: 12) 
 
Im Verständnis von Rechtsfragen in Uganda spielt die historische Teilung des 
Landes zwischen dem Norden und dem Süden eine Rolle. (ADC 2010: 13) 
 
„Lasting peace will remain at stake if issues of transitional justice such as 
truth finding and reparations, accountability and reconciliation are not 
addressed in a transparent and inclusive manner.” (ADC 2010: 13) 
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5.3 Das JLOS-Programm der ADA in Uganda 
 
Soweit nicht anders gekennzeichnet, stammen in diesem Kapitel alle Informationen über die 
JLOS aus einem Interview mit der ADA-Mitarbeiterin, Monika Tortschanoff, vom 9.Mai 2012. 
Monika Tortschanoff arbeitet seit 2007 in der ADA. Sie ist als Länderreferentin zuständig für 
Programme in Westafrika, mit den Schwerpunkten Burkina Faso und Uganda. Davor arbeitete sie 
für die europäische Kommission im Kongo. Sie ist Juristin mit dem Fokus auf Menschenrechte.  
 
 
Schon in den 1980er Jahren begann die Beziehung Österreichs zu Uganda. Diese 
Beziehung wuchs mit der Zeit und es entstand ein kultureller und 
entwicklungspolitischer Austausch zwischen staatlichen Einrichtungen, 
Entwicklungsorganisationen und engagierten Einzelpersonen aus beiden Ländern. 
1991 wurde dann ein Koordinationsbüro der österreichischen 
Entwicklungszusammenarbeit eröffnet. Uganda ist nun schon seit 1993 ein 
Schwerpunktland der OEZA.  
 
Das Projekt Justice, Law and Order Sector, JLOS, in Uganda wird seit Anfang der 
1990er Jahre von der österreichischen Entwicklungszusammenarbeit mitfinanziert. 
Die finanzielle Unterstützung basiert auf dem Strategic Investment Plan des 
nationalen Entwicklungsplans. (ADA 2010) 
Das Ziel der JLOS ist die Verbesserung der Lebensqualität und die Beseitigung der 
Armut. Die Aufgabe besteht darin die Sicherheitslage für Menschen und Eigentum zu 
verbessern und Menschen den Zugang zu Recht zu ermöglichen, um so 
ökonomische Entwicklung zum Nutzen aller, vor allem arme und verletzbare Gruppen, 
zu fördern. Die fünf Hauptziele sind daher das Rechtsstaatsprinzip, Menschenrechte, 
der Zugang zu Recht, Kriminalität und Sicherheit und ökonomische Entwicklung. 
Mittlerweile wird auf Land, Familie und Straf- und Wirtschaftsrechtsreformen Wert 
gelegt. (ADA 2010) 
Der Justice, Law and Order Sector wurde von Uganda definiert und umfasst 15 
Institutionen, wie das Justizministerium, die Gefängnisbehörde, die Polizei, das 
Innenministerium, die Antikorruptionsbehörde, die Menschenrechtsbehörde, etc. All 
diese Institutionen machen dann den JLO Sektor aus. In den letzten Jahren sind  
District Chain Linked Commitees entstanden, in welchen regelmäßige Treffen 
 120 
zwischen den 15 JLO Institutionen auf dezentraler Ebene als Austauschmöglichkeit 
stattfinden.  
 
Die ADA unterstützt die JLOS in Form einer Sektorfinanzierung. Hier geht es daher 
nicht um klassische Projektarbeit, also zum Beispiel dem Bau einer Schule oder 
eines Gefängnisses von und durch Österreich, sondern um Zusammenarbeit mit der 
Regierung. Es wird versucht die Regierung zu unterstützen, um ihre eigenen Ziele zu 
erreichen. Die beratende Funktion der Geber ist hierbei eher gering. Nur den Sector 
Investment Plan legt die Gebergruppe im Vorstadion vor, worüber sich ausgetauscht 
werden kann und die Geber die Möglichkeit haben, diesen zu kommentieren oder 
Input zu liefern. Allerdings handelt es sich hier um ein Dokument der Regierung 
(ownership) und die Ziele und Umsetzungsansätze werden ebenfalls von der 
Regierung formuliert. Wieweit sich Geber hier einbringen (können) hängt von den 
jeweiligen Regierungen ab.  
Die Budgethilfe basiert auf der Betrachtung der Basisdaten und der 
Rahmenbedingungen im Land. Dazu gehören Budget, öffentliche Verwaltung, 
Korruption, makroökonomische Zahlen, Geldflüsse, Budgetverhandlungen, rechtliche 
Bedingungen und die Frage, inwieweit es Entwicklungspläne im zu unterstützenden 
Sektor gibt, ob Ziele von der Regierung definiert wurden, wer die Akteure in diesem 
Bereich sind oder welche Kapazitäten in Institutionen zur Verfügung stehen. 
Bekommen diese Grundelemente des Staatshaushaltes eine positive Bewertung, 
darüber wo das Land steht, dann geht bei der Sektorfinanzierung das Geld direkt an 
den Staat. Durch Zwischenberichte können die Rahmenbedingungen und 
Fortschritte jeweils neu evaluiert und diskutiert werden. Am Ende zählt die Frage, 
inwieweit die Ziele, die sich eine Regierung gesetzt hat erreicht wurden. Weniger 
wichtig ist die Frage, was mit dem Geld, das tatsächlich aus Österreich kommt 
umgesetzt wurde. 
 
Der Sektor soll durch die finanzielle Unterstützung verbessert werden. Ziel ist es, der 
Bevölkerung einen besseren Zugang zu ihrem Recht zu geben. Komplementär dazu 
gibt es zivilgesellschaftliche Projekte, um Checks and Balances sicherzustellen. In 
Uganda gibt es zwar bereits gute zivilgesellschaftliche Netzwerke, aber der Bedarf ist 
immer noch gegeben. Deswegen gibt es in Uganda eine Democratic Governance 
Facility, einen extra Bugettopf, welcher konkrete zivilgesellschaftliche Projekte 
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unterstützt. Im Falle der ADA wird ein Projekt für den Zugang zu Recht mitgetragen 
Ein Schwerpunkt hierbei ist also Schaffung eines Rechenschaftsmodells über 
Serviceleistungen der Regierung im Rechtsbereich oder der Zugang zu Recht für die 
Bevölkerung, gerade für arme und verletzbare Gruppen. Die Regierung hat demnach 
eine konkrete Vorstellung, welche Ziele sie erreichen und wie sie vorgehen wollen. 
Geberländer stehen dabei nur mit der finanziellen Unterstützung zur Seite. 
Regelmäßig finden Reviewprozesse über die Zielerreichung statt, von welchen die 
zukünftigen Beiträge abhängen. 
 
Der Zugang zu Recht wird hier als Komponente von Frieden verstanden. Die OEZA 
geht dabei davon aus, dass dieser Rechtszugang für die Bevölkerung nötig ist, um 
einen Rechtsstaat aufzubauen. Die Friedensabkommen 2006 sind dafür eine 
Vorraussetzung, vor allem in Norduganda, denn im Moment ist Uganda frei von 
gewaltvollen Konflikten. Jetzt geht es darum, diesen ersten Frieden und damit die 
Rechtsstaatlichkeit zu halten und sicherzustellen. Die Möglichkeit Recht zu 
bekommen ist wichtig, um der Bevölkerung ein Gefühl von Sicherheit, aber auch eine 
tatsächliche Sicherheit zu geben. Dies ist ein Beitrag zum nachhaltigen Frieden, 
wozu auch Korruption oder Menschenrechte gehören. Der Frieden steht in Uganda 
bis jetzt noch auf sehr dünnem Eis. Wie nachhaltig der Frieden halten wird, wird die 
Zukunft zeigen.  
 
Der Sektor besteht also auf verschiedenen Ebenen, von den praktischen 
Grundelementen der Menschenrechte, wie die Trennung Jugendlicher von 
Erwachsenen in Gefängnissen, bis auf die Gesetzgebungsebene. Die praktische 
Arbeit der ADA wird durch ein Büro in Kampala organisiert, auch mit einer 
Mitarbeiterin die nur für den Bereich Frieden und Justiz zuständig ist. Dort wird auch 
die Arbeit mit anderen Gebern wie Irland, Dänemark, Schweden, Niederlande oder 
UNICEF in diesem Sektor koordiniert, mit genauer Arbeitsaufteilung und 
Zuständigkeiten bis hin zu Monitoring (österreichische Aufgabe) und Evaluierung. 
Daher gehen MitarbeiterInnen der Geberorganisationen auch regelmäßig in die 
verschiedenen Regionen, um mit den betroffenen Akteuren wie Richtern oder 
Gefängnisleitungen zu sprechen.  
Zu den Aufgaben im Praxisbereich gehören die Formulierung von Gesetzen und die 
Ausbildung der Richter und Juristen. Darüber hinaus wird immer wieder auf 
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praktische Probleme gestoßen und der Bau von Gerichtshäusern und Gefängnissen 
gehört damit mit zum Aufgabenbereich. Hier wird daher ein kompletter Ansatz 
verfolgt, mit Softskills und Hardware.  
Ein Problem in Uganda ist beispielsweise, dass Polizei, Gerichte und Gefängnisse so 
weit voneinander entfernt sind, dass der Transport der Häftlinge vom Gefängnis zur 
Gerichtsverhandlung bereits eine große Herausforderung darstellt. Die Betroffenen 
haben zwar das Recht auf ein Gerichtsverfahren, kommen aber nicht dort hin, da die 
Polizei zu wenig Autos hat.  
Ein weiteres Problem ist, dass in Gefängnissen zweidrittel der Häftlinge noch in 
Untersuchungshaft sitzen und ein Recht auf einen Gerichtsprozess haben. Die Zeit 
für Untersuchungshaft wurde schon von 25 Monaten auf 18 Monate reduziert. Dies 
ist ein Erfolg, trotzdem sind 18 Monate immer noch zu lange. Hier stehen die 
Behörden vor enormen Herausforderungen. Diese Dinge kommen dann gerade  
durch Gespräche während des Monitorings heraus.   
Die Menschenrechtssensibilisierung ist daher ein weiterer Schwerpunkt der JLOS. 
Zum Beispiel sollen Gefängniswächter gewahr werden, dass diese Rechte auch für 
Verdächtige und Verurteilte gelten und sie sich daher etwa organisieren dürfen und 
Anträge stellen können, welche berücksichtigt und bearbeitet werden sollen.  
 
Transitional Justice ist in post Konflikt Situationen wie Uganda immer ein wichtiges 
Thema, vor allem in Norduganda nach 23 Jahren Konflikt. Der Bereich der 
informellen traditionellen Justiz und Versöhnungsmechanismen war lange Zeit in der 
EZA unbedeutend. Mittlerweile wird immer mehr Gewicht darauf gelegt, denn wenn 
Friedenssicherung und ein Wideraufbau der Regierung für nachhaltigen Frieden 
ermöglicht werden soll, kann das Thema nicht ausgeklammert werden. Dies ist 
wichtig, da man mit einem normalen Justizsystem eben an Grenzen stoßen wird. Im 
neuen dritten Sector Investment Plan ist dies daher auch enthalten. Deshalb wird 
zum einen der Dialog zur Sensibilisierung des Themas und zum anderen wieder die 
finanzielle Unterstützung, nämlich die Ausbildung von Richtern, als Aufgabe 
wahrgenommen.  
Der hier verfolgte Ansatz heißt Integrated Transitional Justice. Er besteht aus drei 
Elementen: Formal Criminal Jurisdiction, Traditional Justice structures, Truth Telling 
and Reconciliation Structure. Der Vorteil an den Formen der traditionellen informellen 
Justiz ist, dass sie vor Ort bekannt sind und über Jahre so praktiziert wurde. Deshalb 
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müssen sie nicht wie das formale Recht von EZA-Organisationen erst in ein Land 
hinein getragen werden. Durch Verstaatlichung, Verwaltung, Dezentralisierung wurde 
formales klassisches Recht nach unserem Verständnis auf die zentrale Ebene 
gehoben. Das Traditionelle wurde verdrängt.  
Auch wenn es für die EZA schwer ist, die traditionellen Justizbestände auszumachen, 
so ist das Wissen in der lokalen Bevölkerung vorhanden. Die Herausforderung liegt 
nun allerdings darin diese neue Wertschätzung zu vermitteln, nachdem in der 
Vergangenheit die traditionellen Ansätze weg geschoben wurden.  
„Das Traditionelle wurde verdrängt. Und jetzt das wieder herauszuholen, auch mit 
dieser Wertschätzung, das ist glaube ich die Herausforderung. Diese Mentalität auch 
wieder. einerseits wurden wir verdrängt, aber jetzt sollen wir wieder!“, so Monika 
Tortschanoff.  
Die Frage, wie Recht gesprochen wird kann sich dabei von Region zu Region und 
sogar Dorf zu Dorf unterscheiden. Die Integration des Themenbereichs Transitional 
Justice in die Verwatung stellt demnach eine Herausforderung dar, bedeutet aber 
auch einen Mehrwert. Denn unterschiedliche Methoden der Rechtssprechung bis hin 
zu Versöhnungs- und Wahrheitskommissionen, geben neue Orientierungsformen 
















5.4 Vergleich der Ansätze und Vorgehensweisen von international 
agierenden Organisationen mit dem JLOS-Programm der ADA in 
Uganda 
 
Theoretische Ansätze und 
Vorgehensweisen der OEZA und der 
ADA in Uganda am Beispiel des 
Länderstrategiepapiers 
Vorgehensweise der OEZA und der 
ADA in Uganda  
am Beispiel des JLOS-Programms 
 
Betonung der Zusammenarbeit mit UN 
und EU 
Betonung der Zusammenarbeit mit UN, 
EU und deren Mitglieds- und 
Geberländer 
Verbindung von Sicherheit und Frieden  
 Zusammenarbeit mit Empfängerländer Zusammenarbeit mit der Regierung 
Ugandas 
Einbindung der Zivilbevölkerung und 
nichtstaatlicher 
Entwicklungsorganisationen 
Einbindung der Zivilbevölkerung und 
nichtstaatlicher 
Entwicklungsorganisationen 
Gleichheit (equality),  
Partnerschaft (partnership) und 
Eigenverantwortung (ownership) 
Gleichheit (equality),  
Partnerschaft (partnership) und 
Eigenverantwortung (ownership) 
Entwicklungspolitisches Handeln auf 
zentraler und lokaler Ebene 
Austauschmöglichkeiten durch District 




Stärkung von Good Governance, 
Verteidigung und Sicherheit: 
 
Einbeziehung der Bevölkerung in 
politische Entscheidungsprozesse 
Democratic Governance Facility zur 
Unterstützung zivilgesellschaftlicher 
Projekte 
Stärkung der Zivilbevölkerung Stärkung der Zivilbevölkerung 
Schaffung von Demokratie und 
demokratischen Institutionen 
Einbeziehung von 15 Institutionen wie 
Polizei und Menschenrechtsbehörde, 
Reformen im Bereich Land, Familie, 
Justiz und Wirtschaft, 
Hilfe bei Gesetzesformulierung  
Festigung der staatlichen Autorität  
 Sektorfinanzierung/Budgethilfe 
 
Verbesserung des Zugangs zu 
qualitätvollen sozialen Leistungen: 
 
Kapazitätsaufbau Unterstützung des Sektorausbau  
 
Zugang zu Recht Zugang zu Recht 
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Politik der Rechtshilfe Politik der Rechtshilfe 
Kontrolle und Rechenschaft Schaffung eines Rechenschaftsmodell, 
Monitoring und Evaluierung 
 
Konzentration auf Recht, 
Gerechtigkeit und Frieden: 
 
Schutz der Menschenrechte Schutz der Menschenrechte 
Schaffung eines effektiven 
funktionierendem Rechtssystem 
Schaffung eines effektiven 
funktionierendem Rechtssystem, 
Ausbildung von Richtern und Juristen 
Rechtsstaatlichkeit Rechtsstaatlichkeit 
Sicherheit Sicherheit 
 Bekämpfung von Kriminalität 





Gleicher Zugang zu Partizipation und 
Möglichkeiten für Männer und Frauen 
 
Wiederbelebung der Wirtschaft Verbesserung der Sicherheitslage für 
Eigentum für ökonomische Entwicklung 
 
Friedensaufbau und Versöhnung:  
Förderung alternativer 
Konfliktlösungsansätze 
Förderung informeller traditioneller Justiz 
Versöhnungsmechanismen für Recht 
und Gerechtigkeit 
Versöhnungsmechanismen für Recht 
und Gerechtigkeit 
Transitional Justice Integrated transitional justice: 
formal criminal jurisdiction, traditional 





Es zeigt sich, dass die theoretischen Ansätze und praktischen Vorgehensweisen mit 
denen der international agierenden Organisationen übereinstimmen. Gerade in den 
theoretischen Schwerpunkten sind die Ansätze geradezu identisch. Die praktischen 
Maßnahmen und Umsetzungen können hier dazu noch detaillierter beschrieben 
werden. Inhaltlich werden in Bezug auf Uganda die Ansätze und Ziele der OEZA, der 
EU und der UN verbunden, so soll zum Beispiel auch hier an der Erreichung der 
Millennium Develpment Goals gearbeitet, die staatlichen Strukturen aufgebaut und 
vom Staat soll die Verantwortung (ownership) getragen werden.  
Die Dokumente der OEZA, also die hier betrachteten Strategien im Allgemeinen und 
die Strategien für Uganda  und für das JLOS-Programm, sind in sich schlüssig und 
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beziehen sich sehr stark aufeinander. Die vorgegebenen Ansätze werden in der 
Praxis, eben im Projekt in Uganda, umgesetzt.  
Dies zeigt sich auch in der Tabelle, deren aufgelistete Punkte auch in der ersten 
Tabelle über die UN, EU und EZA aufgeführt sind. Die zweite These, ob in einem 
aktuellen Projekt wie dem JLOS-Programm die Ansätze und Vorgehensweisen der 
international agierenden Organisationen wieder zu finden sind, kann daher ebenfalls 
bestätigt werden.  
 
Erkennbar in der Arbeit der ADA in Uganda ist, wie viel Bedeutung der Bevölkerung 
des Landes zukommt. Diese soll den Zugang zu Recht bekommen, was ein zentrales 
Ziel der JLOS ist. Der ermöglichte Zugang zu Recht wird als Komponente von 
Frieden und als Beitrag zum Friedensaufbau verstanden. Diese Vorgehensweise 
bezieht sich also stark auf die Menschen selbst: Zum einen soll jedem und jeder 
Einzelnen dieser Zugang ermöglicht werden. Zum anderen soll dies gegebenenfalls 
durch traditionelle Rechtssprechung umgesetzt werden, das heißt Ansätze aus der 
Bevölkerung sollen integriert werden. 
Die Rolle der Betroffenen ist im Aufbau des positiven Friedens daher zentral. Der 
Frieden soll in erster Linie erreicht werden, indem soziale, persönliche und kulturelle 
Beziehungen erneuert und wieder hergestellt werden und nicht nur politische und 
ökonomische Ziele verfolgt werden.  (Karbo 2008: 115) Daher ist es die Aufgabe der 
Entwicklungszusammenarbeit den Friedensaufbau zu initiieren und nicht im 
Alleingang durchzuführen. Die Menschen sollen angeregt werden, eine neue 
friedlichere Gesellschaft zu gestalten und eigene Vorstellungen von Frieden 
umzusetzen. Die Rolle der Entwicklungszusammenarbeit ist daher die Ermöglichung  
und die Unterstützung in der Umsetzung dieser Vorstellung. Dies ist ein Ansatz der 
auch im JLOS Programm der ADA verfolgt wird. Die Zielformulierungen liegen bei 
der ugandischen Regierung und die OEZA unterstützt diese durch die 
Sektorfinanzierung, um diese Zielerreichung zu ermöglichen. Im aktiven 
Friedensaufbau engagiert sie die ADA daher beispielsweise nur im Kapazitätsaufbau 
zur zivilen Konfliktaustragung. Die Gestaltung und Umsetzung liegt dann bei den 
UganderInnen selbst. Ein selbst getragener Friedensaufbauprozess und die 
Entscheidungs- und Gestaltungsfreiheiten sollen den Menschen die Möglichkeit 
geben, den eigenen Frieden herzustellen. Dies könnte die Wahrscheinlichkeit 
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erhöhen, dass der Frieden nachhaltiger andauert, wenn die Betroffenen hinter dem, 
beziehungsweise hinter ihrem Frieden stehen können. 
Hier wird der Fokus also auf Versöhnungsarbeit gelegt. Dazu gehören die 
Aufarbeitung der Vergangenheit, die Bestrafung von TäterInnen und damit die 
Anerkennung des Leids der Opfer. Auf diese Weise soll Gerechtigkeit wieder 
hergestellt werden, was auch der Definition Galtungs vom positiven Frieden mit  
sozialer Gerechtigkeit entgegen kommt.  
Der Ansatz des Ownership ist auch im JLOS-Programm  in Uganda  ein wesentlicher 
Bestandteil. In der Sektorfinanzierung werden Projekte zur Förderung der 
Zivilbevölkerung mitgetragen. Den Menschen werden Aufgaben übertragen wie 
beispielsweise das  checks and balances von Regierungsleistungen. Auch in der 
Fokussierung auf das Transitional Justice in den JLOS werden traditionelle Justiz- 
und Versöhnungsmechanismen angewandt. Die Arbeit der ADA besteht hier  darin, 
diese traditionellen Vorgehensweisen zu begünstigen und finanziell und durch 
Kapazitätsaufbau zu unterstützen. Die OEZA hat in diesem Bereich einen 
weiterführenden Ansatz, Integrated Transitional Justice, formuliert, in dem formale 
Gerichtsbarkeit, traditionelle Rechtsstrukturen und Wahrheits- und 
Versöhnungsarbeit miteinander vereint werden sollen. Der Vorteil endogener 
traditioneller Ansätze für die Entwicklungszusammenarbeit liegt darin, dass lokale 
Bestände zurückgegriffen und gefördert werden können, während formales Recht 
erst im Land etabliert werden muss. Wird die lokale Rechtssprechung in die 
staatliche Verwaltung integriert entsteht ein Mehrwert für alle Beteiligten und bildet 
einen hybriden Friedensprozess. (Murithi 2008: 17) 
Die Entwicklungszusammenarbeit bietet somit Vorgehensweisen und Ansätze für 












Die Verbindung von Frieden und Entwicklung wird von der EU und der OEZA 
ausdrücklich betont. Für die OEZA gilt ein friedliches Umfeld als Grundvoraussetzung 
für die Entwicklungszusammenarbeit. Umgekehrt kann ein nachhaltiger Frieden nur 
durch Miteinbeziehung von EZA-Maßnahmen geschaffen werden. Dieselbe 
Argumentation verfolgt auch die EU. Diese sieht die EZA als Teil der Außen- und der 
Sicherheitspolitik. Es wird sogar betont, dass ein anhaltender Frieden erst eintreten 
kann, wenn die Maßnahmen der ersten Übergangsphase der Postkonflikt Situation, 
also Soforthilfe und humanitäre Hilfe, mit den Vorgehensweisen der EZA verbunden 
werden. Demnach bedingen Frieden und Entwicklung einander. Die EZA wird zum 
wesentlichen Bestandteil im Friedensaufbau.  
Lediglich in der UN werden Frieden und EZA nicht ausdrücklich verbunden. Frieden 
ist als Peacebuilding mehr an das militärische Peacekeeping gekoppelt. Militärische 
Aspekte spielen wiederum in der Friedensarbeit von EU und OEZA kaum eine Rolle. 
Trotzdem lassen sich Parallelen in den Ansätzen finden. Denn die OEZA arbeitet in 
ihrem Vorgehen gleichzeitig an Peacebuilding und Statebuilding und betrachtet 
beides als gemeinsame Maßnahme. Die UN sieht ebenfalls den Staatsaufbau, also 
die Förderung von nationalen Kapazitäten und staatliche Eigenverantwortung, als 
Grundziel des Peacebuildings. Eine weitere Ähnlichkeit zwischen UN, EU und OEZA 
ist der Bezug zu den MDGs. Von der UN formuliert dienen sie für alle Ansätze als 
Ziel und Ausrichtungsgrundlage der Friedensarbeit. Sie bilden wieder die Verbindung 
zwischen Frieden und Entwicklung, denn Frieden kann nur anhalten, wenn sich 
Postkonflikt Gesellschaften an die Millenniumsziele, wie die Verringerung der Armut, 
annähern und umgekehrt können solche Gesellschaften nur in einem friedlichen 
Umfeld an diesen Zielen arbeiten. 
 
Die Vorgehensweisen für den Friedensaufbau durch die EZA sehen immer 
langfristige Maßnahmen vor. Entwicklungszusammenarbeit ist dafür gedacht auf 
lange Sicht zu arbeiten. Politik und Militär sind dagegen kurzzeitige Mittel, meist um 
einen ersten, negativen Frieden einzurichten, auf den die EZA in der Folge aufbauen 
kann, um zu versuchen einen positiven Frieden gemeinsam mit den Betroffenen zu 
schaffen. Laut EU soll sich die EZA demnach den Bedürfnissen der Bevölkerung 
widmen. Die OEZA führt in diesem Zusammenhang wortwörtlich das Ziel eines 
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positiven Friedens an, der dadurch erreicht werden soll, dass die Ursachen der 
Konflikte bearbeitet werden und dass sowohl die direkte, als auch die strukturelle 
Gewalt beendet werden muss. Auf lange Sicht wird die EZA also als Mittel betrachtet, 
um einen positiven Frieden von außen zu initiieren und zu fördern.   
 
Die Zusammenarbeit mit den anderen Ländern ist in den Ansätzen und 
Vorgehensweisen sehr zentral. Der jeweilige Staat ist notwendig, um Frieden, 
Sicherheit und Stabilität herzustellen und zu erhalten. Gerade die UN schreibt dem 
Staat größte Bedeutung zu. Der Friedensaufbau ist hier Aufgabe der betroffenen 
Regierung. Ebenso sollen die Bevölkerung und nichtstaatliche Organisationen vom 
Staat integriert und ermutigt werden, dessen Friedensbemühungen zu unterstützen. 
Auch die OEZA verbindet das Peacebuilding direkt mit dem Statebuilding.  
Positiv ist an diesem Ansatz zu bewerten, dass die Entscheidungsgewalt, die 
gesellschaftliche Gestaltung und die politische Verantwortung der Betroffenen 
Bevölkerung übertragen wird. Die Organisationen UN, EU und OEZA sehen sich 
selbst in einer unterstützenden und initiierenden Rolle. 
Hier zeigt sich allerdings auch ein sehr traditionelles und westliches Bild von 
Staatlichkeit. Das Konfliktpotential von schwachen Staaten wird zwar genannt, doch 
inwiefern dieses Konzept für Afrika sinnvoll ist angesichts der vielen fragilen und 
gescheiterten Staaten, wird hier nicht hinterfragt. Ein starker Staat gilt demnach als 
Lösung und als Erhalter des Friedens. Deswegen beziehen sich viele der 
formulierten Vorgehensweisen auf den Wiederaufbau des Staates und dessen 
Verwaltungsapparat, Strukturen und Institutionen. Ob dieses Modell fragile Staaten 
solide aufbauen kann und ob damit der Frieden erfolgreich gesichert werden, kann 
wird die Zukunft zeigen.  
 
Im Weiteren wird neben dem Staat die Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen EZA-
Organisationen und der Zivilbevölkerung betont. Vor allem die EU und die OEZA 
sehen in NGOs und in der Bevölkerung wichtige handelnde Akteure mit einer 
Friedenvermittelnden Kraft. Das gemeinsame Vorgehen im Friedensaufbau kann 
neue Wege, beispielsweise in Politikbereichen oder in inhaltlichen Konzepten, 
ermöglichen. So haben in einem starken demokratischen Staat NGOs, 
Zivilgesellschaft und traditionelle Akteure den Raum, sich aktiv einzubringen und sich 
für den Frieden zu engagieren. Die Menschen können auf einer Mikroebene erreicht 
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werden, was besonders wichtig ist, da sich jede und jeder Einzelne für den Frieden 
entscheiden muss. Außerdem können regionale und traditionelle Ansätze, wie 
beispielsweise in Uganda, für den Friedensprozess mobilisiert werden, was den 
Frieden umso nachhaltiger gestalten kann, da die Friedensmaßnahmen nicht von 
außen in ein Land hineingetragen werden müssen, sondern schon Teil der 
betroffenen gesellschaftlichen Vorgehensweisen ist. Die 
Entwicklungszusammenarbeit bietet demnach einen Zugang zur Zivilbevölkerung. 
Sie bietet eine Grundlage, die Bevölkerung auf breiter Ebene anzusprechen und in 
den Friedensprozess zu integrieren. Somit leistet die EZA einen wesentlichen Beitrag 
zum Aufbau eines positiven Friedens. 
 
 Der Begriff der Sicherheit ist sehr eng mit dem Friedensbegriff verflochten. In der UN 
wird Sicherheit in Bezug auf die direkte Postkonflikt Situation verwendet. Nach 
Beendigung eines Konfliktes, also wenn ein Friedensabkommen unterzeichnet und 
eine erste Waffenruhe ausgehandelt wurde, dann ist das wichtigste Ziel, ein sicheres 
Umfeld zu schaffen. Sicherheit soll also zu Beginn der Friedensaufbauarbeiten 
geschaffen und erhalten werden. Dies gilt als Vorraussetzung für weitere 
Friedensschaffende Maßnahmen.  
In Texten über Entwicklungszusammenarbeit der EU wird der Sicherheitsbegriff mit 
dem Sicherheitsdiskurs über Terrorismus und Waffenhandel verbunden. Hier wird oft 
davon gesprochen, wie sich EZA und Sicherheit – nicht Frieden – gegenseitig 
bedingen. Dies kann daran liegen, dass die EZA immer mehr Teil der EU-
Außenpolitik und damit auch der Sicherheitspolitik (Michal-Misak 2008: 235) 
geworden ist. 
In der OEZA stehen Frieden und Sicherheit in einem noch engeren Kontext. Die 
Begriffe sind austauschbar und werden fast als Synonym verwendet. Dies wird damit 
begründet, dass die Begriffe weltweit, auch in der UN und der EU, immer enger 
miteinander verbunden werden. Das liegt eben daran, dass Sicherheits- und 
Entwicklungspolitik zunehmend gekoppelt werden und miteinander kooperieren. 
In den betrachteten Ausführungen der drei Organisationen werden die 
Begrifflichkeiten von Frieden und Sicherheit also eng miteinander verbunden.  
Allerdings werden die Wortbedeutungen nicht genau definiert oder voneinander 
abgegrenzt. Es lässt sich allerdings feststellen, dass sich das Verständnis von 
Sicherheit mehr auf den Zeitraum des negativen Friedens bezieht. Denn Ziel der 
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Sicherheitspolitik ist es, in (Post-) Konfliktsituation zeitnah ein erstes sicheres Umfeld 
zu schaffen.  
 
In den Texten von UN, EU und OEZA wird auf den zeitlichen Aspekt von 
Friedensaufbaumaßnahmen hingewiesen. Der erste Zeitraum nach der Beendigung 
eines Konfliktes muss dazu genutzt werden, die Friedensabkommen zu festigen und 
Sicherheit herzustellen. In Bezug auf Galtung kann hier von einem negativen Frieden 
gesprochen werden. Auffallend ist hier allerdings, dass die UN und die EU einen 
starken Fokus auf den Zeitraum des negativen Friedens legen. Dies kann zumindest 
in Bezug auf die Vereinten Nationen daran liegen, dass das UN-Peacebuilding zum 
militärischen Peacekeeping gehört, welches immer erst versucht Sicherheit 
herzustellen. Hier wird deutlich wie wichtig die Phase des ersten fragilen Friedens ist. 
Denn hier entscheidet sich, wie der Friedensaufbauprozess ablaufen kann und wie 
nachhaltig der Frieden dann halten wird.  
Die folgende Phase, die demnach dem Aufbau eines positiven Friedens dienen soll, 
erfordert weitere, langfristige und neue Maßnahmen im Friedensprozess. Eben diese 
Maßnahmen sind der Untersuchungsgegenstand dieser Arbeit. Es zeigt sich hier, 
dass in den drei international agierenden Organisationen zwischen negativem und 
positivem Frieden unterschieden wird. Auch wenn die Begriffe positiv und negativ nur 
wenig wörtlich verwendet werden, so wird in der UN und der OEZA direkt auf Johann 
Galtung hingewiesen und das Verständnis des zeitlichen Ablaufs und den zugrunde 
liegenden Bedingungen von Friedenszuständen gleicht der Argumentation Galtungs. 
Deshalb werden auch konkrete Vorgehensweisen und Ansätze für den Aufbau des 
positiven Frieden formuliert, die sich von denen des negativen Friedens 
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Wird ein bewaffneter Konflikt beendet muss ein Land und dessen Gesellschaft am 
Wiederaufbau und an der Überwindung der Gewalt arbeiten. Die Trennungslinien 
und die grundlegenden Konfliktursachen müssen angegangen und überwunden 
werden. Hierbei kann die Entwicklungszusammenarbeit Hilfestellung leisten, indem 
sie die Betroffenen unterstützt, einen Weg aus der Postkonflikt Situation zu finden 
und ein friedliches Umfeld zu erreichen.  
Ziel ist hierbei, einen nachhaltigen Frieden einzurichten. In dieser Arbeit wird daher 
das Konzept des positiven Friedens von Johan Galtung als Ausgangspunkt 
genommen.  Dieser sieht einen ersten negativen Frieden nach einer Waffenruhe und 
ersten Friedensabkommen. Der folgende positive Frieden geht allerdings noch einen 
Schritt weiter, da hier direkte und strukturelle Gewalt beseitigt und die 
Konfliktursachen bearbeitet wurden. Wie ein solcher Frieden mit Hilfe der 
Entwicklungszusammenarbeit geschaffen werden kann soll in dieser Arbeit 
betrachtet werden. In der Forschungsfrage wird daher nach den theoretischen 
Ansätzen und den praktischen Vorgehensweisen in der EZA unter Betrachtung 
international agierender Organisationen gefragt. Zur Bearbeitung dieser 
Fragestellung wurden daher die Arbeit und die Maßnahmen der UN, der EU und der 
OEZA, beziehungsweise der ADA, betrachtet.  
Es stellte sich heraus, dass sich die Ansätze und Vorgehensweisen der 
Organisationen gleichen und dass ein Konsens über das Vorgehen im 
Friedensaufbau besteht. Im Weiteren zeigte sich, dass diese Ansätze und 
Vorgehensweisen auch in der Praxis Anwendung finden. Hierfür wurde ein aktuelles 
Projekt der ADA in Uganda betrachtet und mit den bisher ermittelten Maßnahmen 
verglichen.  
Allgemein lässt sich erkennen, dass die international agierenden Organisationen, die 
hier analysiert wurden, einen positiven Frieden erreichen wollen, eine Verbindung 
zwischen Friedensaufbau und Entwicklungszusammenarbeit erkennen, der 
verwendete Friedensbegriff eng an das Verständnis von Sicherheit gekoppelt ist, die 
EZA-Maßnahmen langfristig ausgerichtet sein müssen und in Zusammenarbeit mit 
anderen Staaten (Mitglieds- and Partnerländern), mit der Zivilbevölkerung und mit 





When an armed conflict ends, the country and it’s society has to do reconstruction 
and has to overcome the occurred violence. The social division and the root causes 
of the conflict have to be addressed. Here development assistance can help and 
support the people to find a way out of the post-conflict situation and to achieve a 
peaceful environment.  
Peace has to be sustainable. In this thesis the concept of Johan Galtung’s positive 
peace is used. Galtung differentiates peace in terms of negative and positive 
situations. In negative peace periods there are peaceagreements and ceasefire. This 
is followed by positive peace where is no direct and structural violence anymore and 
the root causes of the conflict have been handled. Therefore this thesis focusses on 
the help and support of development aid for building positive peace. The research 
question examines theoretical approaches and pracitical procedures in development 
assistance considering international operating organisations such as the United 
Nations, the European Union and the Austrian Development Agency.  
It shows that the approaches and procedures of these organisations equate each 
other and provide a consensus on acting in peacebuilding. Furthermore, these 
approaches and procedures are used in practice as well. Therfore, a current project 
of ADA in Uganda has been explored and compared to the measures collected in this 
thesis.  
The results indicated that the three international operating organisations try to achive 
positive peace, see a connection between peacebuilding and development 
assistance, connect peace to the security term, demand long-term measures and 
want to cooperate with other states (memberstates and recipient countries), with civil 
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